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Kein Einsichtsrecht potentiell
Geschädigter in vertrauliche Unterlagen
der EU-Kommission

Orientierungssätze zur Anmerkung:

1. Dritte haben keinen Anspruch auf Einsicht
in vertrauliche Unterlagen, welche die EU-
Kommission im Rahmen einer Wettbewerbs-
untersuchung nach Art. 101 AEUV erhalten
hat.

2. Der unbeschränkte Zugang und die mög-
liche Verbreitung solcher Dokumente wür-
den die Untersuchungs- und Audittätigkei-
ten der Unionsorgane beeinträchtigen und
sind daher abzulehnen.

3. Geschäftliche Interessen, welche der EU-
Kommission gegenüber offenbart wurden,
sind mindestens 30 Jahre lang als schützens-
wert anzusehen.

Anmerkung zu EuG, Urteil vom  07.10.2014, T-
534/11
von Carsten Vyvers, RA und FA für Transport-
und Speditionsrecht

A. Problemstellung

Das Luftfrachtkartell und seine Aufarbeitung be-
schäftigen auch mehr als zehn Jahre nach dem
Beginn der Ermittlungen durch die EU-Kommis-
sion weiterhin die Behörden und Gerichte.

Die EU-Kommission hatte im Jahre 2010 ihre Er-
mittlungen beendet und Verstöße gegen die EU-
Wettbewerbsregeln (vgl. Art.  101 AEUV) fest-
gestellt. Angeblich in der Absicht, sich gegen
eine in den Niederlanden gegen sie erhobene
negative Feststellungsklage zweier Airlines bes-
ser verteidigen zu können – die Airlines hat-
ten Klage auf Feststellung erhoben, dass sie
der Antragstellerin gegenüber nicht zu Scha-
densersatzzahlungen aus dem Luftfrachtkartell
verpflichtet seien – hatte die DB Schenker AG
(„Schenker“) im April 2011 einen Antrag auf
Akteneinsicht in die Akten der EU-Kommissi-
on gestellt. Begründet wurde dieser Antrag mit
dem durch Art. 2 VO (EG) 1049/2001 gewährten
Recht auf Zugang der Öffentlichkeit zu Doku-
menten des Europäischen Parlaments, des Ra-

tes und der Kommission. Nach zweifacher Ab-
lehnung des Antrags durch die EU-Kommission
klagte Schenker vor dem Europäischen Gericht
Erster Instanz (EuG) auf Gewährung vollständi-
gen Aktenzugangs. Dieser wurde vom Gericht
jedoch verwehrt, soweit es sich hierbei um ver-
trauliche Unterlagen handelt.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Das Gericht musste eine Abwägung zwischen
dem von Schenker geltend gemachten, aus all-
gemeinen Normen hergeleiteten Anspruch der
Öffentlichkeit auf Zugang zu den Dokumenten
einerseits und den von der EU-Kommission hier-
gegen erhobenen, mit der speziellen Situation
in Wettbewerbssachen begründeten Einwänden
(Schutz laufender und künftiger Ermittlungen,
Vertrauensschutz für die Unternehmen, welche
im Rahmen der Ermittlungen mit der EU-Kom-
mission kooperiert haben u.ä.) andererseits vor-
nehmen. Dabei waren auch gesetzgeberische
Grundentscheidungen zu berücksichtigen, wel-
che schließlich zur Abweisung des Antrages in
dem oben beschriebenen Rahmen führten.

So schränken sowohl Art. 4 VO (EG) 1049/2001
als auch die kartellrechtlichen Vorschriften (vgl.
VO (EG) 1/2003 und VO (EG) 773/2004) den
Zugang zu Dokumenten ein, die im Rahmen
kartellrechtlicher Ermittlungen an die EU-Kom-
mission übermittelt wurden. Dabei stellen bei-
spielsweise Art. 27 Abs. 2 und Art. 28 VO (EG)
1/2003 sowie die Art. 6, 8, 15 und 16 VO (EG)
773/2004 klar, dass der Zugang zu Dokumen-
ten, welche der EU-Kommission im Rahmen ei-
ner Ermittlung nach Art.  101 AEUV zur Verfü-
gung gestellt wurden, sehr restriktiv zu handha-
ben sei, da der Zugang zur Akte auf die „Par-
teien“ bzw. die „Beschwerdeführer“ beschränkt
ist. Überdies sollen weder Geschäftsgeheimnis-
se oder weitere vertrauliche Informationen der
Unternehmen noch interne Schriftstücke der
Kommission und der nationalen Wettbewerbs-
behörden verbreitet werden. Zudem sollen die
zugänglich gemachten Dokumente nur für Ge-
richts- oder Verwaltungsverfahren zur Anwen-
dung von Art. 101 AEUV verwendet werden dür-
fen. Schutzzweck dieser Normen ist die Wah-
rung sowohl der Geschäftsinteressen der be-
teiligten Unternehmen als auch der Effektivität
des Verwaltungshandelns der EU-Kommission.
In der Summe führten diese Erwägungen da-
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zu, dass der Antrag von Schenker zum weitaus
überwiegenden Teil abgelehnt wurde.

C. Kontext der Entscheidung

Die EU-Kommission ist bei ihren Ermittlungen
auf die Kooperation der betroffenen Unterneh-
men angewiesen. Diese legen dabei ihre Ge-
schäftsinterna offen, indem sie der Kommissi-
on Einblick in ihre Kalkulationen und andere we-
sentliche Unterlagen gewähren. Dies geschieht
selbstverständlich im Vertrauen darauf, dass
die EU-Kommission diese Unterlagen keinem
Dritten gegenüber zugänglich macht. Andern-
falls dürfte die Kooperationsbereitschaft der po-
tentiellen Kartellanten jeweils stark sinken und
die Arbeit der EU-Kommission erschwert wer-
den. Auch wenn die Ermittlungen sich oftmals
über einen längeren Zeitraum hinziehen, führt
dies nach Auffassung des Gerichtes nicht dazu,
dass die Unternehmen bzw. die eingereichten
Unterlagen damit weniger schutzwürdig sind.
Vielmehr soll der Schutz für mindestens 30 Jah-
re gelten.

D. Auswirkungen für die Praxis

Die EU-Kommission darf weiter auf die mög-
lichst vollständige Kooperation möglicher Kar-
tellanten bauen. Ein Risiko, dass im Rahmen der
Ermittlungen an die EU-Kommission übermittel-
te vertrauliche Unterlagen letztendlich gegen
das betroffene Unternehmen verwendet wer-
den, besteht nicht. Damit wird sowohl die Stel-
lung der Kronzeugen als auch anderer koopera-
tionsbereiter Unternehmen gestärkt. Potentiell
Geschädigte sind hingegen weiter darauf ange-
wiesen, für eine mögliche Schadensersatzklage
notwendige Unterlagen selbst zu beschaffen.

2

Nachweis der Anzahl übergebener
Frachtstücke durch Übernahmequittung
bei Fehlen von Ladeschein und
Frachtbrief

Leitsatz:

Wird weder ein Ladeschein noch ein Fracht-
brief ausgestellt, kann der Beweis für die An-
zahl der übergebenen Frachtstücke von dem
nach Art. 17 Abs. 1 CMR Anspruchsberech-
tigten auch durch eine von dem Frachtführer
oder seinem Fahrer ausgestellte Empfangs-

bestätigung (Übernahmequittung) geführt
werden. Der Frachtführer kann sich nicht
darauf berufen, die Übernahmequittung ha-
be keinerlei Beweiswert oder aber ihr Be-
weiswert sei erschüttert, weil sie "blind" un-
terschrieben wurde, wenn der Unterzeich-
ner der Empfangsbestätigung die Möglich-
keit hatte, den Beladevorgang zu beobach-
ten oder nach dessen Abschluss zumindest
die Anzahl der Frachtstücke zu überprüfen.

Anmerkung zu BGH, Urteil vom  22.05.2014,
I ZR 109/13
von Dr. Karl-Heinz Thume, RA, FRIES Rechtsan-
wälte Partnerschafts GmbB, Nürnberg

A. Problemstellung

Wenn der Absender – bzw. dessen Gehilfen – vor
Beginn der Beförderung das Gut verladen, wird
der Fahrer des Frachtführers anschließend nicht
selten aufgefordert, den Empfang zu quittieren.
Geschieht dies, so ist in der frachtrechtlichen
Judikatur seit langem umstritten, welchen Be-
weiswert eine solche anlässlich der Übernahme
des Gutes „blind“ – d.h. ohne tatsächliche Prü-
fung (deren) ihres Inhalts – unterzeichnete Emp-
fangsquittung hat. Mit dieser Frage befasst sich
das nachstehend besprochene Urteil des BGH.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

I.

Klägerin des Rechtsstreits war der führende
Transportversicherer der in H., Deutschland, an-
sässigen W. C. He. GmbH, welche die Beklagte
unter anderem mit dem Transport zweier Päck-
chen mit je drei Kilogramm Carboplatin per Lkw
zu festen Kosten von H. nach U. in Österreich
beauftragte hatte. Der Wert der Päckchen be-
trug nach der Packliste jeweils 86.000 Euro. Mit
der Durchführung des Transports vom Lager der
Streithelferin der Klägerin in H. nach A. hatte die
Beklagte ihre Streithelferin als Unterfrachtfüh-
rer beauftragt. Am Nachmittag des 04.08.2010
belud der Mitarbeiter Al. der Streithelferin der
Klägerin den von der Streithelferin der Beklag-
ten bereitgestellten Lkw mit einer Vielzahl von
Packstücken. Die einzelnen Sendungen erfass-
te der Mitarbeiter Al. mit einem Handscanner.
Dazu gehörten auch die beiden oben genann-
ten Carboplatin-Päckchen. Während des Bela-
devorgangs hielt sich der Fahrer der Streithel-
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ferin der Beklagten im Führerhaus des Lkw auf.
Anschließend begaben sich der Mitarbeiter der
Streithelferin der Klägerin und der Fahrer der
Streithelferin der Beklagten zum Büro des La-
gers. Der Fahrer der Streithelferin der Beklag-
ten zeichnete die ihm dort vorgelegte Ladeliste,
auf der auch die beiden Päckchen mit Carbopla-
tin aufgeführt waren, unter dem Vermerk „Obi-
ge Sendung erhalten“ ab. Daraufhin erhielt der
Fahrer die Ladepapiere und eine Plombe zur An-
bringung am Lkw, die der Streithelferin der Klä-
gerin von der Beklagten zur Verfügung gestellt
worden war. Der Fahrer verschloss den bis da-
hin offenstehenden Lkw und trat die Fahrt nach
A. an. Wann er den beladenen Lkw verplomb-
te, ist nicht festgestellt. Bei der Entladung des
Lkw im Lager der Beklagten in A. fehlte eines
der Carboplatin-Päckchen.

Die Klägerin hat behauptet, beide Carboplatin-
Päckchen seien auf den Lkw der Streithelferin
der Beklagten verladen worden, jedes der Päck-
chen habe einen Warenwert von 77.180,54 Eu-
ro gehabt. Sie habe den der Versicherungsneh-
merin entstandenen Schaden nach Abzug ei-
nes Selbstbehalts von 2.500 Euro reguliert. Des-
halb hat die Klägerin die Beklagte auf Zahlung
von 77.180,54 Euro nebst Zinsen in Anspruch
genommen, wobei sie hilfsweise Zahlung ei-
nes Teilbetrags von 2.500 Euro an die Versiche-
rungsnehmerin beantragt hat.

Das Landgericht Hanau hatte die Klage abge-
wiesen. Die dagegen von der Klägerin und ih-
rer Streithelferin eingelegte Berufung war vom
Berufungsgericht – dem OLG Frankfurt –zurück-
gewiesen worden mit der Begründung, die Klä-
gerin habe nicht nachgewiesen, dass das in
Verlust geratene Päckchen von der Beklagten
übernommen worden sei. Die Beweisaufnahme
habe nicht ergeben, dass der Mitarbeiter der
Streithelferin der Klägerin das Frachtstück auf
den Lkw verladen habe und dass es bei Ab-
schluss des Ladevorgangs dort noch vorhan-
den gewesen sei. Die Abzeichnung der Lade-
liste durch den Fahrer K. unter dem Vermerk
„Obige Sendung erhalten“ habe keinen Beweis-
wert. Sie sei unstreitig ohne Kenntnis des Fah-
rers von der Vollständigkeit des Ladevorgangs,
mithin „blind“ erfolgt. Die Klägerin könne we-
gen der vom Fahrer unterzeichneten Ladeliste
auch nicht verlangen, dass sich die Beklagte so
behandeln lassen müsse, als ob sie das Päck-
chen übernommen habe. Die für die Streithelfe-
rin der Klägerin im Büro des Lagers tätige Mitar-

beiterin habe gewusst, dass die Unterzeichnung
durch den Fahrer keinen Rückschluss auf die
Vollständigkeit der Verladung zugelassen habe.
Der Fahrer habe zur Kontrolle der Verladung
keine Unterlagen in Händen gehabt und hät-
te allenfalls die Packstücke zählen können, was
aber unüblich gewesen wäre. Die Beklagte müs-
se sich die Abzeichnung der Ladeliste durch den
Fahrer ihrer Streithelferin auch nicht als wider-
sprüchliches Verhalten entgegenhalten lassen.
Der Fahrer K. habe mit der Abzeichnung kei-
nen Vertrauenstatbestand geschaffen, der die
Streithelferin der Klägerin von weiteren Kontrol-
len oder Sicherungsmaßnahmen zur Vollstän-
digkeit der Verladung abgehalten habe. Dass
die Streithelferin der Klägerin dem Fahrer K. die
ihr von der Beklagten zur Verfügung gestellte
Plombe gerade wegen der Unterzeichnung der
Ladeliste zur freien Verfügung überlassen habe,
sei weder vorgetragen noch aus den Umstän-
den ersichtlich. (Zum Berufungsurteil des OLG
Frankfurt siehe TranspR 2013, 341.)

Mit der vom Berufungsgericht zugelassenen Re-
vision, deren Zurückweisung die Beklagte und
ihre Streithelferin beantragten, verfolgten die
Klägerin und ihre Streithelferin den Klagean-
spruch weiter. Ihre gegen diese Beurteilung ge-
richteten Angriffe hatten Erfolg.

II.

Der BGH hat festgestellt, mit der vom Beru-
fungsgericht angeführten Begründung könne
der nach § 86 Abs. 1 VVG auf die Klägerin über-
gegangene Schadensersatzanspruch der Versi-
cherungsnehmerin – welcher sich hier, da es
sich um einen grenzüberscheitenden Beförde-
rungsauftrag handele, nach Art. 17 Abs. 1 CMR
richte – nicht verneint werden. Nach dieser Be-
stimmung hafte der Frachtführer für den Ver-
lust des Gutes, sofern der Verlust zwischen
dem Zeitpunkt der Übernahme des Gutes und
dem seiner Ablieferung eintrete. Die Übernah-
me setze voraus, dass der Frachtführer willent-
lich selbst oder durch seine Gehilfen aufgrund
eines wirksamen Frachtvertrages den unmittel-
baren oder mittelbaren Besitz an dem zu be-
fördernden Gut erwirbt. Sie setze weiter den
Willen des Absenders voraus, die Verfügungs-
gewalt über das Transportgut aufzugeben, und
den Willen des Frachtführers, die Kontrolle dar-
an zu übernehmen.
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Zutreffend sei das Berufungsgericht davon aus-
gegangen, dass die Streithelferin der Beklagten
das Transportgut mit dem Aufbruch der Zeugen
Al. und K. zum Ladebüro der Streithelferin der
Klägerin nach Abschluss der Verladearbeiten
durch den Zeugen Al. übernommen habe. Von
einer Übernahme im Sinne des Art. 17 Abs. 1
CMR sei auszugehen, wenn die vom Absender
vorzunehmenden Ladearbeiten abgeschlossen
sind und der Fahrer entweder den Laderaum
schließt oder das Gut derart in den Verantwor-
tungsbereich des Frachtführers oder seiner Er-
füllungsgehilfen gelangt, dass er oder seine Ge-
hilfen es vor Schäden bewahren können. Die-
se Voraussetzungen hätten zum Zeitpunkt des
Abschlusses der Ladearbeiten vorgelegen. Zu
diesem Zeitpunkt sei der Fahrer K. in der La-
ge gewesen, das Transportgut durch Verschlie-
ßen des Laderaums vor Schäden zu bewahren.
Dass er stattdessen das Fahrzeug während des
Zeitraums, in dem er das Ladebüro aufsuchte,
offenstehen ließ, führe nicht zu einer Verschie-
bung des Zeitpunkts der Übernahme des Gutes.

Der BGH stellt fest, dass die Klägerin für die
Übernahme des in Rede stehenden Päckchens
mit Carboplatin darlegungs- und beweisbelastet
ist und geht im Streitfall davon aus, dass die
Klägerin den ihr obliegenden Beweis geführt ha-
be. Zwar sei die vom Berufungsgericht vorge-
nommene Beweiswürdigung aus revisionsrecht-
licher Sicht nicht zu beanstanden, die Revisi-
on mache aber mit Erfolg geltend, dass die
Beklagte sich an der Bestätigung des Fahrers
K. ihrer Streithelferin festhalten lassen müsse.
Zwar könne sich die Klägerin im Streitfall nicht
mit Erfolg auf die Beweisvermutung nach Art. 9
Abs. 2 CMR berufen, weil kein den Vorschriften
der Art.  5 und 6 CMR entsprechender Fracht-
brief vorliege. Die Ladeliste ersetzt – so der BGH
zu Recht – den Frachtbrief nicht. Auch ergebe
sich keine Haftung der Beklagten im Zusam-
menhang mit den in Art.  8 CMR bestimmten
Obliegenheiten, denn ein etwaiger Verstoß des
Zeugen K. gegen derartige Pflichten begründet
keine Haftung nach Art. 17 CMR.

Der BGH weist ferner darauf hin, dass bei Fehlen
eines Ladescheins oder Frachtbriefs der Beweis
für die Anzahl der übergebenen Frachtstücke
von dem nach Art. 17 Abs. 1 CMR Anspruchs-
berechtigten grundsätzlich auch durch eine von
dem Frachtführer oder seinem Fahrer ausge-
stellte Empfangsbestätigung (Übernahmequit-

tung) geführt werden kann. Die formelle Be-
weiskraft einer solchen Empfangsbestätigung
richte sich nach § 416 ZPO, ihre materielle Be-
weiskraft hänge – ebenso wie bei der Quittung
im Sinne von §  368 BGB – von den Umstän-
den des Einzelfalls ab. Sie unterliege der freien
richterlichen Beweiswürdigung (§ 286 ZPO) und
könne durch jeden Gegenbeweis, durch den die
Überzeugung des Gerichts von ihrer inhaltlichen
Richtigkeit erschüttert wird, entkräftet werden.
Der Beweis des Gegenteils sei nicht erforder-
lich. Eine Erschütterung der Beweiskraft komme
in Betracht, wenn die Empfangsquittung Anga-
ben enthält, die der Unterzeichnende ersichtlich
oder erwiesenermaßen nicht bestätigen konn-
te. Dementsprechend beziehe sich die Beweis-
kraft einer Empfangsquittung im Zweifel nicht
auf den Inhalt einer verschlossenen Sendung.
Die Unterschrift des Zeugen K. besitze formelle
Beweiskraft. Sie erbringe vollen Beweis für die
Abgabe der in der Übernahmequittung enthal-
tenen Erklärung (§§ 416, 440 Abs. 2 ZPO). Ob
die in der Übernahmequittung enthaltene Erklä-
rung zur Überzeugung des Gerichts auch inhalt-
lich richtig oder ihre Beweiswirkung entkräftet
ist, müsse der Tatrichter würdigen. Diesem sei
im Streitfall insoweit kein Rechtsfehler unter-
laufen. Im vorliegenden Fall stehe nämlich fest,
dass der Fahrer K. während des Ladevorgangs
nicht zugegen war und den Vermerk über den
Erhalt der Sendung ohne Prüfung der Anzahl
der Packstücke unterzeichnet habe. Bei dieser
Sachlage sei es revisionsrechtlich nicht zu bean-
standen, wenn der Tatrichter nicht davon über-
zeugt war, das fragliche Päckchen sei in die Ob-
hut des Frachtführers gelangt.

Dann fährt der BGH fort: „Entgegen der Ansicht
des Berufungsgerichts muss die Beklagte sich
aber an der Übernahmequittung festhalten las-
sen und kann sich nicht mit Erfolg darauf beru-
fen, der Fahrer ihrer Streithelferin habe die An-
zahl der Packstücke ohne Überprüfung – sozu-
sagen „blind“ – quittiert.“

Wenn der Frachtführer oder ein von ihm einge-
schalteter Erfüllungsgehilfe bei der Übernahme
die Anzahl der Güter kontrollieren könne, von
dieser Möglichkeit aber keinen Gebrauch mache
und gleichwohl deren Zahl quittiere, so hand-
le er entgegen den Grundsätzen von Treu und
Glauben nach § 242 BGB widersprüchlich, wenn
er sich später darauf berufe, die Übernahme-
quittung sei „blind“ erteilt worden. In einem sol-
chen Fall begründe die Übernahmequittung die
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widerlegliche Vermutung, dass die angegebene
Stückzahl zutrifft. Für dieses Ergebnis spreche
die große Bedeutung, die der Übernahmequit-
tung im Bereich des Transportwesens für den
Nachweis der Übernahme des Gutes zukommt.
Unterzeichne der Frachtführer die Übernahme-
quittung, ohne die angegebene Stückzahl ei-
ner möglichen Kontrolle zu unterziehen, halte er
den Absender regelmäßig davon ab, seinerseits
die erforderlichen Beweise für die Übernahme
des Gutes zu sichern.

Im Streitfall hält der BGH die Voraussetzun-
gen für gegeben, unter denen sich die Beru-
fung der Beklagten auf die „blind“ unterzeich-
nete Übernahmequittung als ein Verstoß gegen
Treu und Glauben erweist. Er stellt fest, dass
die im Rechtsstreit vorgelegte Ladeliste aus sie-
ben fortlaufend nummerierten Seiten bestand,
in der insgesamt 30 Pakete jeweils mit Absen-
der und Empfänger, Maßen, Gewicht, Liefer-
schein, Warenwert, Sendungsnummer und Auf-
tragsnummer genannt waren. Auf der letzten
Seite waren die Gesamtanzahl der Packstücke
und das Gesamtgewicht angegeben. Auf der
ersten Seite oben befanden sich unter dem Na-
men und der Adresse der Streithelferin der Klä-
gerin die Tour-Nummer, das Datum, der Na-
me der Sachbearbeiterin sowie die Telefon-
und Telefax-Nummer. Direkt darunter hatte die
Streithelferin der Klägerin einen Stempel aufge-
bracht, auf dem unter der vorgedruckten Über-
schrift „Obige Sendung erhalten“ das Datum,
das Kfz-Kennzeichen, die Unterschrift und der
Name in Druckbuchstaben anzugeben waren. In
diesem Stempel befanden sich als Eintragungen
das Kennzeichen des vom Zeugen K. gefahre-
nen Lkw, die Unterschrift des Zeugen sowie sein
Name in Druckbuchstaben. Neben dem ausge-
füllten Stempelaufdruck war in einem vorge-
druckten Feld handschriftlich die Plombennum-
mer vermerkt.

Da die Unterschrift des Fahrers K. unterhalb
der Angabe der Tour-Nummer und des Stem-
pelvordrucks „Obige Sendung erhalten“ ange-
bracht war, hat sie – so der BGH – die Funkti-
on, die Verantwortung für den darüber stehen-
den kurzen Text zu übernehmen und ihn räum-
lich abzuschließen. Die Beweisfunktion der Un-
terschrift erfasse damit die Erklärung des Fah-
rers K., von der Streithelferin der Klägerin eine
Sendung zu einer bestimmten Tour erhalten zu
haben. Damit enthalte die vom Zeugen K. erteil-
te Übernahmequittung materiell die Erklärung,

dass er insgesamt 30 Packstücke übernommen
habe. Diese Auslegung könne der Senat selbst
vornehmen, da angesichts der umfangreichen
Beweisaufnahme vor dem Landgericht und der
teilweisen Wiederholung der Beweisaufnahme
vor dem Berufungsgericht insoweit keine weite-
ren Feststellungen zu erwarten seien. Danach
sei die Unterschrift des Fahrers K. auf der von
der Streithelferin der Klägerin erstellten Lade-
liste als eine Quittung auch für das verloren ge-
gangene Päckchen anzusehen.

Es sei Aufgabe der Streithelferin der Klägerin
gewesen, den Lkw zu beladen, die aufgelade-
nen Pakete mithilfe eines Scan-Gerätes zu er-
fassen, die eingelesenen Daten mit der Ladelis-
te abzugleichen und dabei zu überprüfen, ob al-
le Pakete auf der Ladeliste eingescannt waren.
Die Streithelferin der Beklagten, für die der Zeu-
ge K. tätig war, sei dagegen für die Beladung
nicht verantwortlich gewesen. Nach den Fest-
stellungen des Berufungsgerichts sei dem Fah-
rer die Ladeliste mit der Vorlage zur Unterschrift
erstmals zur Kenntnis gebracht worden. Er sei
damit zu einer Überprüfung der Ladeliste wäh-
rend des Beladevorgangs ohne eigene Ladepa-
piere nicht in der Lage gewesen. Er habe aber
die Möglichkeit gehabt, den Beladevorgang zu
beobachten oder nach dessen Abschluss vor der
Unterzeichnung der Übernahmequittung zumin-
dest die Anzahl der Frachtstücke zu überprüfen.
Davon habe er keinen Gebrauch gemacht und
gleichwohl die Übernahmequittung unterzeich-
net.

Aus dem gesamten Verhalten der Streithelfe-
rin der Klägerin ergibt sich nach Auffassung des
BGH, dass sie die Unterschrift des Fahrers zum
Anlass genommen hat, auf weitere Maßnahmen
zur Kontrolle der Vollständigkeit der Sendung
zu verzichten und keine weiteren Beweise für
die Übergabe der Güter zu sichern. Sie habe
dem Fahrer die Ladepapiere ausgehändigt und
ihm die ihr von der Beklagten zur Verfügung ge-
stellte Plombe zum Verschließen des Lkw über-
geben. Ohne Belang sei in diesem Zusammen-
hang, dass die Mitarbeiter der Streithelferin der
Klägerin die mangelnde Kontrolle des Fahrers
gekannt hätten. Es sei nicht ihre Aufgabe gewe-
sen, den Fahrer zu Überprüfungsmaßnahmen
anzuhalten. An dem durch die Unterzeichnung
der Übernahmequittung geschaffenen Vertrau-
enstatbestand müsse sich die Beklagte festhal-
ten lassen. Auch wenn die Übernahmequittung
ohne Kontrolle unterzeichnet worden sei, be-
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gründe sie die widerlegliche Vermutung für die
Übernahme von zwei Päckchen mit Carboplatin.
Diese Vermutung habe die Beklagte nicht wider-
legt. Nach den Feststellungen des Berufungsge-
richts sei nicht zu klären, ob das fragliche Päck-
chen von der Streithelferin der Beklagten über-
nommen worden ist oder nicht.

III.

Das Berufungsgericht war im Rahmen einer
Hilfserwägung davon ausgegangen, dass die
Beklagte nach Art.  23 Abs.  3 CMR nur be-
schränkt in Höhe von 25 Rechnungseinheiten
hafte. Auch das hat der BGH beanstandet. Er
verweist darauf, dass im streitgegenständlichen
Fall nach Art. 29 CMR in Verbindung mit dem
hier gemäß Art. 5 Abs. 1 Rom-I-VO ergänzend
heranzuziehenden § 435 HGB auch voller Scha-
densersatz geschuldet sein könne. Dazu nimmt
er Bezug auf seine ständige Rechtsprechung,
dass es sich beim Umschlag von Transportgü-
tern, wie er hier in Rede stehe, um einen beson-
ders schadensanfälligen Bereich handelt, der
deshalb so organisiert werden muss, dass in der
Regel Ein- und Ausgang der Güter kontrolliert
werden, damit Fehlbestände frühzeitig festge-
halten werden können. Ohne ausreichende Ein-
und Ausgangskontrollen, die im Regelfall einen
körperlichen Abgleich der papier- bzw. EDV-mä-
ßig erfassten Ware erfordern, könne ein verläss-
licher Überblick über Lauf und Verbleib der in
den einzelnen Umschlagstationen ein- und ab-
gehenden Güter nicht gewonnen werden mit
der Folge, dass der Eintritt eines Schadens und
der Schadensbereich in zeitlicher, räumlicher
und personeller Hinsicht nicht eingegrenzt wer-
den können. Das Erfordernis von Schnittstellen-
kontrollen werde noch verstärkt, wenn – wie
im Streitfall – rechtlich selbständige Drittunter-
nehmen in die Erbringung der Transportleistung
eingebunden sind. Die in § 435 HGB geforder-
te Leichtfertigkeit des Frachtführers oder sei-
ner „Leute“ könne sich aus einer mangelhaf-
ten Organisation des Betriebsablaufs ergeben.
Bei einer Betriebsorganisation, die Ein- und Aus-
gangskontrollen beim Umschlag von Transport-
gütern nicht durchgängig vorsieht, sei im Regel-
fall der Vorwurf eines leichtfertigen Verhaltens
gerechtfertigt, weil es sich bei diesen Maßnah-
men um elementare Vorkehrungen gegen Ver-
lust von Ware handle.

Diesen an die Prüfung qualifizierten Verschul-
dens im Sinne von Art.  29 Abs.  1 CMR anzu-

legenden Maßstäben seien die hilfsweise hier-
zu angestellten Erwägungen des Berufungsge-
richts nicht gerecht geworden. Das Berufungs-
gericht habe nicht berücksichtigt, dass nach
den getroffenen Feststellungen der Fahrer für
die Streithelferin der Beklagten den Gewahrsam
an dem Transportgut durch eine „blind“ ausge-
stellte Quittung übernommen hat. Zudem habe
er seinen Lkw mit geöffnetem Rolltor während
der Entgegennahme der Ladepapiere unbeauf-
sichtigt offenstehen lassen. Dabei habe der Fah-
rer zum einen auf eine Vollständigkeitskontrol-
le der übernommenen Sendung verzichtet und
zum anderen das übernommene Transportgut
gefährdet. Denn es bestand, wie das Berufungs-
gericht auch festgestellt habe, die Möglichkeit,
dass Dritte vom offenen Lastwagen das ver-
loren gegangene Päckchen entwendet haben,
weil in dieser Zeit noch zwei weitere Fahrzeu-
ge in unmittelbarer Nähe beladen wurden. Die-
se Nachlässigkeiten schließe die Annahme ei-
ner mangelhaften Organisation des Betriebsab-
laufs bei der Eingangskontrolle sowie unzurei-
chender Anweisungen an die Fahrer zum Schutz
des Transportguts bei der Streithelferin der Be-
klagten nicht aus. Dies könne den Vorwurf der
Leichtfertigkeit im Sinne von § 435 HGB begrün-
den. Die weiteren Ausführungen des Berufungs-
gerichts, der Fahrer habe nach den örtlichen
Verhältnissen ausreichende Anhaltspunkte ge-
habt, auf einen günstigen Ausgang zu vertrau-
en, ließen nicht erkennen, auf welchen Feststel-
lungen sie beruhen. Danach könne das Urteil
des Berufungsgerichts keinen Bestand haben.

IV.

Deshalb wurde das Berufungsurteil aufgehoben
und die Sache wurde, da sie nicht zur Endent-
scheidung reif war, an das Berufungsgericht zu-
rückverwiesen.

Abschließend hat der BGH noch darauf hin-
gewiesen, dass, sollte sich im wiedereröffne-
ten Berufungsverfahren ein qualifiziertes Ver-
schulden der Beklagten an der Schadensentste-
hung ergeben, der vom Berufungsgericht in an-
derem Zusammenhang gewürdigte Umstand,
dass die Streithelferin der Klägerin dem Fah-
rer die ihr von der Beklagten überlassene Plom-
be zu dessen unkontrollierter Verfügung über-
ließ, im Rahmen einer Prüfung eines eventuel-
len Mitverschuldens der Streithelferin der Klä-
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gerin (§ 254 BGB) an der Entstehung des Scha-
dens berücksichtigt werden kann.

C. Kontext der Entscheidung

Das Urteil befasst sich mit dem bislang durch-
aus umstrittenen Problem, welche Folgen die
„blinde“ Quittung, also die Unterzeichnung ei-
ner Empfangsbestätigung über die darin ent-
halten Güter hat, obwohl der Frachtführer bzw.
dessen Fahrer die Richtigkeit des Inhalts dieses
Dokuments nicht geprüft hat. Der BGH bestä-
tigt hier zunächst noch einmal deutlich, dass es
sich um eine Quittung i.S.d. § 386 BGB handelt,
dass aber die Richtigkeit ihres Inhalts nach wie
vor der freien Beweiswürdigung gem. § 286 ZPO
unterliegt. Allerdings kehrt er im vorliegenden
Fall die Beweislast zulasten des Frachtführers
um. Zur Begründung verweist er darauf, dass
der Fahrer die Möglichkeit gehabt habe, die An-
zahl der Packstücke – es handelte sich im übri-
gen lt. Sachverhalt um viele, nämlich 30 Pack-
stücke, die Ladeliste war immerhin sieben Sei-
ten lang! – zu überprüfen. Wenn diese Prüfungs-
möglichkeit bestand und nicht wahrgenommen
wurde, so der BGH, verstößt der Frachtführer
gegen Treu und Glauben nach § 242 BGB, wenn
er sich darauf beruft, dass die Quittung „blind“
erteilt wurde. Nur in diesem Fall muss daher der
Frachtführer beweisen, dass der Inhalt des un-
terzeichneten Dokuments unrichtig ist, dass er
also das später fehlende Packstück nicht emp-
fangen hatte. Offen bleibt also nach wie vor die
Frage, welche Folgen eine blinde Quittung dann
hat, wenn der Fahrer die Beladung gar nicht prü-
fen konnte, weil sie in seiner Abwesenheit ge-
schah oder weil er abgelenkt wurde.

Bedenklich stimmt das Urteil, wenn dort mit ei-
nem einzigen Satz festgestellt wird, der (Unter-
)Frachtführer habe das Transportgut mit dem
Aufbruch der Fahrers zum Ladebüro der Streit-
helferin der Klägerin nach Abschluss der Ver-
ladearbeiten übernommen. Im vorangestellten
Absatz hat der BGH dazu mit Recht ausge-
führt, dass die frachtrechtliche Übernahme ne-
ben dem Willen des Absenders, das Gut zu
übergeben, auch den Willen des Frachtführers
voraussetzt, die Kontrolle daran zu überneh-
men. Die Übernahme des Gutes ist also – ge-
nauso wie die Ablieferung – ein zweiseitiger,
vom Willen beider Vertragspartner getragener
Akt. In der Literatur war bislang umstritten, ob
dazu auch das Schließen des Laderaums des
Fahrzeugs gehört, was hier unstreitig nicht ge-

schehen war. Fehlt dieser aktive Übernahme-
vorgang, aus dem sich dieser Wille entnehmen
lässt, bedarf es jedenfalls einer anderen Wil-
lensäußerung. Darüber geht die Entscheidung
– wie auch schon das Berufungsurteil – leider
schweigend hinweg. Offenbar wurde dieses Pro-
blem im Verfahren auch von den Prozessvertre-
tern gar nicht angesprochen, obwohl es nahe-
gelegen hätte zu prüfen, ob der Übernahmewil-
le des Fahrers womöglich mit der vorgesehenen
Verplombung des LKW verknüpft war.

Problematisch ist ferner, dass die Entscheidung
zur Begründung eines möglichen groben Fracht-
führerverschuldens auf die ständige Senats-
rechtsprechung zur erforderlichen Schnittstel-
lenkontrolle beim Umschlag verweist und da-
bei schon den Beladevorgang selbst als Um-
schlag ansieht. Es handelte sich hier jedoch um
die Erstbeladung, d.h. die Übernahme des Gu-
tes zu Beginn der Beförderung, die sich recht-
lich zwischen Absender und Frachtführer ereig-
net, während der Umschlag das Umladen wäh-
rend der Beförderung betrifft, bei dem das Gut
sich also schon im Gewahrsam des Frachtfüh-
rers befindet und im Obhutszeitraum weiterge-
reicht wird.

Schließlich sei erwähnt, dass der BGH am Ende
der Entscheidung erneut den Hinweis gibt, auch
im CMR-Bereich sei bei qualifiziertem Verschul-
den des Frachtführers – entgegen dem Wortlaut
des Art. 29 CMR – ggf. auch Mitverschulden der
Absendergehilfen zu berücksichtigen. In diesem
Punkte ist bekanntlich die Rechtsprechung in
den Mitgliedsstaaten der CMR unterschiedlich.
Der österreichische OGH ist anderer Auffassung
(vgl. hierzu Koller, 6. Aufl. Art. 29 CMR Rn. 8 und
OGH Wien, zuletzt 27.01.2010 - 7 Ob 126/09v -
RdW 2010/434, S. 399).

D. Auswirkungen für die Praxis

Die Entscheidung zeigt erneut, wie wichtig es
für den Frachtführer ist, seinen Fahrern und
Leuten exakte Anweisungen für die Übernah-
me des Frachtguts zu erteilen. Das gilt zunächst
für die Willensbekundung, zu der in der Re-
gel das Schließen des Fahrzeug-Laderaums ge-
hört, dann aber besonders für Handhabung ei-
ner vom Absender verlangten Empfangsquit-
tung. Wenn das Gut während des Beladens – aus
welchem Grund auch immer – nicht exakt ge-
prüft worden ist, darf eine solche Quittung nie-
mals „blind“ unterzeichnet werden. Die Unter-
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schrift ist nach Möglichkeit ganz zu vermeiden;
gelingt dies nicht, weil der Absender darauf be-
steht und für den Fall der Weigerung die Abrei-
semöglichkeit zu verhindern droht, muss in je-
dem Fall auf der Empfangsbestätigung – genau
wie beim Frachtbrief – neben der Unterschrift
ein deutlich sicht- und lesbarer Vorbehalt ange-
bracht werden, aus dem sich klar ergibt, dass
und in welchem Umfang die Prüfung des Inhalts
des Dokuments auf Vollständigkeit und Richtig-
keit der dortigen Angaben nicht erfolgt ist. Hilf-
reich ist dabei auch die zusätzliche Angabe der
Gründe.

Bei Einschaltung von Unterfrachtführern ist mit
diesen eine Vereinbarung zu treffen, die sie ver-
pflichtet, ihr Personal in gleicher Weise zu un-
terrichten und anzuweisen.

3

Anrechnung des Ausgleichsanspruchs
aufgrund großer Verspätung nach der
FluggastrechteVO auf reiserechtlichen
Minderungsanspruch

Leitsätze:

1. Bei einem Anspruch auf Rückzahlung ei-
nes Teils des Reisepreises wegen Minderung
aufgrund großer Verspätung des Rückflu-
ges nach §  651d BGB handelt es sich um
einen weiter gehenden Schadensersatzan-
spruch nach Art. 12 Abs. 1 Fluggastrechte-
VO.

2. Nach den Grundsätzen der Vorteilsaus-
gleichung sind nach der Fluggastrechtever-
ordnung allein wegen großer Verspätung
gewährte Ausgleichsleistungen auf den An-
spruch auf Rückzahlung eines Teils des Rei-
sepreises wegen Minderung nach § 651d BGB
aufgrund derselben großen Verspätung an-
zurechnen.

Anmerkung zu BGH, Urteil vom  30.09.2014,
X ZR 126/13
von Ulrich Steppler, RA, Arnecke Siebold Rechts-
anwälte Partnerschaftsgesellschaft / Katharina
Sarah Bressler, RA'in und Solicitor (England &
Wales, non-practising)

A. Problemstellung

Bei den vielfältigen Streitfällen im Zusammen-
hang mit der Verordnung (EG) Nr.  261/2004
(nachfolgend „FluggastrechteVO“) kommt es
auch immer wieder zu Fragestellungen hin-
sichtlich der Anwendbarkeit und Reichweite von
Art.  12 FluggastrechteVO. Art.  12 Fluggast-
rechteVO regelt, dass die Verordnung unbe-
schadet eines weitergehenden Schadensersatz-
anspruchs des Fluggastes gilt, und dass ei-
ne nach der FluggastrechteVO gewährte Aus-
gleichsleistung auf einen solchen Schadenser-
satzanspruch angerechnet werden kann.

Im vorliegenden Fall ging es in diesem Zu-
sammenhang um die Anrechnung der Aus-
gleichsansprüche nach der FluggastrechteVO
wegen einer großen Verspätung auf die parallel
vom Fluggast geltend gemachten Minderungs-
ansprüche nach § 651d BGB gegen die beklagte
Reiseveranstalterin.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Die Klägerin buchte für sich und ihren Ehemann
eine Kreuzfahrt mit Start- und Ankunftsort in Du-
bai inklusive Hin- und Rückflug bei der beklag-
ten Reiseveranstalterin.

Der Rückflug erfolgte mit 25 Std. Verspätung.
Hierfür erhielten die Fluggäste Ausgleichszah-
lungen nach der FluggastrechteVO in Höhe
von 600 Euro pro Person von dem ausführen-
den Luftfahrtunternehmen. Die Klägerin mach-
te darüber hinaus einen Anspruch auf Rück-
zahlung des Reisepreises in Höhe von 5 Pro-
zentpunkten des anteiligen Tagesreisepreises
ab der fünften Stunde der Verspätung gegen die
Reiseveranstalterin geltend.

Die beklagte Reiseveranstalterin hielt den Rück-
zahlungsansprüchen der Klägerin wegen Min-
derung des Reisepreises eine Anrechnung der
Ausgleichszahlung des ausführenden Luftfahrt-
unternehmens entgegen.

Die Klage blieb in den Vorinstanzen ohne Erfolg.
Mit der Revision zum BGH verfolgte die Klägerin
den Anspruch auf teilweise Zahlung des Reise-
anspruchs weiter. Auch die Revision der Kläge-
rin hatte keinen Erfolg.

Der BGH folgte der Ansicht des Berufungsge-
richts, dass der von der Klägerin geltend ge-
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machte Anspruch auf teilweise Rückzahlung des
Reisepreise wegen Minderung aufgrund einer
erheblichen Verspätung des Rückfluges nach
§  651d BGB ein weitergehender Schadenser-
satzanspruch des Fluggastes ist, auf den nach
Art.  12 Abs.  1 Satz 2 FluggastrechteVO eine
nach der Verordnung wegen der großen Verspä-
tung gewährte Ausgleichszahlung anzurechnen
ist.

Hierzu führte der BGH aus, dass es für die Ein-
ordnung eines Anspruchs als weitergehender
Schadensersatzanspruch i.S.d. Art.  12 Abs.  1
FluggastrechteVO entscheidend ist, ob dem
Fluggast mit dem Anspruch eine Kompensati-
on für den durch die Nicht- oder Schlechter-
füllung der Luftbeförderung erlittenen Nachteil
gewährt wird. In diesem Sinne handelt es sich
nach Ansicht des BGH jedenfalls bei einer Min-
derung des Reisepreises um einen weitergehen-
den Schadensersatz i.S.d. Art. 12 Abs. 1 Flug-
gastrechteVO, wenn diese wie hier allein auf
die große Verspätung des Rückfluges zurückzu-
führen ist, da dem Fluggast durch die Minde-
rung des Reisepreises ein Ausgleich für die ihm
durch die große Verspätung entstandenen Un-
annehmlichkeiten gewährt wird.

Die Anrechnung der Ausgleichsleistungen der
Fluggäste auf die Rückzahlung des Reisepreises
wegen Minderung folgt nach deutschem Recht
aus den Grundsätzen der Vorteilsausgleichung.

C. Kontext der Entscheidung

Art. 12 der FluggastrechteVO dient der Vermei-
dung der Überkompensation, die sich aus ei-
ner Kumulierung von Ansprüchen wegen dersel-
ben Positionen und Interessen ergeben könn-
te. Im Hinblick auf den Umfang des in Art. 12
FluggastrechteVO verwandten Schadensersatz-
begriffs kommt es in der Praxis jedoch häu-
fig zu Streitigkeiten, insbesondere im Zusam-
menhang mit Ansprüchen, welche die Fluggäs-
te gegen ihren Reiseveranstalter neben den An-
sprüchen gegen das jeweilige ausführende Luft-
fahrtunternehmen geltend machen können.

D. Auswirkungen für die Praxis

Die Entscheidung des BGH ist zu begrüßen. Sie
schafft Klarheit bezüglich des in Art. 12 Abs. 1
FluggastrechteVO verwendeten Begriffs des
Schadensersatzes und insbesondere im Hinblick
auf die Anwendung von Art.  12 Fluggastrech-

teVO im Zusammenhang mit Ausgleichszah-
lungen und Minderungsansprüchen nach den
§§ 638 i.V.m. 651d BGB bei großen Verspätun-
gen. Mit Blick auf diese Entscheidung bleibt zu
hoffen, dass in Zukunft zumindest ein Teil der
Streitigkeiten über die Anrechnung von Aus-
gleichsansprüchen nach der FluggastrechteVO
auf etwaige reisevertragliche Ansprüche der
Fluggäste vermieden werden können.

4

Verteilung der Kosten von
Anschlussweichen

Leitsätze:

1. Das Eisenbahn-Bundesamt darf bei einer
Entscheidung nach §  13 Abs.  2 AEG über
die Angemessenheit der Kosten für den An-
schluss an eine Eisenbahninfrastruktur zu-
nächst eine Teilentscheidung über den Kos-
tengrund treffen und zu einem späteren
Zeitpunkt über die Kostenhöhe entscheiden.

2. §  13 Abs.  2 AEG ist eine grundsätzli-
che Kostenpflicht des Anschließers zu ent-
nehmen. Das Vertragsersetzungsverfahren
nach § 13 Abs. 2 AEG betrifft allein die be-
hördliche Entscheidung über die Kostenhö-
he für die Anschließung der Eisenbahn.

Anmerkung zu OVG Münster, Urteil vom
 24.10.2014, 16 A 2554/13
von Dr. Frank Wilting, RA, FA für Transport- und
Speditionsrecht und FA für Verwaltungsrecht, Nie-
dernhausen

A. Problemstellung

Nach §  13 Abs.  1 AEG sind öffentliche Eisen-
bahnen (Eisenbahn-Infrastrukturunternehmen -
EIU) verpflichtet, „unter billiger Regelung der
Bedingungen und Kosten“ angrenzenden Bah-
nen den Anschluss an ihre Infrastruktur zu ge-
währen.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Das VG Köln hatte in erster Instanz am
11.10.2013 über die Klage des größten deut-
schen Eisenbahn-Infrastrukturbetreibers gegen
eine Entscheidung des Eisenbahn-Bundesamtes
(EBA) über die Kostenverteilung von Anschluss-
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weichen des beigeladenen Anschließers nach
§  13 Abs.  2 AEG entschieden (hierzu Wilting,
jurisPR-TranspR 1/2014 Anm.  5). Es hat dem
Grunde nach auf eine hälftige Kostenverteilung
entschieden und die Auffassung der Klägerin zu-
rückgewiesen, welche die Kosten der Anschluss-
weiche bislang stets dem Anschließer in voller
Höhe aufzuerlegen versuchte.

Auf die Berufung des EIU hat das OVG Müns-
ter auf eine volle Kostentragung durch den An-
schließer entschieden.

Das Oberverwaltungsgericht hat das EBA ver-
pflichtet, in seiner nach §  13 Abs.  2 AEG zu
treffenden Entscheidung dem beigeladenen An-
schließer dem Grunde nach sämtliche laufen-
den Kosten und alle Rückbaukosten aufzuerle-
gen, soweit es die Weiche betrifft, mit der die In-
frastruktur der Beigeladenen unmittelbar an die
öffentliche Infrastruktur der Klägerin anschließt.

§ 13 Abs. 1 AEG regelt wörtlich:

„Jede Eisenbahn hat angrenzenden Eisenbah-
nen mit Sitz in der Bundesrepublik Deutschland
den Anschluss an ihre Eisenbahninfrastruktur
unter billiger Regelung der Bedingungen und
der Kosten zu gestatten.“

Und weiter in Absatz 2:

„Im Falle der Nichteinigung über die Bedingun-
gen des Anschlusses sowie über die Angemes-
senheit der Kosten entscheidet, wenn eine Ei-
senbahn des Bundes beteiligt ist, das Eisen-
bahn-Bundesamt.“

Das Oberverwaltungsgericht ist der Ansicht,
dass dem § 13 Abs. 2 AEG eine grundsätzliche
Kostenpflicht des Anschließers zu entnehmen
sei. Dies, obwohl auch nach Auffassung des Se-
nats der Wortlaut des § 13 AEG beide Varian-
ten zulasse, also eine anteilige Kostentragung
von EIU und Anschließer wie auch eine alleini-
ge Kostenlast des Anschließers. Wie schon das
VG Köln in erster Instanz, so stellt auch das OVG
Münster zunächst auf eine vorrangig zu erzie-
lende vertragliche Einigung zwischen EIU und
Anschließer über die Anschlusskosten ab. Ge-
klärt sei hingegen nicht, so das OVG, ob diese
vertragliche Regelung auch die Frage der Kos-
tengrundentscheidung behandeln müsse oder
nur die Kostenhöhe betreffe.

Nach Auffassung des Oberverwaltungsgerichts
sei nur Letzteres der Fall. Zur Begründung un-
ternimmt es einen Ausflug in die deutsche
Rechtsgeschichte bis zurück in die Verfassung
des Deutschen Reichs und die Weimarer Reichs-
verfassung und leitet daraus eine „eindeutige
historische Entwicklung des heutigen § 13 AEG“
ab. Jede Eisenbahnverwaltung sei damals ver-
pflichtet gewesen, sich den Anschluss neuer Ei-
senbahnen auf deren Kosten gefallen zu las-
sen. Aus dem Wortlaut von §  7 AEG a.F. von
1951 (Anmerkung: der sich nicht wesentlich
von der heutigen Fassung unterscheidet) sowie
aus der Gesetzesbegründung zu § 13 AEG n.F.
zieht das Oberverwaltungsgericht sodann den
Schluss, dass der Bundesgesetzgeber von dem
bisherigen – also 1871 eingeführten – Grundsatz
über die Kostenlast der anschließenden Eisen-
bahn „nicht, jedenfalls nicht ausdrücklich abge-
rückt“ sei. Es existiere eine „Rechtstradition zur
grundsätzlichen Kostenlast der anschließenden
Eisenbahn“.

Das so gefundene Ergebnis entspreche auch
der wirtschaftlichen Interessenlage der beteilig-
ten Eisenbahnen, da das anschlussgewähren-
de EIU kein Anschlussentgelt erhalte und al-
lein der Anschließer einen Vorteil durch Nutzung
der benachbarten Infrastruktur erhalte. Der Vor-
teil möglicher Einnahmen aus der Trassennut-
zung der Klägerin habe unberücksichtigt zu blei-
ben, weil Anschlussverpflichtung einerseits und
Trassenzugang/-nutzung andererseits zwei zu
trennende Rechtsinstitute seien. Die Beigelade-
ne habe neben den laufenden Kosten der An-
schlussweiche auch deren Rückbaukosten allein
zu tragen. Dabei sei es auch unerheblich, dass
die Klägerin die Weiche seinerzeit selbst einge-
baut habe; denn durch den Anschluss der Beige-
ladenen sei die erste Ursache – der Einbau durch
die Klägerin – überholt worden und habe sich
erledigt. Durch diese Auslegung des § 13 AEG
werde das Vertragsersetzungsverfahren durch
das EBA nach Absatz 2 der Vorschrift auch nicht
obsolet. Es bleibe Sache des EBA zu überprüfen,
ob das anschlussgewährende EIU des Bundes
seine Anschlusskosten zutreffend bestimmt und
keine sachfremden Positionen eingestellt habe.

C. Kontext der Entscheidung

Der die beigeladene Eisenbahn vertretende
Rechtsanwalt teilte mit, dass sowohl er als
auch das EBA Revision zum BVerwG eingelegt



jurisPR-TranspR 1/2015

haben. Wegen grundsätzlicher Bedeutung der
Rechtssache hatte das Oberverwaltungsgericht
die Revision zugelassen. Das BVerwG wird si-
cherlich zu prüfen haben, ob der heutige Wort-
laut des §  13 AEG die vom OVG Münster an-
geführte „Rechtstradition“ nicht doch beendet
hat, und ob eine Übertragung von Grundsätzen
aus Reichs- und Staatsbahnzeiten auf eine seit
1994 privatisierte Eisenbahnlandschaft zeitge-
mäß und vor allem interessengerecht ist.

D. Auswirkungen für die Praxis

Die Auswirkungen dieser Entscheidung – sollte
sie vom BVerwG bestätigt werden – sind für die
Praxis erheblich. Viele Werks- und Anschluss-
bahnen werden die für sie unbekannten und
nicht bei Anschlussübernahme kalkulierbaren
Kosten der Anschlussweiche nicht finanzieren
können. Im Ergebnis kann und wird dies vor al-
lem Neuanschließer von ihrem Vorhaben abhal-
ten und im Ergebnis zu einer weiteren, politisch
nicht gewollten Verlagerung der Verkehre von
der Schiene auf die Straße führen.

5

Pflicht zur Vorlage von Daten aus dem
digitalen Kontrollgerät eines LKW

Orientierungssatz zur Anmerkung:

Transportunternehmer sind verpflichtet, die
Daten des digitalen Kontrollgeräts und der
Fahrerkarten der Kontrollbehörde nach § 4
Abs. 3 FPersG vorzulegen. Das kann durch
Verwaltungsakt angeordnet und durchge-
setzt werden.

Anmerkung zu VG Augsburg, Urteil vom
 18.09.2014, Au 5 K 14.771
von Dr. Bernd Andresen, RA, Düsseldorf

A. Problemstellung

In den LKWs mit mehr als 3,5 t zulässigem Ge-
samtgewicht sind Kontrollgeräte zur Erfassung
der Lenk-, Arbeits-, Bereitschaftszeiten und Pau-
sen aufgrund der VO (EWG) Nr. 3821/85 einge-
baut, die vom Fahrer zu bedienen sind. Diese
Zeiten müssen vom Unternehmer sowohl von
der Fahrerkarte als auch vom Speicher des Kon-
trollgeräts im LKW kopiert und gespeichert wer-
den. Die kopierten Daten sind vom Unterneh-

mer ein Jahr aufzubewahren. Transportunter-
nehmer sind nach § 4 Abs.  3 Fahrpersonalge-
setz (FPersG) verpflichtet, der zuständigen Be-
hörde alle von den digitalen Kontrollgeräten ge-
speicherten Daten in der Regel durch Datenträ-
ger oder Datenfernübertragung zur Verfügung
zu stellen. Aufgrund der eingereichten Unter-
lagen und Daten werden bei Feststellung von
Verstößen gegen die Lenk- und Ruhezeiten Ord-
nungswidrigkeitenverfahren eingeleitet.

Die Anordnung zur Einsendung von Unterlagen
kann durch Verwaltungsakt erfolgen. Die Behör-
de kann in dieser Verfügung die Herausgabe
der Daten und Bekanntgabe der Verantwortli-
chen verlangen. Dagegen kann Anfechtungskla-
ge erhoben werden. Rechtsbehelfe gegen die-
se Anordnung haben jedoch nach §  5 Abs.  3
FPersG keine aufschiebende Wirkung. Die Maß-
nahmen können mit Zwangsmitteln nach §  6
VwVG durchgesetzt werden (Winkler in And-
resen/Winkler, Fahrpersonalgesetz und Sozial-
vorschriften für Kraftfahrer, 4.  Aufl. 2011, §  5
FPersG Rn. 11).

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Das VG Augsburg hatte über eine Anfechtungs-
klage eines Transportunternehmens zu ent-
scheiden, die sich gegen die Anordnung wen-
det, die digitalen Daten von drei Fahrzeugen
und Fahrern aus den Massenspeichern und
den Fahrerkarten vorzulegen. Weiterhin wollte
die Klägerin nicht die Verantwortlichen für den
Fahrzeugeinsatz sowie den Verkehrsleiter für
die Zeit vom 31.05.2013 bis 31.01.2014 benen-
nen.

Aufgrund von bei Kontrollen durch die Polizei
festgestellten Verstößen gegen die Lenk- und
Ruhezeiten sowie wegen des Verdachts des
Fahrens ohne Fahrerkarte wurden im Septem-
ber 2013 aufgrund richterlicher Anordnung die
Räume der Klägerin durchsucht. Was dabei fest-
gestellt wurde, ergibt sich aus dem Urteil nicht.
Am 25.04.2014 erließ die Bezirksregierung (Ge-
werbeaufsichtsamt) einen Bescheid, in dem die
Klägerin aufgefordert wurde, die digitalen Da-
ten für den oben genannten Zeitraum vorzule-
gen und die Verantwortlichen für die Dispositi-
on und die Kontrolle sowie den Verkehrsleiter
zu benennen, um die Einhaltung der VO (EG)
Nr.  561/2006 und der VO (EWG) Nr.  3821/85
zu überprüfen. Zur Vorlage sei die Klägerin auf-
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grund Art.  14 Abs.  2 VO (EWG) Nr.  3821/85
i.V.m. § 4 Abs. 3 FPersG verpflichtet.

Zur Begründung der Anfechtung trägt die Klä-
gerin im Wesentlichen vor, dass bei der Haus-
durchsuchung am 16.09.2013 die digitalen Da-
ten abgezogen und verschwunden seien und die
beklagte Behörde deshalb über die Daten verfü-
ge. Außerdem sei ein LKW ins Ausland verkauft
worden. Deshalb verlange die Beklagte von der
Klägerin etwas Unmögliches, der Bescheid sei
deshalb unwirksam. Die Beklagte hatte darauf
erwidert, dass bei der Hausdurchsuchung nur
Daten kopiert und nicht gelöscht worden seien.
Im Übrigen seien die Daten ab dem 17.09.2013
dann davon nicht betroffen. Das gelte auch für
den Ende Januar 2014 verkauften LKW, dessen
Daten vor der Übergabe an den Käufer ausgele-
sen und gesichert hätten werden müssen.

Das Gericht begründet die Klageabweisung da-
mit, dass die Klägerin aufgrund § 4 Abs. 3 Satz
12 FPersG verpflichtet ist, der zuständigen Be-
hörde durch Datenfernübertragung oder auf ei-
nem von der jeweiligen Behörde zu bestimmen-
den Datenträger die digitalen Daten nach § 4
Abs. 3 Satz 11 FPersG zur Verfügung zu stellen.
Die Behörde sei auch berechtigt, routinemäßig
oder wie hier anlassbezogen, die Vorlage der
Daten und die Auskünfte zu verlangen.

Die Einlassungen der Klägerin weist das Gericht
zurück. Zum einen seien allenfalls die Daten bis
zum 16.09.2013 betroffen, zum andern hätte
die Beklagte nach § 2 Abs. 5 FPersV unverzüg-
lich Sicherungskopien erstellen müssen, die auf
einem gesonderten Datenträger zu speichern
sind. Für die Weigerung hat die Klägerin ansons-
ten keine Gründe vorgetragen, das Gericht wer-
tet die Einlassungen als Schutzbehauptung.

Der Bescheid ist nach Auffassung des Gerichts
auch nicht unverhältnismäßig. Die Anordnung
der Vorlage der digitalen Daten entspricht der
gesetzlichen Verpflichtung der Klägerin. Diese
ist gemäß Art.  14 Abs.  2 Satz 1 VO (EWG)
Nr.  3821/85, §  4 Abs.  3 Satz 7 FPersG, §  2a
FPersV verpflichtet, die Unterlagen ein Jahr lang
gut geordnet aufzubewahren und sie Berechtig-
ten auf Verlangen vorzulegen.

Die Klägerin war außerdem aufgefordert wor-
den, den Verkehrsleiter zu benennen. Die Ver-
pflichtung zu Bestellung und zur Auskunft er-
gibt sich gemäß Art. 4 Abs. 1 und 2 der VO (EG)

Nr.  1071/2009, in der der Berufszugang zum
Kraftverkehrsunternehmer geregelt ist. Die Klä-
gerin hatte keinen Verkehrsleiter bestellt, hat
dies aber erst in der mündlichen Verhandlung
mitgeteilt. Auch diese Mitteilung ist als Auskunft
zu bewerten und hätte aufgrund des Bescheides
bereits bei Erhalt der Verfügung und nicht erst
im Gerichtsverfahren erklärt werden müssen.

Das Gewerbeaufsichtsamt hatte die Klägerin
auch aufgefordert, die Namen der Arbeitgeber
der Aushilfskräfte und die Arbeitszeiten, die dort
geleistet wurden, mitzuteilen. Die Verpflichtung
zur Angabe der Arbeitgeber bei Fahrern, die in
mehreren Beschäftigungsverhältnissen stehen,
ergibt sich aus den §§ 17 Abs. 4 i.V.m. 21a Abs. 8
ArbZG. Danach muss der Arbeitgeber, also hier
die Klägerin, zur Berechnung der Arbeitszeit den
Arbeitnehmer schriftlich auffordern, ihm eine
Aufstellung der bei einem andern Arbeitgeber
geleisteten Arbeitszeit vorzulegen. Diese Aus-
kunft wäre eine herauszugebende Unterlage.

Das Verwaltungsgericht hat deshalb den ange-
fochtenen Bescheid als geboten und erforder-
lich bewertet und die Klage abgewiesen.

C. Kontext der Entscheidung

Transportunternehmen haben bei ihrer Einsatz-
planung die Sozialvorschriften und das Fahr-
personalgesetz zu beachten. Sie haben weiter-
hin Kontroll- und Dokumentationspflichten, um
für die Einhaltung der Lenk- und Ruhezeiten zu
sorgen. Aufforderungen an den Unternehmer,
Auskünfte nach §  4 Abs.  3 FPersG zu erteilen
und Unterlagen in Form digitaler Daten heraus-
zugeben bzw. vorzulegen, sind häufig der Be-
ginn eines Bußgeldverfahrens. Deshalb wird ge-
legentlich, wie in diesem Fall, die Herausga-
be verweigert, werden Auskünfte nicht erteilt.
Die Behörde verlangt deshalb die Herausga-
be durch Bescheid. Bis 1997 musste die Ver-
fügung rechtskräftig sein, um sie durchzuset-
zen und auch, um ein Bußgeldverfahren we-
gen Nichtherausgabe der Unterlagen oder Ver-
weigerung der Auskünfte durchzuführen. Durch
das Gesetz zur Änderung fahrpersonalrechtli-
cher Vorschriften vom 18.08.1997 wurde jedoch
geregelt, dass Rechtsbehelfe gegen Verfügun-
gen nach §  4 Abs.  3 FPersG keine aufschie-
bende Wirkung haben (§ 5 Abs. 3 FPersG). Da-
mit ist zwar die Aufforderung, Unterlagen ein-
zusenden, noch keine Maßnahme zur Durchset-
zung der Pflichten. Jedoch ist eine Verfügung
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zur Herausgabe mit Zwangsgeldandrohung so-
fort vollziehbar und kann deshalb Grundlage ei-
nes Ordnungswidrigkeitenverfahrens sein (An-
dresen in Andresen/Winkler, Fahrpersonalge-
setz und Sozialvorschriften für Kraftfahrer, § 8
FPersG Rn.12).

Die Behörde hat deshalb zwei Möglichkeiten
bei Nichtvorlage der Unterlagen. Sie kann ein
Zwangsgeld festsetzen, um ihre Verfügung
durchzusetzen (§§ 6 und 11 VwVG). Stattdessen
oder auch parallel dazu kann sie auch ein Ord-
nungswidrigkeitenverfahren wegen Nichtvorla-
ge der Unterlagen durchführen. Nach § 8 Abs. 1
Nr. 1 lit. d i.V.m. Abs. 2 FPersG kann die Nicht-
vorlage und die Auskunftsverweigerung mit ei-
ner Geldbuße von bis zu 15.000 Euro geahn-
det werden. Soweit ersichtlich, hat hier die Be-
hörde weder mit Zwangsmitteln noch mit der
Einleitung eines Bußgeldverfahrens ihre Anord-
nung durchgesetzt. Sie kann jedoch auch jetzt
noch ein Zwangsgeld festsetzen oder ein Ord-
nungswidrigkeitenverfahren einleiten, da auf-
grund der gesetzlich angedrohten Bußgeldhöhe
noch keine Verjährung für die Verstöße einge-
treten ist. Wenn sie die Unterlagen erhält, kann
sie auch wegen der dort festzustellenden Ver-
stöße diese mit Bußgeld ahnden.

Das Urteil gibt die Rechtslage eindeutig wieder,
es entspricht der bisherigen Rechtsprechung.
Es ist zutreffend begründet.

Das Gericht hat sich nicht mit dem Auskunfts-
verweigerungsrecht des §  4 Abs.  4 FPersG
befasst. Der zur Auskunft Verpflichtete darf
die Beantwortung auf solche Fragen verwei-
gern, die ihn selbst oder einen Angehörigen
der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder ei-
nes Ordnungswidrigkeitenverfahrens aussetzen
würden. Das bezieht sich allerdings nur auf
die Auskünfte, die Verpflichtung zur Vorlage
von Unterlagen hingegen ist verfassungsge-
mäß, selbst wenn dies zu einem Straf- oder
Ordnungswidrigkeitenverfahren führen würde
(BVerfG, Beschl. v. 07.09.1984 - 2 BvR 159/84
- VkBl 1985, 303). Für eine wirksame Kontrolle
ist diese gesetzliche Verpflichtung erforderlich.
Auch die weiteren Auskünfte dürfen nur verwei-
gert werden, wenn dadurch die Gefahr eines
Verfahrens gegen sich selbst oder nahe Ange-
hörige besteht. Der Verpflichtete muss deshalb
auch Auskunft hinsichtlich solcher Tatsachen
geben, die seine Verpflichtungen nach dem
FPersG betreffen (vgl. auch Winkler in: Andre-

sen/Winkler, Fahrpersonalgesetz und Sozialvor-
schriften für Kraftfahrer, § 4 FPersG Rn. 36 f.).

D. Auswirkungen für die Praxis

Das Urteil des VG Augsburg zeigt, dass Rechts-
behelfe gegen eine Verfügung einer Arbeits-
schutzbehörde, nach § 4 Abs. 3 FPersG Auskünf-
te zu erteilen und Unterlagen vorzulegen, in der
Regel erfolglos sind. Sinnvoller ist es, bei der
Anforderung von Unterlagen diese vorzulegen.
Erst bei der Einleitung des Bußgeldverfahrens
selbst kann der bevollmächtigte Anwalt sich mit
den Vorwürfen befassen.

Bei rechtskräftiger Ahndung kann die Zuver-
lässigkeit des Verkehrsleiters gefährdet sein,
wenn erhebliche Verstöße gegen die Sozialvor-
schriften vorliegen. Gerade Verstöße gegen die
VO (EWG) Nr. 3821/85 und gegen die VO (EG)
Nr. 561/2006 können sog. „schwerste Verstöße“
sein und zur Aberkennung der Zuverlässigkeit
nach § 2 Abs. 3 Berufszugangsverordnung füh-
ren. Was „schwerste Verstöße“ sind, ergibt sich
aus dem Anhang IV zur VO (EG) Nr. 1071/2009.
In dieser Verordnung ist auch der Zugang zum
Beruf des Güterkraftverkehrsunternehmers ge-
regelt und die Bestellung zum Verkehrsleiter.
Unternehmer und Verkehrsleiter müssen fach-
liche Kenntnisse nachweisen (gemäß Anhang I
der VO) und zuverlässig sein. Bei „schwersten
Verstößen“ ist deshalb die Existenz des Unter-
nehmens gefährdet. Aus diesem Grunde müs-
sen die Auswirkungen eines Bußgeldverfahrens
gegen einen Transportunternehmer nicht nur
hinsichtlich der Höhe der Geldbuße, sondern
auch hinsichtlich des Tatvorwurfs wegen der
Auswirkungen auf die Zuverlässigkeit beachtet
werden. So ist z.B. die Verfälschung der Daten
des Kontrollgeräts oder das Fahren ohne Fah-
rerkarte oder mit der Fahrerkarte eines anderen
Fahrers ein „schwerster Verstoß“.

E. Weitere Themenschwerpunkte der Ent-
scheidung

Neben der Verfügung nach § 4 FPersG zur Vor-
lage der Unterlagen aus dem digitalen Kon-
trollgerät war die Klägerin auch zur Vorlage
der Bescheinigungen der Hauptarbeitgeber ih-
rer Aushilfen aufgefordert worden. Diese Be-
scheinigungen hat der Transportunternehmer
von seinen Fahrern schriftlich anzufordern. Die-
se Verpflichtung ist notwendig, da die Arbeits-
zeiten nach §  2 Abs.  1 ArbZG zusammenzu-
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rechnen sind. Die Vorlagepflicht bei Anforde-
rung der zuständigen Behörde ergibt sich aus
§ 17 Abs. 4 ArbZG. Allerdings hat hier ein Wi-
derspruch aufschiebende Wirkung. Die Behörde
könnte bei Vorliegen der sonstigen Vorausset-
zungen jedoch die sofortige Vollziehung anord-
nen. Ein Verstoß gegen die Vorlagepflicht nach
§  17 Abs.  4 ArbZG kann jedoch nur dann als
Ordnungswidrigkeit geahndet werden, wenn die
Verfügung rechtskräftig ist.

6

Kein Vorsteuerabzug des Lagerhalters für
Einfuhrumsatzsteuer

Orientierungssätze:

1. Der Betreiber eines Zolllagers ist im Hin-
blick auf die ihm gegenüber gemäß Art. 203
ZK i.V.m. §  21 Abs.  2 UStG festgesetzte
Einfuhrumsatzsteuer nicht zum Vorsteuer-
abzug nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UStG be-
rechtigt, wenn er keine Verfügungsbefugnis
an den eingeführten Waren erlangt.

2. Das Kriterium der Verfügungsbefugnis er-
gibt sich hierbei gleichermaßen aus dem
unionsrechtlichen Merkmal der Verwendung
der eingeführten Gegenstände für Zwecke
der besteuerten Umsätze wie aus dem in § 15
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UStG enthaltenen Merk-
mal der Einfuhr für das Unternehmen. Ei-
ne unionsrechtswidrige Abweichung des § 15
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UStG liegt damit nicht vor.

Anmerkung zu FG Kiel, Urteil vom  09.10.2014,
4 K 67/13
von Dr. Talke Ovie, RA'in, Harnischmacher Lö-
er Wensing Rechtsanwälte Partnerschaftsgesell-
schaft mbB, Münster / Dr. Nils Harnischmacher,
RA, Harnischmacher Löer Wensing Rechtsanwälte
Partnerschaftsgesellschaft mbB, Münster

A. Problemstellung

Die Entstehung der Einfuhrumsatzsteuer richtet
sich nach dem Zollschuldrecht (vgl. Ovie, juris-
PR-TranspR 5/2014 Anm. 3). Da das Zollschuld-
recht die Entstehung einer Zollschuld nicht nur
bei einer regulären Verzollung, sondern auch
bei einer Unregelmäßigkeit vorsieht, wozu ins-
besondere das Entziehen einer Ware aus der
zollamtlichen Überwachung (Art. 203 ZK) oder

die Verletzung von Pflichten, die im Zusammen-
hang mit einem Zollverfahren stehen (Art. 204
ZK), gehören, entsteht folglich die Einfuhrum-
satzsteuer auch mit der Feststellung einer sol-
chen Unregelmäßigkeit.

Von dieser (derzeit noch von der Finanz- und
Zollverwaltung anerkannten) Folge sind ins-
besondere Logistikdienstleister (Zollagenturen,
Spediteure, Lagerhalter usw.) finanziell stark
betroffen. Streitig ist nämlich, ob Logistikdienst-
leistern der Abzug der Einfuhrumsatzsteuer, die
stets 19 Prozent beträgt und mit dem Einfuhr-
abgabenbescheid festgesetzt wird, als Vorsteu-
er überhaupt möglich ist.

In Deutschland (sowie in anderen Mitgliedstaa-
ten der EU) wird der Vorsteuerabzug (derzeit
noch) davon abhängig gemacht, dass die Wa-
ren „für das Unternehmen“ der den Abzug bean-
tragenden Person eingeführt werden (Ovie, ju-
risPR-TranspR 5/2014 Anm. 3). Voraussetzung
für den Vorsteuerabzug soll danach sein, dass
die den Vorsteuerabzug begehrende Person im
Zeitpunkt der Einfuhr die Verfügungsbefugnis
über den eingeführten Gegenstand innehat.
Nach (bislang noch) vertretener Ansicht dürfen
Personen, die lediglich an der Einfuhr mitge-
wirkt haben, nicht zum Vorsteuerabzug berech-
tigt sein. Zu diesen Personen gehören insbeson-
dere Logistikdienstleister.

Das FG Hamburg (Urt.  v. 19.12.2012 - 5 K
302/09) hat entschieden, dass Spediteure zum
Vorsteuerabzug berechtigt sind, wenn diese
Zollschuldner aufgrund etwaiger Pflichtverlet-
zungen gemäß Art. 204 ZK werden. Gegen die-
ses Urteil hat das beklagte Finanzamt Revision
eingelegt. Der BFH hat den Vorsteuerabzug aus
formellen Gründen abgelehnt, ohne in der strei-
tigen Frage eine Entscheidung zu treffen.

Nunmehr liegt dem BFH diese Frage erneut vor.
Das FG Kiel hat mit der hier besprochenen Ent-
scheidung nämlich den Vorsteuerabzug des La-
gerhalters für Einfuhrumsatzsteuer abgelehnt,
die Revision jedoch zugelassen (Az. des BFH: 4
K 67/13).

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Die Klägerin ist eine GmbH, deren Gegenstand
die Herstellung und der Vertrieb von Industrie-
produkten aus Kunststoff und Kautschuk ist.
Ferner ist die Klägerin Inhaberin eines privaten
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Zolllagers des Typs D. In diesem Zolllager wa-
ren in den Jahren 1997 und 1998 neben Waren,
die sich im Eigentum der Klägerin befanden,
auch Waren (Reifen) der damaligen (mittlerwei-
le insolventen) Schwestergesellschaft, der X.-
GmbH, sowie Werkzeuge der Y.-GmbH und Da-
menoberbekleidung der Z.-GmbH eingelagert.

Am 09.11.1998 wurde vom zuständigen Haupt-
zollamt (HZA) eine Bestandsaufnahme des Zoll-
lagers durchgeführt. Dabei wurden Fehlmengen
hinsichtlich der Waren der X.-GmbH, der Y.-
GmbH und der Z.-GmbH festgestellt. Aufgrund
dieser Fehlmengen setzte das HZA mit Beschei-
den vom 16.02.1999 und vom 19.03.2001 ge-
genüber der Klägerin Einfuhrumsatzsteuer in
Höhe von 219.260,42 Euro fest. Mit Einfuhrab-
gabenbescheid vom 10.09.2002 korrigierte das
HZA diesen Betrag auf 109.799,56 Euro. Die-
sen Betrag entrichtete die Klägerin in Raten ab
2002 bis 2008. In den (von dem Beklagten zu-
nächst anerkannten) Umsatzsteuererklärungen
berücksichtigte die Klägerin den jeweils gezahl-
ten Betrag als abziehbare Vorsteuer.

Im Zuge einer bei der Klägerin für die Jahre 2000
bis 2006 durchgeführten Umsatzsteuer-Sonder-
prüfung stellte der Prüfer fest, dass die Klägerin
für 1997 und 1998 im Zeitpunkt der Einfuhr der
Waren nicht die für den Vorsteuerabzug erfor-
derliche Verfügungsmacht über die Waren der
X.-GmbH, der Y.-GmbH und der Z.-GmbH beses-
sen habe. Aus diesem Grund erließ der Beklagte
gegen die Klägerin am 12.03.2010 Umsatzsteu-
erbescheide, in denen er die von der Klägerin in
den Streitjahren gezahlte Einfuhrumsatzsteuer
nicht als Vorsteuer anerkannte und die festge-
setzte Umsatzsteuer entsprechend seiner Fest-
stellungen erhöhte.

Gegen die Umsatzsteuerbescheide legte die
Klägerin Einspruch ein. Dieser Einspruch wurde
mit Einspruchsentscheidung vom 06.05.2013
als unbegründet zurückgewiesen. Der Klägerin
fehle es an der für den Vorsteuerabzug erfor-
derlichen Verfügungsbefugnis. Die Klägerin ha-
be die Waren lediglich für andere gelagert. Aus
den Unterlagen der Klägerin sei nicht ersicht-
lich, dass die fehlenden Waren in den Unterneh-
mensbereich der Klägerin eingegliedert worden
seien. Für das von der Klägerin vorgetragene
Treuhandverhältnis bestünden keine Anhalts-
punkte. Die Entrichtung der Einfuhrumsatzsteu-
er sei nicht ausschlaggebend.

Am 07.06.2013 erhob die Klägerin Klage. Sie
sei verfügungsberechtigt gewesen. Unabhängig
davon sei die Anknüpfung des § 15 Abs. 1 Satz
1 Nr. 2 UStG an die Verfügungsbefugnis nicht
mit der Mehrwertsteuersystemrichtlinie verein-
bar. Das Recht auf Vorsteuerabzug entstehe da-
nach im Zeitpunkt der Einfuhr, ohne dass es auf
eine Verfügungsbefugnis an den eingeführten
Gegenständen ankomme. Das HZA habe hin-
sichtlich der Einfuhrumsatzsteuer in seinem Ein-
fuhrabgabenbescheid mit Tatbestandswirkung
entschieden, dass die Klägerin die Einfuhrabga-
ben gemäß Art. 203 ZK als Importeurin schul-
de. Hierbei handele es sich um ein Dokument im
Sinne der Mehrwertsteuersystemrichtlinie, aus
dem sich die Einfuhr der Gegenstände durch die
Klägerin ergebe. Schließlich verstoße die Versa-
gung des Vorsteuerabzuges gegen den Grund-
satz der Neutralität der Mehrwertsteuer, da die
Klägerin im Hinblick auf die in ihrem Lager be-
findliche Ware keine Letztverbraucherin im um-
satzsteuerrechtlichen Sinn sei.

Das FG Kiel wies die Klage als unbegründet zu-
rück. Nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UStG kön-
ne der Unternehmer die entrichtete Einfuhrum-
satzsteuer für Gegenstände, die für sein Un-
ternehmen nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 UStG einge-
führt worden sind, als Vorsteuerbeträge abzie-
hen. Nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 UStG unterliege der
(Einfuhr-)Umsatzsteuer die Einfuhr von Gegen-
ständen im Inland. Eine Einfuhr i.S.d. § 15 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 UStG setze damit voraus, dass ein
Gegenstand aus dem Drittland in das Inland ver-
bracht wird und dieser Vorgang steuerbar ist;
die Einfuhr sei damit ausgeschlossen, wenn der
Gegenstand in ein Zollverfahren überführt wird.

Eine Einfuhr für das Unternehmen i.S.d. §  15
Abs.  1 Satz 1 Nr.  2 UStG liege vor, wenn
der Unternehmer den eingeführten Gegenstand
seinem im Inland belegenen Unternehmensbe-
reich zuordnet, um ihn zur Ausführung von Um-
sätzen einzusetzen. Dies setze voraus, dass der
Unternehmer im Zeitpunkt der Einfuhr die Ver-
fügungsmacht über den eingeführten Gegen-
stand besitzt oder im Zusammenhang mit der
Einfuhr erlangt. Der Einsatz des eingeführten
Gegenstands zur Bewirkung von Umsätzen rei-
che für den Vorsteuerabzug nicht aus, da hier-
durch die – stets nur einem Unternehmer zuste-
hende – Abzugsberechtigung bezüglich der Ein-
fuhrumsatzsteuer nicht eindeutig festgestellt
werden kann. Für den Vorsteuerabzug sei nicht
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entscheidend, wer Schuldner der entrichteten
Einfuhrumsatzsteuer war, wer diese entrichtet
hat und wer den für den vorsteuerabzugsbe-
rechtigten Unternehmer eingeführten Gegen-
stand tatsächlich über die Grenze gebracht hat.
Personen, die bei der Einfuhr lediglich mitge-
wirkt haben, aber nicht über den eingeführten
Gegenstand verfügen konnten, sind selbst dann
nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt, wenn sie
den Gegenstand entsprechend den Weisungen
ihres Auftraggebers auf Lager genommen ha-
ben; dies gelte auch dann, wenn der Gegen-
stand bei ihnen verloren geht und sie haftbar
sind.

§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UStG sei mit den europäi-
schen Vorgaben, insbesondere denen der Mehr-
wertsteuersystemrichtlinie, vereinbar. Insoweit
lehne das erkennende Gericht die Ansicht des
FG Hamburg (Urt. v. 19.12.2012 - 5 K 302/09)
ab und schließe sich der durch den Unabhän-
gigen Finanzsenat Außenstelle Linz getroffenen
Entscheidung (v. 05.07.2013 - RV/1311-L/11)
an. Es fehle an einer Verwendung der einge-
führten Gegenstände für Zwecke der besteuer-
ten Umsätze, wenn diese Gegenstände in einem
Zolllager gegen Entgelt eingelagert werden, oh-
ne dass der Lagerhalter die Verfügungsbefugnis
an den eingelagerten Gegenständen erlangt. Ei-
ne Verwendung der Gegenstände für Zwecke
der besteuerten Umsätze liege nur dann vor,
wenn die eingeführten Gegenstände und die auf
diesen Gegenständen lastende Einfuhrumsatz-
steuer zu den Kostenelementen der besteuer-
ten Umsätze gehören. Dies setze voraus, dass
der Lagerhalter die Gegenstände seinem Unter-
nehmen zuordnet, um sie in eigenem Namen
zu veräußern. Nur durch die Zuordnung zum
Unternehmen und die hiermit verbundene Ver-
fügungsbefugnis über die eingeführten Gegen-
stände könne die stets nur einem Unternehmer
zustehende Abzugsberechtigung bezüglich der
Einfuhrumsatzsteuer eindeutig festgestellt wer-
den. Das Kriterium der Verfügungsbefugnis er-
gebe sich hierbei gleichermaßen aus dem uni-
onsrechtlichen Merkmal der Verwendung der
eingeführten Gegenstände für Zwecke der be-
steuerten Umsätze wie aus dem in § 15 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 UStG enthaltenen Merkmal der Ein-
fuhr für das Unternehmen. Eine unionsrechts-
widrige Abweichung des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
UStG liege damit nicht vor.

Nach diesen Grundsätzen stehe der Klägerin
kein Vorsteuerabzug zu. Insbesondere habe die

Klägerin nicht nachweisen können, dass sie hin-
sichtlich der in Rede stehenden Ware verfü-
gungsberechtigt gewesen ist.

C. Kontext der Entscheidung

Das FG Kiel gibt in seiner Entscheidung die tradi-
tionelle Ansicht zum Vorsteuerabzug für Logis-
tikdienstleister wieder. Diese traditionelle An-
sicht, wonach die Verfügungsbefugnis über die
Ware Voraussetzung für den Vorsteuerabzug
sei, ist jedoch durch das wegweisende Urteil
des FG Hamburg (v. 19.12.2012 - 5 K 302/09)
ins Wanken geraten. Seitdem regt sich auch in
der Literatur immer mehr Widerstand an der
althergebrachten Ansicht zum Vorsteuerabzug.
Die traditionelle Ansicht widerspricht nämlich
dem Unionsrecht, das hinsichtlich der Einfuhr-
umsatzsteuer weder auf einen Leistungsaus-
tausch noch auf eine Verfügungsbefugnis ab-
stellt. Zudem ist die Belastung mit der Einfuhr-
umsatzsteuer für Logistikdienstleister nicht mit
dem Neutralitätsprinzip der Mehrwertsteuersys-
temrichtlinie zu vereinbaren.

Vor dem Hintergrund ist es erstaunlich, dass
sich das FG Kiel nicht näher mit der ausführli-
chen und sehr überzeugenden Begründung des
FG Hamburg auseinandergesetzt hat. Es hat an
der entscheidenden Stelle lediglich den Inhalt
der Entscheidung des Unabhängigen Finanzse-
nats Außenstelle Linz aus Österreich wiederge-
geben.

Erfreulicherweise hat das FG Kiel jedoch die Re-
vision zugelassen. Anlass hierfür sei die grund-
sätzliche Bedeutung der Sache, da es an einer
höchstrichterlichen Entscheidung zu den Anfor-
derungen an einen Vorsteuerabzug für den Be-
treiber eines Zolllagers im Falle eine unregelmä-
ßigen Zollschuldentstehung fehle. Die Revision
wurde auch eingelegt. Der BFH muss sich daher
nunmehr mit der Frage auseinandersetzen, ob
es für den Vorsteuerabzug eines Logistikdienst-
leisters einer Verfügungsbefugnis bedarf.

D. Auswirkungen für die Praxis

Mit dem Revisionsverfahren als Folge der Ent-
scheidung des FG Kiel steigt die Hoffnung,
dass der Vorsteuerabzug zugunsten der Lo-
gistikdienstleister geklärt und die traditionel-
le Ansicht gekippt wird. Zumindest aber wird
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mit der zu erwartenden Grundsatzentscheidung
Rechtssicherheit geschaffen.

Dabei ist nicht ausgeschlossen, dass der BFH
die Frage dem EuGH vorlegen wird. Dies hät-
te zur Folge, dass ein weiteres Verfahren beim
EuGH zu diesem Thema anhängig ist. Es sind be-
reits mehrere Verfahren beim EuGH anhängig,
die (zumindest auch) den Vorsteuerabzug zum
Gegenstand haben (vgl. Ovie, jurisPR-TranspR
5/2014 Anm. 3). Problematisch ist jedoch, dass
den Verfahren jeweils mehrere Vorlagefragen
zugrunde liegen, so dass nicht zwangsläufig
über den Vorsteuerabzug entschieden werden
muss. Insoweit bleibt zu hoffen, dass der BFH
dieses Mal über die Frage entscheidet, zumin-
dest aber ein Vorlageverfahren beim EuGH an-
hängig macht, in dem die Frage geklärt werden
muss.
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Zur inhaltlichen Übereinstimmung der
Begriffe "Fluggast" und "Reisender"
in der Verordnung (EG) 785/2004 und
Art. 17 MontrÜbk

Leitsätze:

1. Art.  3 lit.  g der Verordnung (EG)
Nr. 785/2004 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 21. April 2004 über Versi-
cherungsanforderungen an Luftfahrtunter-
nehmen und Luftfahrzeugbetreiber ist da-
hin auszulegen, dass der Insasse eines von
einem Luftfahrtunternehmen der Gemein-
schaft gehaltenen Hubschraubers, der auf-
grund eines zwischen seinem Arbeitgeber
und diesem Luftfahrtunternehmen geschlos-
senen Vertrags zum Zweck der Wahrneh-
mung einer besonderen Aufgabe wie der im
Ausgangsverfahren in Rede stehenden be-
fördert wird, "Fluggast" im Sinne dieser Be-
stimmung ist.

2. Art. 17 des Übereinkommens zur Verein-
heitlichung bestimmter Vorschriften über
die Beförderung im internationalen Luftver-
kehr, das am 28.05.1999 in Montreal ge-
schlossen, am 09.12.1999 von der Europäi-
schen Gemeinschaft auf der Grundlage von
Art. 300 Abs. 2 EG unterzeichnet und durch
den Beschluss 2001/539/EG des Rates vom
05.04.2001 in ihrem Namen genehmigt wur-
de, ist dahin auszulegen, dass eine Person,
die unter den Begriff "Fluggast" i.S.v. Art. 3
lit. g der Verordnung Nr. 785/2004 fällt, auch
unter den Begriff "Reisender" i.S.v. Art. 17
des Übereinkommens fällt, sofern sie auf-
grund eines "Beförderungsvertrags" i.S.v.
Art. 3 des Übereinkommens befördert wur-
de.

Anmerkung zu EuGH, Urteil vom  26.02.2015, C-
6/14
von Prof. Dr. Wolf Müller-Rostin, RA

A. Problemstellung

Ist „Fluggast“ im Sinne des Montrealer Über-
einkommens, wer ein Flugzeug zur Ausführung
beruflicher Aufgaben benutzt, ohne eine Orts-
veränderung anzustreben? Oder ist diese Per-
son ein Mitglied der Besatzung? Der EuGH war

vom Obersten Gerichtshof in Österreich im We-
ge des sog. Vorabentscheidungsverfahrens an-
gerufen worden, um den Begriff „Fluggast“ vom
Begriff „Besatzungsmitglied“ abzugrenzen und
den Fluggastbegriff mit dem Begriff des „Rei-
senden“ zu vergleichen. Abhängig vom Ergeb-
nis der Abgrenzung waren im vorliegenden Fall
entweder die Vorschriften des nationalen Haf-
tungs- und Sozialversicherungsrechts mit der
Folge eines möglichen Haftungsprivilegs des Ar-
beitgebers oder die Haftungs- und Versiche-
rungsregelungen des Montrealer Übereinkom-
mens und der Verordnung (EG) 785/2004 zur
Anwendung zu bringen.

Der Fluggastbegriff findet sich in Art.  3 der
Verordnung (EG) 785/2004. Diese Verordnung
legt den Luftfahrtunternehmen der Gemein-
schaft u.a. die Verpflichtung auf, zugunsten ih-
rer „Fluggäste“ eine Haftpflichtversicherung ab-
zuschließen. Die Haftung der Luftfahrtunterneh-
men für „Reisende“ ergibt sich u.a. aus dem
Montrealer Übereinkommen (MontrÜbk), des-
sen Art. 17 bestimmt, dass der Luftfrachtführer
unabhängig von einem Verschulden den Scha-
den zu ersetzen hat, der dadurch entsteht, dass
ein „Reisender“ getötet oder körperlich ver-
letzt wird. Unglücklicherweise verwenden die
Verordnung (EG) 785/2004 und das Montrealer
Übereinkommen unterschiedliche Begriffe, um
– möglicherweise – dieselbe Rechtsperson zu
beschreiben, daher auch die Frage des OGH,
ob vom Begriff „Reisender“ auch ein „Fluggast“
mitumfasst ist.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Herr S. (Kläger des Ausgangsverfahrens) war als
Beschäftigter der Ö. Gletscherbahnen u.a. mit
der Aufgabe betraut, die Lawinensicherung ei-
nes Skigebietes zu überprüfen. Im Rahmen die-
ser Aufgabe hatte er einen Flug in einem He-
likopter durchzuführen, um Lawinen zu spren-
gen. Halter des zu diesem Zweck eingesetz-
ten Helikopters war die Firma W. (Beklagte),
die bei dem Versicherer E.A. (ebenfalls Beklag-
te) eine Fluggasthaftpflichtversicherung abge-
schlossen hatte. Der Lawinensprengflug wurde
auf Grundlage eines Vertrages zwischen dem
Halter des Helikopters und dem Arbeitgeber von
Herrn S. durchgeführt.

Aufgabe von Herrn S. war es gewesen, den Pi-
loten des Helikopters zu den Stellen zu dirigie-
ren, an denen Lawinensprengladungen abge-
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worfen werden sollten. Herr S. sollte sodann die
Flugzeugtür öffnen und offenhalten, damit drit-
te Personen die Sprengsätze abwerfen konnten.
Beim Öffnen erfasste eine Windböe die Tür, so
dass sie aufschnellte und Herr S.  seinen Arm
nicht schnell genug aus der Türschlaufe ziehen
konnte und als Folge eine schwere Verletzung
im Ellenbogengelenk erlitt.

Im Revisionsverfahren ging es vornehmlich um
die Abgrenzung der vorgenannten Begriffe,
die wiederum die Anwendung nationalen (Be-
satzungsmitglied) oder internationalen Rechts
(Fluggast/Reisender) zur Folge hatte. Zwar han-
delte es sich um einen innerstaatlichen und
nicht um einen grenzüberschreitenden Flug,
auf den zunächst das Montrealer Übereinkom-
men keine Anwendung findet. Jedoch hat der
Verordnungsgeber mittels der Verordnung (EG)
2027/97 i.d.F. der Verordnung (EG) 889/2002
bestimmt, dass die Haftungsregeln des Mon-
trealer Übereinkommens auch auf solche Flü-
ge anwendbar seien, die nicht dem Montrealer
Übereinkommen unterfallen, weil Abgangsort
und Bestimmungsort nicht in zwei Ratifikations-
staaten liegen, sofern diese Flüge (wie vorlie-
gend) von Luftfahrtunternehmen der Gemein-
schaft ausgeführt würden. Damit sollen sämtli-
chen Fluggästen, die sich auf Flügen von Luft-
fahrtunternehmen der Gemeinschaft befinden,
stets (somit auch bei innerstaatlichen Flügen)
die großzügigen Haftungsregelungen des Mon-
trealer Übereinkommens zugute kommen.

Voraussetzung für die Anwendung dieser Haf-
tungsregeln ist aber, dass die an Bord beförder-
te Person „Reisender“ im Sinne des Montrea-
ler Übereinkommens ist. Obwohl Zentralbegriff
des Montrealer Übereinkommens, ist dieser Be-
griff nicht definiert. Eigentlich hätte es nahege-
legen, dass der EuGH diesen Begriff im Zusam-
menhang mit der Haftungsregelung des Art. 17
MontrÜbk zunächst definiert und sodann unter-
sucht hätte, ob er dem Begriff des Fluggastes
in der Versicherungsverordnung 785/2004 ent-
spricht. Da sich aber immerhin der Ansatz einer
Bestimmung des Begriffes „Fluggast“ in der VO
(EG) 785/2004 befindet, ist der EuGH den um-
gekehrten Weg gegangen. Art. 3 VO 785/2004
bezeichnet nämlich als Fluggast jede Person,
die sich mit Zustimmung des Luftfahrtunterneh-
mens oder des Luftfahrzeugbetreibers auf ei-
nem Flug befindet, mit Ausnahme der dienst-

habenden Flug- und Kabinenbesatzungsmitglie-
der.

Ist mithin eine Person, die sich auf Grund eines
Vertrages, abgeschlossen zwischen seinem Ar-
beitgeber und dem Halter des Luftfahrzeuges,
an Bord befindet, dem Piloten Anweisungen gibt
und die Flugzeugtür öffnet, zu den Flug- oder
Kabinenbesatzungsmitgliedern zu zählen?

Der EuGH verneint diese Frage. Herr S.  habe
sich aufgrund eines Beförderungsvertrages, ab-
geschlossen zwischen seinem Arbeitgeber und
dem Luftfahrzeughalter, als „ortskundiger Ein-
weiser“ an Bord befunden und sollte während
des Fluges auf Anweisung des Piloten die Tür
des Helikopters öffnen und offenhalten. Da-
mit habe er keine das Führen des Luftfahr-
zeuges betreffenden Aufgaben wahrgenommen
und gehöre nicht zu den Flugbesatzungsmitglie-
dern.

Dass Herr S. auf Anweisung des Piloten die Tür
zu öffnen hatte, genüge ebenfalls nicht, um
ihn als Kabinenbesatzungsmitglied einzustufen.
Der Pilot sei nämlich als Kommandant jederzeit
berechtigt, allen an Bord eines Luftfahrzeuges
befindlichen Personen einschließlich der Flug-
gäste Anweisungen zu erteilen.

Demzufolge sei Herr S.  als Fluggast i.S.v.
Art.  3 VO (EG) 785/2004 anzusehen. Die An-
nahme eines Beförderungsvertrages rechtfer-
tige es, dem Begriff „Fluggast“ in Art.  3 VO
(EG) 785/2004 und dem Begriff „Reisender“ in
Art. 17 MontrÜbk gleiche Bedeutung zuzumes-
sen.

C. Kontext der Entscheidung

Diese Auffassung des EuGH begegnet jedoch er-
heblichen Bedenken. Diese Bedenken gründen
sich nicht auf die Gleichsetzung beider Begriffe,
sondern auf die Annahme eines Beförderungs-
vertrages zugunsten von Herrn S.

Es besteht kein Zweifel, dass zwischen dem Ar-
beitgeber von Herrn S. und dem Halter des He-
likopters ein Vertragsverhältnis bestand, in das
auch Herr S.  einbezogen war. Dieser Vertrag
war aber entgegen der Auffassung des EuGH
kein Beförderungsvertrag. Bei einem Beförde-
rungsvertrag steht die Ortsverändung im Vor-
dergrund. Zudem ist einem Beförderungsver-
trag häufig eigentümlich, dass das Flugzeug



jurisPR-TranspR 2/2015

auch ohne den Fluggast geflogen wäre. Dem-
gegenüber war der Vertrag abgeschlossen wor-
den zur Wahrnehmung einer besonderen, Herrn
S.  zugewiesenen Aufgabe, die allerdings nur
vom Luftfahrzeug aus wahrgenommen werden
konnte. Im Vordergrund dieses Vertragsverhält-
nisses stand mithin nicht die Ortsveränderung,
sondern die Gebrauchsüberlassung des Luft-
fahrzeuges zur Ausführung der Sprengarbeiten.
Der abgeschlossene Vertrag dürfte somit als
Mietvertrag oder Chartervertrag zu qualifizieren
sein.

Auch ist nicht anzunehmen, dass Herr S.  mit
dem Mieter/Charterer des Flugzeuges, seinem
Arbeitgeber, einen Beförderungsvertrag abge-
schlossen hat. Für die Haftung des Luftfracht-
führers gegenüber den Personen, die sich an
Bord befinden, setzen aber die luftrechtlichen
Haftungsvorschriften (Art.  1 Abs.  2 MontrÜbk
i.V.m. Art. 17 MontrÜbk, § 44 LuftVG) das Vorlie-
gen eines Beförderungsvertrages voraus. Herr
S. wird sich vielmehr aufgrund seines Arbeits-
vertrages an Bord befunden haben.

Nach bisheriger Rechtsprechung in Deutsch-
land (BGH, Urt. v. 30.11.1983 - IVa ZR 32/82 -
VersR 1984, 155; OLG Köln, RuS 1989, 86) wäre
Herr S. nicht als Fluggast anzusehen gewesen:

Offensichtlich ist, dass Fluggast nicht diejeni-
ge Person ist, die das Luftfahrzeug verantwort-
lich führt oder den verantwortlichen Luftfahr-
zeugführer dabei unterstützt. Der Kreis der Be-
satzung eines Flugzeuges beschränkt sich aber
nicht auf das Personal, das nach Maßgabe öf-
fentlich-rechtlicher Vorschriften (z. B. § 32 Luft-
BO) am Flug zwingend teilnehmen muss, z.B.
Mindestanzahl von Kabinenbesatzungsmitglie-
dern, die abhängig ist von der Anzahl der Flug-
gäste. Dieser vorgeschriebenen Mindestanzahl
steht eine Ausweitung der Besatzung nicht ent-
gegen. Zum Kreis der Besatzung wird man auch
diejenige Person zählen müssen, die den Luft-
fahrzeugführer, und sei es auch nur zeitwei-
se, durch Hilfsdienste unterstützen soll. Diese
Person wird dadurch in die Besatzung einge-
gliedert, dass mit dem Halter des Flugzeuges
oder sonstigem Verfügungsberechtigten abge-
sprochen wird, die betreffende Person solle sich
für den konkreten Flug zur Übernahme flugtech-
nischer (Hilfs-)Tätigkeiten bereit halten (BGH,
Urt. v. 30.11.1983 - IVa ZR 32/82 - VersR 1984,
155; OLG Köln, RuS 1989, 86). Herr S. sollte in
Abstimmung mit dem Piloten diesen an die für

den Abwurf der Sprengladung geeignete Stel-
le dirigieren und sodann die Flugzeugtür öffnen
und offenhalten. Dass er beim Öffnen und (vor-
gesehenen) Offenhalten der Flugzeugtüre auf
Anweisung des Piloten handelte, lässt ihn nicht
deswegen zum Fluggast werden, weil der Pi-
lot, so der EuGH, stets berechtigt sei, allen an
Bord eines Luftfahrzeuges befindlichen Perso-
nen einschließlich der Fluggäste Anweisungen
zu erteilen. Derartige Anweisungen wird ein Pi-
lot, wenn überhaupt, lediglich zur Abwendung
einer unmittelbar drohenden Gefahr den Flug-
gästen erteilen. Dies kann aber nicht dazu füh-
ren, dass der Fluggast, der beispielsweise vor-
übergehend den ausgefallenen Piloten ersetzt,
seine Fluggasteigenschaft verliert und zum Be-
satzungsmitglied wird, oder umgekehrt, dass
das Besatzungsmitglied, das auf Anweisung des
Piloten seinen Dienst nicht länger verrichten
soll, so beispielsweise wegen eines Schwäche-
anfalls, zum Fluggast wird.

Mit dem Dirigieren zur Abwurfstelle und dem
Öffnen und Offenhalten der Türe nahm Herr
S. Tätigkeiten wahr, mit denen er die Führung
des Flugzeuges unterstützte. Ohne die Anwe-
senheit von Herrn S.  an Bord hätte der Pilot
selbstständig die Abwurfstelle finden, die Türe
öffnen und offenhalten müssen. Diese Aufga-
be hat ihm Herr S. abgenommen. Demzufolge
müsste man ihn als Mitglied der Flugzeugbesat-
zung ansehen. Herr S. wäre dann nicht aufgrund
eines Beförderungsvertrages befördert worden.

Diese vorzugswürdige deutsche Rechtspre-
chung ist durch die Entscheidung des EuGH
überholt. Entsprechend ist auch das an die-
se Rechtsprechung angelehnte Verständnis der
deutschen Unfallversicherung überholt.

Denn nach den Allgemeinen Bestimmungen für
die Unfallversicherung (AUB 2008, Nr. 5.1.3) ist
der Versicherungsschutz ausgeschlossen bei ei-
ner mit Hilfe eines Luftfahrzeuges auszuüben-
den beruflichen Tätigkeit. Entscheidend ist da-
bei, dass das Luftfahrzeug notwendiges Hilfs-
mittel für die Berufsausübung ist. Die Unfall-
versicherung soll nämlich lediglich dem Flug-
gast gewährt werden, so dass, wer mitfliegt,
um dabei berufliche Aufgaben zu erfüllen, nicht
als Fluggast anzusehen ist, da ihm das Flug-
zeug nicht ausschließlich zur Beförderung dient
(Knappmann in: Prölls/Martin, AUB 2008, Nr. 5
Rn. 44). So wird der Versicherungsschutz ver-
sagt bei dem medizinischen Personal an Bord
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eines Rettungshubschraubers. Da dieses Perso-
nal jedenfalls im Regelfall nicht im Rahmen ei-
nes Beförderungsvertrages befördert wird, wird
es seine Ansprüche auf Deliktsrecht stützen, so-
fern dies nicht durch das Haftungsprivileg des
Luftrettungsunternehmens nach §  106 Abs.  3
SGB VII ausgeschlossen ist. Auch der Zollbeam-
te, der zum Aufspüren von Schmugglern mit-
fliegt, erledigt an Bord berufliche Aufgaben. Ihn
als Fluggast anzusehen, würde, selbst wenn
sein Arbeitgeber mit dem Halter des Luftfahr-
zeuges einen Vertrag abgeschlossen hat, zu ge-
radezu widersinnigen Ergebnissen führen. Ein
Fluggast begibt sich in die Obhut des Luftfracht-
führers. Entsprechend beginnt der luftfracht-
rechtliche Haftungszeitraum des Luftfrachtfüh-
rers beim Einsteigen des Fluggastes und endet
bei dessen Aussteigen (§ 45 LuftVG, MontrÜbk).
Erfüllt der Zollbeamte an Bord seine dienst-
lichen Obliegenheiten, z.B. Verfolgen eines
Schmugglers bei geöffneter Flugzeugtür, so ver-
zichtet der Beamte auf diese Obhut des Luft-
frachtführers; deswegen würde er im Schadens-
fall auf die allgemeinen Vorschriften verwiesen
werden.

Etwas anderes gilt nur dann, wenn die Flugrei-
se dazu dient, den Insassen die Berufsausübung
am Zielort zu ermöglichen, z.B. Flug der Arbei-
ter zu einer Ölplattform.

D. Auswirkungen für die Praxis

Die Entscheidung des EuGH, die für sämtli-
che nationalen Gerichte innerhalb der Europäi-
schen Union verbindlich ist, erweitert den Be-
griff des Fluggastes bzw. des Reisenden in nicht
unerheblichem Maße. Damit dürfte eine Viel-
zahl von Arbeitsflügen dem Haftungsregime des
Montrealer Übereinkommens unterworfen wer-
den. Die Präambel des Montrealer Übereinkom-
mens betont dagegen die Bedeutung des Schut-
zes der Verbraucherinteressen. Die „Väter“ des
Montrealer Übereinkommens hatten sich eine
Erstreckung des Übereinkommens auf solche
Personen, die ihren Beruf an Bord ausüben, je-
denfalls nicht vorgestellt. Für derartige Arbeits-
flüge sollte nationales Recht einschlägig sein –
künftig wohl nur noch in eingeschränktem Ma-
ße. Auch dürfte in den AUB eine Anpassung des
Ausschlusstatbestandes der „Ausübung berufli-
cher Tätigkeiten“ an Bord eines Luftfahrzeuges
vonnöten sein. Vom Ausschlusstatbestand er-
fasst werden nämlich Unfälle bei einer mit Hil-
fe eines Luftfahrzeuges auszuübenden berufli-

chen Tätigkeit, weil die Versicherung allein dem
Fluggast zugute kommen soll. Wenn aber auch
Personen, die das Flugzeug zur Ausübung be-
ruflicher Tätigkeiten nutzen, als Fluggäste und
somit als Versicherte gelten können, wird der
Anwendungsbereich der Versicherung erheblich
ausgeweitet.

2

Berechtigung zum Abschluss
eines Vertrages zur Nutzung der
Schieneninfrastruktur mit deren
Betreiber

Leitsätze:

1. Die Frist für den Widerspruch der Bundes-
netzagentur gegen die beabsichtigte Neu-
fassung oder Änderung von Schienennetz-
Benutzungsbedingungen beginnt erst zu
laufen, wenn der Behörde die Liste der Ent-
gelte mitgeteilt sowie dargelegt wird, dass
die Entgeltfestsetzung mit den Anforderun-
gen des § 14 Abs. 4 AEG übereinstimmt.

2. § 14 Abs. 1 Satz 1 AEG vermittelt ein öf-
fentlich-rechtliches Zugangsrecht, weshalb
der Zugangsberechtigte nicht erst durch den
Vertrag nach § 14 Abs. 6 AEG einen rechtlich
durchsetzbaren Zugangsanspruch erhält.

3. Das Allgemeine Eisenbahngesetz be-
stimmt keinen konkreten materiellen Ge-
halt der Zugangsberechtigung, sondern de-
legiert dies an den Verordnungsgeber, der
auch die Vertragspartner bestimmen darf.

4. Spediteure, Operateure und andere Ver-
lader haben - auch unter Berücksichtigung
unionsrechtlicher Vorgaben - keinen An-
spruch darauf, Vertragspartner eines Ein-
zelnutzungsvertrags über die Schieneninfra-
struktur mit dem Infrastrukturbetreiber zu
werden. Sie sind aber am Zuweisungsver-
fahren, insbesondere am Konfliktlösungs-
und Entscheidungsverfahren, zu beteiligen.

5. Das eisenbahnrechtliche Diskriminie-
rungsverbot schützt nicht vor jeder unan-
gemessenen Benachteiligung durch den In-
frastrukturbetreiber; entscheidend ist, ob
Unternehmen ungleich behandelt und hier-
durch am Zugang zur Infrastruktur gehin-
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dert oder im Wettbewerb beeinträchtigt
werden.

6. Dem allgemeinen eisenbahnrechtlichen
Diskriminierungsverbot lässt sich keine Ver-
pflichtung des Eisenbahninfrastrukturun-
ternehmens entnehmen, jedes Entgelt zu
plausibilisieren, d.h. die Entgeltberechnung
stets durch Offenlegung der Kalkulation
nachvollziehbar zu machen.

Orientierungssätze zur Anmerkung:

1. Die nach § 14d Satz 1 Nr. 6 AEG vorgesehe-
ne Unterrichtung der Regulierungsbehörde
über beabsichtigte Änderungen oder Neu-
fassungen von Schienennetz-Benutzungsbe-
dingungen schließt die Unterrichtung über
die jeweils vorgesehenen Entgeltgrundsät-
ze und Entgelthöhen (Liste der Entgelte) mit
ein.

2. Spediteure, Operateure und Verlader ha-
ben kein eigenes Recht zum Abschluss eines
Infrastrukturnutzungsvertrages mit dem Be-
treiber der Schienenwege.

3. Es verstößt nicht gegen das eisenbahn-
rechtliche Diskriminierungsverbot, für ange-
meldete Zugfahrten, die mit einer Verspä-
tung von mehr als 20 Stunden beginnen,
nicht nur das ursprünglich vereinbarte Tras-
senentgelt (gegebenenfalls um bis zu 20
Prozent reduziert) abzurechnen, sondern zu-
sätzlich auch das Trassenentgelt für die neu
zugewiesene Trasse.

Anmerkung zu OVG Münster, Urteil vom
 16.09.2014, 13 A 1847/13
von Prof. Dr. Karsten Otte, Bundesnetzagentur
Bonn

A. Problemstellung

Nach § 14 Abs. 1 Satz 1 AEG sind Eisenbahn-
verkehrsunternehmen (EVU) zur Eisenbahnin-
frastruktur zugangsberechtigt. Nach § 14 Abs. 6
AEG schließen Eisenbahninfrastrukturunterneh-
men (EIU) und EVU einen Infrastrukturnutzungs-
vertrag (INV). § 14 Abs. 2 Nr. 2 AEG dehnt seit
2005 das Zugangsrecht auf Spediteure, Ope-
rateure und Verlader (im Folgenden vereinfa-
chend nur: Verlader) und Abs. 2 Nr. 3 und 4 auf

die für SPNV zuständigen Landesbehörden und
Aufgabenträger aus.

In der Entscheidung geht es um den Inhalt des
eisenbahnrechtlichen Zugangsrechts von EVU
und von Nicht-EVU, das Verhältnis des AEG
zur konkretisierenden Eisenbahninfrastruktur-
benutzungsverordnung (EIBV), um das Verhält-
nis sich widersprechender verordnungsrecht-
licher Vorschriften einschließlich deren euro-
parechtlicher Exegese sowie um Stellung und
Schutzbedürftigkeit des Verladers.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Die Klägerin, ein öffentliches EIU, das bundes-
weit Schienenwege betreibt, hatte der Bundes-
netzagentur im Oktober 2011 die beabsichtigte
Änderung seiner Schienennetz-Benutzungsbe-
dingungen (SNB) für das Netzfahrplanjahr 2013
mitgeteilt. Im Einzelnen beabsichtigte das EIU in
den SNB 2013, Verladern nur noch die Möglich-
keit zur Trassenanmeldung beim EIU zu geben,
ihnen aber das Recht zum Abschluss eines ei-
genen Trassennutzungsvertrages mit dem EIU
zu nehmen. Statt eines vertraglichen Nutzungs-
rechts soll diesen Unternehmen nur das Recht
zugestanden werden, Nutzungswünsche beim
EIU anzumelden und bei dessen vorbereitender
Kapazitätsplanung mitzuwirken. Der Infrastruk-
turnutzungsvertrag soll dann nur zwischen EIU
und dem jeweils von den Verladern zu beauftra-
genden EVU abgeschlossen werden.

Die Bundesnetzagentur hatte der beabsichtig-
ten Änderung der SNB widersprochen, so dass
sie nicht in Kraft treten konnte. Die beschriebe-
ne Änderung verkürzt nach ihrer Auffassung das
Zugangsrecht der erweiterten Zugangsberech-
tigten nach § 14 Abs. 2 Satz 2 AEG, durch das
der Schienenverkehr mit der Befugnis zum Ver-
tragsschluss gestärkt werden solle, und verur-
sacht wettbewerbliche Nachteile.

Vorab stellte das OVG Münster fest, dass der
angefochtene Bescheid nicht wegen Fristüber-
schreitung formell rechtwidrig ist. Die Behörde
kann der beabsichtigten Änderung oder Neufas-
sung innerhalb von vier Wochen nach Eingang
der Mitteilung (§ 14d Satz 1 Nr. 6 AEG) wider-
sprechen (§ 14e Abs. 1 Nr. 4 AEG), hatte den
Bescheid aber später erlassen. Das Oberverwal-
tungsgericht war – wie die Vorinstanz – der Bun-
desnetzagentur in der Auffassung gefolgt, dass
eine Mitteilung über Änderung der SNB auch
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die jeweils vorgesehene Änderung von Entgelt-
grundsätzen und Entgeltlisten zu enthalten ha-
be, so dass eine Mitteilung ohne diese Angabe
also nicht vollständig sei und mit diesem Inhalt
nicht fristauslösend erfolgt sein kann. Der Fris-
tenlauf beginnt erst nach Eingang einer inso-
weit vollständigen Mitteilung. (Die weitere Auf-
hebung der regulatorischen Beanstandung hö-
herer Bepreisung verspätet abgefahrener Züge
wegen Verletzung des Diskriminierungsverbots
und unangemessene Benachteiligung der Wett-
bewerbsposition ist nicht Gegenstand der vor-
liegenden Besprechung.)

Nach Auffassung des OVG Münster sind die
Klauseln in den Nutzungsbedingungen der Klä-
gerin, die das Recht der Verlader ausschließen,
einen Infrastrukturnutzungsvertrag abzuschlie-
ßen, eisenbahnrechtskonform. Aus § 14 Abs. 1
Satz 1, Abs.  2 Nr.  2, Abs.  6 AEG ergebe sich
kein Anspruch der Verlader, Vertragspartner ei-
nes INV mit dem EIU zu sein. Die beanstandeten
Klauseln stünden im Einklang mit § 14 Abs. 1
Satz 1, Abs. 2 Nr. 2, Abs. 6 AEG und den Vor-
schriften der EIBV, denn der formelle Gesetz-
geber habe die Frage, wer ein Recht zum Ver-
tragsschluss hat, gemäß §  26 Abs.  1 Satz 1
Nr. 6 AEG an den Verordnungsgeber delegiert.
Folglich sei der Verordnungsgeber ermächtigt,
die Vertragspartner eines INV zu bestimmen,
denn mit der Rechtsverordnung könnten nähe-
re Bestimmungen getroffen werden über den
diskriminierungsfreien Zugang zu Eisenbahnin-
frastruktur, insbesondere über die Bedingungen
für den Zugang, die Rechte und Pflichten der
Beteiligten, die Ausgestaltung des Zugangs ein-
schließlich der hierfür erforderlichen Verträge
und Rechtsverhältnisse sowie der Regelungen
über deren Zustandekommen und Beendigung.

§ 14 Abs. 6 AEG gewähre den Zugangsberech-
tigten ein Vertragsschlussrecht folglich nur in-
soweit, als nach § 14 Abs. 1 Satz 1 AEG gerade in
Verbindung mit der EIBV entsprechende Rechte
existierten. § 6 Abs. 1 Satz 2 EIBV i.V.m. § 10
Abs. 2 EIBV etwa regele, dass Zugangsberech-
tigten nach § 14 Abs. 2 Nr. 2 AEG die Zuweisung
an ein von ihnen im Zeitpunkt der Antragstel-
lung benanntes EVU beantragen müssen. Damit
werde das Zugangsrecht der Verlader dahinge-
hend konkretisiert, dass nicht sie Vertragspart-
ner der Vereinbarung nach § 14 Abs. 6 AEG wer-
den könnten, sondern nur das benannte EVU.

Das Oberverwaltungsgericht versteht dabei den
Begriff der Zuweisung in §  6 Abs.  1 Satz 2
EIBV als das Angebot des Infrastrukturbetrei-
bers an das EVU zum Abschluss einer Vereinba-
rung nach § 14 Abs. 6 AEG. Das Zuweisungsver-
fahren ende nicht mit der Erstellung des Fahr-
plans, sondern mit der Entscheidung des EIU
über die Zuweisungsanträge, die entweder in
der Abgabe eines Angebotes an das EVU oder
in der Mitteilung der Ablehnung des Antrags be-
stehe. Die von der Regulierungsbehörde sowie
dem VG Köln in erster Instanz vorgenommene
Qualifikation der Zuweisung als bloße Mitteilung
der Konstruierbarkeit der beantragten Trasse
an das EVU zum Zwecke der Kapazitätsplanung
sei systematisch nicht in der EIBV vorgesehen.

Zur Stützung seiner Auffassung weist der Senat
darauf hin, dass die Beteiligten mit dem Verord-
nungsgeber (BR-Drs. 249/05, S. 39) darin einig
sind, dass die der Betriebssicherheit dienenden
Bestimmungen des EIU bei Zugangsberechtig-
ten, die nicht Eisenbahnverkehrsunternehmen
sind, mit dem von ihnen benannten – sachnähe-
ren – EVU zu vereinbaren sind. Dies regele § 6
Abs. 1 Satz 3 EIBV ausdrücklich für die Zugangs-
berechtigten nach § 14 Abs. 2 Nr. 3 und 4 AEG..
Die Regelung nach § 14 Abs. 2 Nr. 3 und 4 AEG
„wäre – ebenso wie der vorstehend erwähnte § 4
Abs. 6 Satz 2 EIBV – aber unzulässig, wenn man
mit der Regulierungsbehörde davon ausginge,
§ 14 Abs. 6 AEG begründe einen gesetzlichen
Anspruch jedes erweiterten Zugangsberechtig-
ten, selbst einen Vertrag über die dort genann-
ten Einzelheiten des Zugangs abzuschließen.“

Ferner sei ein eigenes Vertragsschlussrecht der
Verlader auch deshalb nicht erforderlich, da
sie einen rechtlich durchsetzbaren Zugangsan-
spruch nicht erst durch Vertrag nach § 14 Abs. 6
AEG erhielten, sondern vielmehr schon kraft Ge-
setzes gemäß §  14 Abs.  1 Satz 1 AEG in Ge-
stalt eines – vorgelagerten – öffentlich-rechtli-
chen Zugangsanspruchs.

Insgesamt seien die nicht vertraglich kontrahie-
renden Verlader auch mit einer hinreichend ma-
teriellen Rechtsstellung ausgestattet. So könn-
ten die Verlader ihr Verkehrskonzept bereits al-
lein durch die Antragstellung, die Auswahl der
EVU und der Trassen bzw. Slots einbringen. Sie
erhielten damit erhebliche Einflussmöglichkei-
ten. Sie seien auch nicht auf ihr Antragsrecht
beschränkt. § 6 Abs. 1 Satz 2 EIBV sehe ledig-
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lich vor, dass die Verlader die Zuweisung an
ein von ihnen benanntes EVU beantragen müs-
sen. Damit seien sie aber nicht zugleich vom
Zuweisungsverfahren ausgeschlossen. Nach § 8
Abs.  1 Satz 2 Nr.  5 EIBV etwa hätten ZB, die
Anträge gestellt haben, ein Stellungnahmerecht
zum vorläufigen Netzfahrplanentwurf. Die ZB
seien auch im Koordinierungs- und Entschei-
dungsverfahren nach § 9 EIBV verfahrensbetei-
ligt. Erst am Ende des Zuweisungsverfahrens,
wenn nach Erstellung des endgültigen Netzfahr-
plans gemäß § 8 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 EIBV der
Betreiber der Schienenwege die Angebote ab-
gebe, träten die von den Verladern benannten
EVU an ihre Stelle. Erst § 11 Abs. 1 Satz 2 (i.V.m.
§  10 Abs.  7) EIBV differenziere zwischen den
Verladern und den von ihnen benannten EVU.
Die Verlader könnten ferner weiterhin Rahmen-
verträge und Grundsatz-INV schließen. Das in
dieser Weise ausgeformte Zugangsrecht könne
nach § 14f Abs. 2 und 3 AEG mit Hilfe der Bun-
desnetzagentur eingefordert werden,

Bei Leistungsstörungen durch das beauftrag-
te EVU seien Verlader nicht schutzlos gestellt.
Sie könnten sich durch entsprechende Gestal-
tung der privat-rechtlichen Verträge ihre Rech-
te sichern und Nachteile abwenden. Eine Beein-
trächtigung des Zugangsrechts der Verlader sei
nur dann zu erwarten, wenn diese ihr EVU „nicht
im Griff hätten“ (so das OVG in der mündlichen
Verhandlung vom 16.09.2014).

Eine abweichende Beurteilung sei auch nicht
durch europarechtliche Auslegung geboten.
Das zugrundeliegende Richtlinienrecht sehe ein
Zugangsrecht von Verladern nicht vor. Es han-
dele sich um eine überschießende deutsche Re-
gelung.

C. Kontext der Entscheidung

Das in Streit stehende Zugangsrecht für Verla-
der war – zur deren Stärkung – bereits durch
das 3. Eisenbahnrechtsänderungsgesetz im Jah-
re 2005 eingeführt worden. Bis zur beabsichtig-
ten Änderung der SNB war es gängige Praxis,
dass dies auch für alle Zugangsberechtigten das
eigenständige Recht zum Vertragsschluss mit
dem Eisenbahninfrastrukturunternehmen (EIU)
einschloss. Die Kehrtwende des EIU wurde von
der Bundesnetzagentur beanstandet. Das VG
Köln war der Regulierungsbehörde darin ge-
folgt. Allein auf diese Problematik bezieht sich
vorliegende Anmerkung. Das hier besprochene

Urteil ist noch nicht rechtskräftig. Die Bundes-
netzagentur hat Revision zur Klärung des Ver-
tragsschlussrechts der erweiterten Zugangsbe-
rechtigten und der 20-Stunden-Regelung einge-
legt .

Im Zuge der Revision zum Streitpunkt des Ver-
tragsschlussrechts werden grundlegende dog-
matische Fragen berührt.

So hat das vom Senat für ausreichend befunde-
ne öffentlich-rechtliche Zugangsrecht aus § 14
Abs. 1 Satz 1 AEG die diskriminierungsfreie Be-
handlung bei der zivilrechtlichen Ausgestaltung
eines Zugangs zum Gegenstand. Ohne solches
ist es nur begrenzt durchsetzbar, und nur inso-
weit kann es mit Hilfe der Regulierungsbehörde
eingefordert werden. Wie der Senat unter Hin-
weis auf die gefestigte Meinung in Rechtspre-
chung und Schrifttum selbst einräumt, dient die
Vereinbarung nach §  14 Abs.  6 AEG der Rea-
lisierung und Konkretisierung der materiellen
Rechtsposition aus §  14 Abs.  1 Satz 1 AEG,
d.h. der konkreten tatsächlichen Inanspruch-
nahme des Zugangsrechts im Einzelfall. Nach
§ 14 Abs. 6 AEG sind Einzelheiten des Zugangs
… zwischen den Zugangsberechtigten und den
Eisenbahninfrastrukturunternehmen nach Maß-
gabe der in Absatz 1 genannten Rechtsver-
ordnung zu vereinbaren. Ohne vertragsrecht-
liche Einkleidung oder ausreichende gesetzli-
che Ausgestaltung zwischen ZB und EIU ist die-
ses öffentlich-rechtliche Zugangsrecht gegen-
über dem EIU folglich nicht konkret verwirklich-
bar. Grundlage des Zugangsanspruchs der ZB
gegen das EIU ist somit der INV. Dies gilt für alle
ZB. Eine Abstufung unter ihnen nimmt das Ge-
setz nicht vor.

Die vom Senat beschriebene, dem Verla-
der verbleibende gesetzliche Ausgestaltung ist
schwach und stellt das Konzept auch regulie-
rungsrechtlich/verkehrspolitisch in Frage. Wor-
in soll die „Verstärkung der Verhandlungsposi-
tion“ der Verlader liegen? Was bewirkt die Teil-
habe an der „Planung der Verkehrskonzepte“?
Wie werthaltig ist das Stellungnahmerecht des
Verladers und seine Verfahrensbeteiligung im
Koordinierungs- und Entscheidungsverfahren?
Worin besteht die „Verfahrensbeteiligung“? Wie
wird dadurch das Zugangsrecht verwirklicht?
Wie soll der Verlader eine Überprüfung durch
die Regulierungsbehörde anstoßen, wenn er gar
nicht Vertragspartner ist? EVU kommen erst am
Ende des Zuweisungsverfahrens ins Spiel. In der
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Gesamtschau wird den Unternehmen vielmehr
die unmittelbare Einflussnahme auf die Infra-
strukturnutzung genommen.

Schließen die Unternehmen die Nutzungsver-
träge selbst, können sie unmittelbar mit der ver-
traglich verbrieften Kapazität planen und sind
nicht von einem Eisenbahnverkehrsunterneh-
men abhängig. Ohne Vertragsschlussrecht wä-
ren sie in ihren geschäftlichen Entscheidungen
empfindlich beeinträchtigt. Kontrahiert das EVU
nach Vertragsangebot etwa nicht mit dem EIU,
wäre das Zugangsrecht des ZB gar nicht durch-
setzbar.

Auch die vom Unternehmen nach seinen eige-
nen logistischen Planungen angemeldete Ka-
pazität stünde ihm nicht zur freien Verfügung.
Vielmehr wäre er vollständig vom Handeln des
betreffenden Eisenbahnverkehrsunternehmens
abhängig, welches allein über die Nutzungs-
rechte an der Infrastruktur verfügen würde.

Vertragsrechtliche Rechtsbehelfe bei Leistungs-
störungen des EVU dürften vor dem Hinter-
grund fehlender vertraglicher Zugangssiche-
rung schwach ausgeprägt sein. Schließlich wä-
re eine Korrektur der Wahl der Eisenbahnver-
kehrsunternehmen auf Basis wettbewerblicher
Überlegungen zumindest für die Dauer des In-
frastrukturnutzungsvertrages kaum mehr mög-
lich: Der ZB ist an das Eisenbahnverkehrsun-
ternehmen gebunden, welches das vertragliche
Nutzungsrecht hält.

Sein Zugangsrecht würde dementsprechend
ausgehöhlt. Gerade hier sah der Gesetzgeber
ausweislich der Begründung zum Allgemeinen
Eisenbahngesetz aber die Notwendigkeit den
Schienengüterverkehr durch eine Erweiterung
des Kreises der Zugangsberechtigten zu stär-
ken.

Das öffentlich-rechtliche Zugangsrecht reicht
folglich ohne vertragliche Bindung nicht aus, um
im Rechtsverhältnis zwischen zwei Privatrechts-
subjekten konkret durchsetzbar zu sein.

Das Regelungsgefüge der EIBV ist kritisch zu
hinterfragen. Möglich ist die Abgabe des Ange-
bots zum Vertragsschluss an ZB oder an ein
von ihm bezeichnetes EVU, §  11 Abs.  1 Satz
2 EIBV. Durch diese in der Gesetzesbegrün-
dung (BT-Drs. 15/3280, S. 12) aufgeführte Op-
tion wird das Recht der Verlader gestärkt. Hin-

gegen wird die Rechtsnatur der Zuweisung ei-
ner Trasse als Vertragsangebot möglicherweise
in Widerspruch zu § 11 Abs. 1 Satz 2 EIBV über-
interpretiert. Verlader sind Träger des Zugangs-
rechts, können dieses aber technisch nicht ohne
die EVU wahrnehmen. Somit überlassen sie ih-
re Recht zur Ausübung dem EVU, wie auch von
§ 11 Abs. 1 Satz 6, Abs. 3 Satz 1 EIBV als zuläs-
sig anerkannt.

Die nach EIBV vorgesehene unterschiedliche
Zuweisung von Trassen nur an das EVU (§  6
Abs. 1 Satz 2 EIBV) bzw. an EVU oder an Zu-
gangsberechtigte (§ 6 Abs. 1 Satz 3 EIBV) kann
schlüssig als Information im Planungsprozedere
gedeutet werden, mit der dem EVU mitgeteilt
wird, dass es die Infrastruktur nutzen kann und
dass der Abschluss des INV – grundsätzlich – mit
dem antragstellenden Spediteur erfolgt.

Die Zuweisung nach §  6 EIBV an das EVU zu
verlangen, passt zum Wahlrecht des Vertrags-
schluss gerade dann, wenn man von einem In-
formationsrecht ausgeht.

Im Übrigen weist der konzeptionelle Weg des
Senats eine Reihe von Unstimmigkeiten auf. So
soll der Verlader zwar einen Grundsatz-INV und
auch einen Rahmenvertrag abschließen dürfen,
aber keinen Trassennutzungsvertrag.

Die europarechtliche Exegese gibt wegen der
überschießenden Umsetzung eines Zugangs-
rechts für Verlader nichts her. Auch ohne di-
rekte europarechtliche Vorgabe einer vertragli-
chen Ausgestaltung und mangels gesetzlicher
Anordnung ist im deutschen Recht eine mit an-
deren Zugangsberechtigten vergleichbare Inan-
spruchnahme des Zugangsrechts nur in der vor-
genannten vertraglichen Weise möglich. Jede
hiervon wegführende Abschwächung erscheint
dogmatisch nicht stimmig.

D. Auswirkungen für die Praxis

Mit einem ausschließlichen öffentlich-recht-
lich verstandenen Zugangsrecht ohne vertrags-
rechtliche Absicherung sind die „erweiterten
Zugangsberechtigten“ auf bloße Verfahrensbe-
teiligung, Antrags-, Stellungnahme und Prü-
fungsrecht beschränkt. Mit seiner Auslegung
versucht der Senat, Widersprüche in der EIBV
aufzulösen und dem unscharfen europarecht-
lich geprägten Begriff der „Zuweisung von
Fahrwegkapazität“ eine sinnhafte Deutung in
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der deutschen Rechtsgeschäftslehre zu geben,
schafft aber selbst neue Widersprüche, indem
er den erweiterten Zugangsberechtigten et-
wa einerseits die Befugnis zur Schließung von
Grundsatz-INV und Rahmenvertrag belässt, ih-
nen aber andererseits die daraus resultieren-
de Kontrahierung eines Einzelnutzungsvertra-
ges verweigert und sie – jenseits erlaubter öf-
fentlicher Ausformung zivilrechtlicher Ansprü-
che – in die bloße Verfahrensbeteiligung ab-
drängt.

Im Ergebnis schwächt die Entscheidung Verla-
der in einer Weise, die im Kontext des gesam-
ten Eisenbahnrechts Zweifel an einer entspre-
chenden gesetzlichen Intention aufkommen las-
sen, die für die Erweiterung der Zugangsbe-
rechtigung leitend gewesen sein soll. Bei Zu-
standekommen des Nutzungsvertrages sind die
ZB nunmehr auf das EVU angewiesen. Im Fal-
le von dem EVU zurechenbaren Leistungsstö-
rungen ist das Leistungsstörungsrecht für Verla-
der ein schwaches Schwert, wenn in Ansehung
des Zugangsanspruchs einzig das EVU gegen-
über dem EIU aktivlegitimiert ist. Ein starker Ein-
fluss auf die Ausgestaltung der Verkehre dürf-
te sich vor diesem Hintergrund gerade nicht er-
geben. Die – auch dem Eisenbahnrecht nicht
unbekannte – Rechtsfigur der Überlassung ei-
nes Rechts zur Ausübung kann die Spaltung von
Rechtsinhaberschaft des Zugangsberechtigung
und Ausübung des Rechts durch das EVU, in
das auch die gesonderte vertragliche Bindung
der EVU zur Einhaltung von Sicherheitsbestim-
mungen widerspruchsfrei und durchaus nicht
unpraktikabel einzubetten gewesen wäre, viel
besser erklären.

3

Betreiben gewerblichen
Güterkraftverkehrs ohne Erlaubnis

Leitsatz:

Betreiber des Güterkraftverkehrs i.S.v. § 19
Abs.  1 Nr.  1b GüKG ist auch der Unter-
nehmer, der durch die bei ihm angestell-
ten Fahrer mit fremden Kraftfahrzeugen Gü-
ter nach Weisung des Auftraggebers beför-
dert, wenn er den Ablauf der Beförderung
bestimmt. Von wem und in welcher Rechts-
form die Fahrzeuge dem Unternehmer über-
lassen sind, ist nicht entscheidend.

Orientierungssätze zur Anmerkung:

1. Ein Verstoß gegen die Bußgeldvorschrift
des § 19 Abs. 1 Nr. 1b GüKG? setzt in sub-
jektiver Hinsicht nicht nur Wissen über das
Fehlen einer Erlaubnis nach § 3 Abs. 1 GüKG
voraus, sondern verlangt überdies auch den
Vorsatz, gewerblichen Güterkraftverkehr zu
betreiben.

2. Hätte dem betroffenen Unternehmer (vor
dem Verstoß) eine entsprechende Erlaubnis
auf seinen Antrag hin erteilt werden müs-
sen, ist dies bei der? Bußgeldzumessung mil-
dernd zu berücksichtigen.

Anmerkung zu OLG Stuttgart, Beschluss vom
 27.11.2014, 2 Ss 155/14
von Carsten Vyvers, RA und FA für Transport-
und Speditionsrecht

A. Problemstellung

Das OLG Stuttgart hatte sich mit dem Fall eines
Fuhrunternehmers zu beschäftigen, welcher of-
fenbar nur für einen einzigen Auftraggeber tä-
tig war, von welchem er – gegen Zahlung eines
Geldbetrages – überdies noch sein Fuhrparke-
quipment zur Verfügung gestellt bekam.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Eine Erlaubnis zur Durchführung gewerblichen
Güterkraftverkehrs besaß der Betroffene selbst
nicht; in den Fahrzeugen befanden sich viel-
mehr Kopien der Erlaubnis des Auftraggebers.
Die Ordnungsbehörde warf dem Unternehmer
vor, gewerblichen Güterkraftverkehr zu betrei-
ben, ohne die hierfür notwendige Erlaubnis zu
besitzen. Sie verfolgte den für einen zweimona-
tigen Zeitraum behaupteten Verstoß nicht per-
sönlich gegen den betroffenen Geschäftsinha-
ber, sondern wollte im Rahmen einer Abschöp-
fung nach OWiG jegliche Vermögensvorteile,
welche dem Betroffenen in dieser Zeit zugeflos-
sen sind, abschöpfen.

Das AG Freudenstadt ordnete den Verfall eines
Geldbetrages in Höhe von 129.686,58 Euro an.
Auf die Rechtsbeschwerde des Betroffenen hat
das OLG Stuttgart die Entscheidung aufgehoben
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und die Sache zur erneuten Verhandlung und
Entscheidung zurückverwiesen.

Das Oberlandesgericht bestätigte zwar die Fest-
stellungen des Amtsgerichts, wonach als Betrei-
ber des gewerblichen Güterkraftverkehrs i.S.v.
§ 19 Abs. 1 Nr. 1b GüKG derjenige anzusehen ist,
welcher bestimmt, ob und wie eine Beförderung
durchgeführt wird. Die Bezahlung nach der er-
brachten Beförderungsleistung durch den Auf-
traggeber wurde in diesem Zusammenhang als
Indiz gewertet. Hinzu kam, dass der Betroffene
den Fahrern Touren zuordnete und, was durch
schriftliche Arbeitsanweisungen dokumentiert
wurde, Einfluss auf die konkrete Durchführung
der Beförderung genommen hatte.

Gleichwohl hob das Oberlandesgericht die Ent-
scheidung des Amtsgerichts wieder auf. Es stell-
te zunächst fest, dass es bereits an notwendi-
gen Feststellungen zum Sachverhalt und insbe-
sondere zum Verschulden des Betroffenen feh-
le. Das Amtsgericht hatte noch nicht einmal
Feststellungen dahingehend getroffen, dass tat-
sächlich Fahrzeuge mit einem höheren zulässi-
gen Gesamtgewicht als 3,5 Tonnen im Einsatz
waren. Da nicht auszuschließen war, dass der
Betroffene lediglich Kleinlastkraftwagen einge-
setzt hatte, wurde die Sache zur erneuten Sach-
verhaltsaufklärung zurückgewiesen.

Vorsorglich gab das Oberlandesgericht dem
Amtsgericht auch Auslegungshilfen für das wei-
tere Verfahren mit auf den Weg. So fehlten dem
Senat offenbar auch Feststellungen zum subjek-
tiven Tatbestand. Es reichte ihm nicht aus, dass
der Betroffene gewusst hatte, dass er nicht über
die nach § 3 Abs. 1 GüKG erforderliche Geneh-
migung verfügte. Vielmehr soll das Amtsgericht
auch versuchen aufzuklären, ob der Betroffene
vorsätzlich gewerblichen Güterkraftverkehr be-
trieben hat oder ob er sich fahrlässig hierüber
irrte.

Auch für die Strafzumessung gab das Ober-
landesgericht dem Amtsgericht Weisungen mit:
Hätte dem Betroffenen die Genehmigung auf
seinen Antrag hin erteilt werden müssen, könn-
te dies auch Auswirkungen auf die Berechnung
des durch die Tat Erlangten haben. Unter be-
sonderen Umständen seien dann nur die durch
die Nichteinholung der Genehmigung ersparten
Aufwendungen als Erlangtes i.S.d. § 29a OWiG
anzusehen.

Für den Fall, dass solch ein Ausnahmefall nicht
vorliegen würde, sei überdies anhand der ver-
traglichen Vereinbarungen zwischen dem Be-
troffenen und seinem Auftraggeber festzustel-
len, welche Gelder ihm tatsächlich zugeflossen
seien. Der Auftraggeber hat offenbar die Kos-
ten für die Fahrzeugnutzung direkt von den Gut-
schriften für die Leistungserbringung in Abzug
gebracht, so dass dem Betroffenen lediglich ein
vermindertes Entgelt überwiesen wurde. Falls
ihm zu keinem Zeitpunkt ein Anspruch auf voll-
ständige Gutschrift des vereinbarten Frachtloh-
nes zugestanden hätte, könnte das Amtsgericht
auch nur diesen, geminderten Betrag der Ver-
fallsberechnung zugrunde legen.

Eine unverhältnismäßige Belastung solle über-
dies vermieden werden; es sei also möglich, auf
eine Verfallsanordnung teilweise zu verzichten,
wenn sich im Vermögen des Betroffenen kein
entsprechender Gegenwert mehr befinden wür-
de oder er gar nicht in der Lage sei, den fest-
gesetzten Geldbetrag zu bezahlen. Die Verfall-
sanordnung solle dann auf das dem Betroffe-
nen Zumutbare und Mögliche begrenzt werden
(nach Auffassung des Senates allenfalls wenige
10.000 Euro).

C. Kontext der Entscheidung

Der Senat scheint über gute Kenntnisse der
Transport-, Speditions- und Logistikbranche zu
verfügen und für die Belange des betroffenen
Unternehmers dem Grunde nach auch ein offe-
nes Ohr gehabt zu haben. Die Vielzahl der Hin-
weise an das Amtsgericht lässt zumindest er-
kennen, dass man mit der dortigen Verhand-
lungsführung nicht einverstanden gewesen ist
und der Betroffene daher auf eine weitaus mil-
dere als die ursprüngliche Entscheidung hoffen
darf.

D. Auswirkungen für die Praxis

Die Entscheidung zeigt, dass es in jedem Fall
lohnenswert sein kann, sich gegen eine Ver-
fallsanordnung zur Wehr zu setzen. Gerade
im Transportbereich sind die Margen gering
und die Kapitalausstattung der Frachtführer zu-
meist „überschaubar“, so dass eine Abrechnung
„nach Papierform“ ohne Berücksichtigung wei-
terer Umstände, wie sie das Amtsgericht ur-
sprünglich vorgenommen hatte, schnell exis-
tenzbedrohend werden und damit zu unbilli-
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gen Ergebnissen führen kann. Die Differenz zwi-
schen dem ursprünglich angeordneten Verfalls-
betrag von 129.686,58 Euro (für zwei Mona-
te!) und den nun vom Senat genannten „weni-
gen 10.000 Euro“ zeigt, dass hier auch außerge-
richtlich bereits Argumentations- und Verhand-
lungsspielraum vorhanden sein sollte und mit
ein wenig Fingerspitzengefühl für alle Beteilig-
ten tragbare Ergebnisse zu erzielen sein sollten.

4

Beschädigung des Transportgutes

Orientierungssätze zur Anmerkung:

1. Ein "Combined Transport Bill of Lading" ist
ein Konnossement i.S.d. §§ 642, 656 HGB a.F.

2. Eine Beschädigung spricht, anders als ein
Totalverlust, nicht für die Annahme eines
groben Organisationsverschuldens.

3. Zur Recherchepflicht des Verfrachters.

4. Die Verletzung einer vertragswesentli-
chen Pflicht i.S.d. Ziff.  27.1 Alt. 3 ADSp
ist nicht anzunehmen, wenn die Pflicht-
verletzung lediglich in einer nicht qualifi-
ziert schuldhaft herbeigeführten Beschädi-
gung des Transportgutes besteht.

Anmerkung zu OLG Hamm, Urteil vom
 26.06.2014, 18 U 148/13
von Dr. Tobias Eckardt, RA, Ahlers & Vogel
Rechtsanwälte PartG mbB, Leer

A. Problemstellung

Das OLG Hamm befasst sich mit dem bekannten
Problemkreis der Haftungsdurchbrechung beim
Seetransport und hier insbesondere mit der Zu-
rechnung qualifizierten Verschuldens. Daneben
stellte sich auch die Frage, wann bei einem uni-
modalen Seetransport die Seestrecke und da-
mit die Obhut des Verfrachters endet. Schließ-
lich ging es noch um die Haftungsdurchbre-
chung auf Basis der Ziff. 27.1 Alt. 3 ADSp.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Die Klägerin als Transportversicherer der Fir-
ma G. macht gegen den beklagten Fixkostens-

pediteur Ansprüche aus der Beschädigung des
Transportguts geltend.

I. G. hatte Waren an die in Hong Kong ansässi-
ge Firma S. verkauft, die die Ware wiederum an
ihre Kundin J. in Nanjing weiterveräußert hatte.
Die Beklagte hatte der G. ein Speditionsangebot
unterbreitet und in der späteren Auftragsbestä-
tigung darauf verwiesen, dass sie den Auftrag
ausschließlich auf Basis der ADSp neuester Fas-
sung durchführe. Das Angebot der Beklagten
betraf den Transport von Hamburg nach Shang-
hai. Insgesamt sollte der Transport jedoch von
einem im Urteil nicht erwähnten Abgangsort
„über die Straße zum Hafen nach Hamburg,
von dort per Schiff nach Shanghai und anschlie-
ßend wieder über die Straße zur Firma J. nach
Nanjing erfolgen“. Während es in der Darstel-
lung des Tatbestandes noch als streitig darge-
stellt wird, ob die Beklagte die Straßentranspor-
te durchführen sollte, heißt es in den Entschei-
dungsgründen, dass es „mittlerweile unstreitig“
sei, dass die Beklagte lediglich den Seetrans-
port von Hamburg nach Shanghai schuldete.

Die Beklagte stellte der Firma G. ein „Combined
Transport Bill of Lading“ aus, welches an Order
lautete und als Notify Party die Firma J. nannte.
Das Seeschiff sollte planmäßig am 31.07.2010
in Shanghai ankommen, wobei zwischen den
Parteien streitig blieb, ob das Schiff pünktlich
war.

Mit Schreiben vom 16.08.2010 zeigte die Firma
G. der Beklagten den Schaden an einem der Ab-
rollcontainer an und hielt diese für den Scha-
den haftbar. Am nächsten Tag beauftragte die
Klägerin einen Sachverständigen mit der Begut-
achtung des Containers. Die Begutachtung er-
folgte am 25.08.2010 bei der Firma J. in Nanjing.
Der Schaden wurde, gemäß Auskunft des Sach-
verständigen, bei der Zollbeschau festgestellt.
Der Zeuge bezog sich auch auf „wohl noch
auf dem Hafengelände aufgenommene Lichtbil-
der“, die die Datumsangabe 15.08.2010 trugen.

Der Sachverständige bezifferte den Schaden
am Container auf 17.258,44 Euro sowie seine
eigenen Kosten auf 1.761,37 Euro. Die Klägerin
regulierte den Schaden in Höhe von 15.923,78
Euro an die Firma G. Mit einer undatierten Ab-
tretungserklärung trat G. ihre Ansprüche aus
dem Schadenfall an die V. AG ab, die ihrerseits
bereits am 23.07.2002 alle gegenwärtigen und
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künftigen Ansprüche an die Klägerin abgetreten
hatte.

Die Klägerin trug vor, dass aufgrund des Scha-
densbildes von einer mangelhaften Verladung
bzw. Verzurrung auszugehen sei. Da die Beklag-
te nicht ihrer sekundären Darlegungslast nach-
gekommen sei, könne sie sich nicht auf etwaige
Haftungsbeschränkungen berufen.

Die Beklagte trug vor, dass das Schiff Shang-
hai am 28.07.2010 erreicht habe und die Güter
nach Verzollung Nanjing am 10.08.2010 (mithin
also vor der Schadensanzeige) erreicht hätten.
Mit Übergabe an den berechtigten Empfänger
und Verzoller in Shanghai habe ihre Haftung ge-
endet; das Gut sei erst nach diesem Zeitpunkt
beschädigt worden.

Ausgehend von einem Gewicht des Gutes von
2.000 kg verurteilte das Landgericht die Beklag-
te zur Zahlung von (2.000 kg x 2 SZR/kg =)
4.000 SZR.

In der Berufungsinstanz machte sich die Klä-
gerin den Vortrag der Beklagten zu eigen, der
Abrollcontainer sei möglicherweise beim Um-
schlag in Shanghai beschädigt worden. Darüber
hinaus argumentiert sie, dass die von der Be-
klagten vorgetragenen ADSp gemäß Ziff. 23.1.2
den Hafenumschlag dem für das jeweilige Be-
förderungsmittel im Hafen geltenden Fracht-
recht – und damit § 431 HGB – unterwerfen, so
dass die Haftung pro Kilogramm nicht 2 SZR,
sondern 8,33 SZR betrage. Art und Umfang des
eingetretenen Schadens sprächen für ein qua-
lifiziertes Verschulden der Beklagten. Ihrer Re-
cherchepflicht sei die Beklagte trotz Haftbarhal-
tung seitens G. nicht nachgekommen. Ein qua-
lifiziertes Verschulden der Leute des Frachtfüh-
rers und ein Organisationsverschulden des Ge-
schäftsführers der Beklagten werde vermutet.

Die Beklagte wiederum griff den Vorwurf des
qualifizierten Verschuldens an und trug vor,
durch Kontaktaufnahme mit dem ausführenden
Frachtführer habe sie alles Notwendige unter-
nommen, um den Sachverhalt aufzuklären. Zu-
griff auf die Verzollungsunterlagen habe sie, da
sie mit der Verzollung nicht beauftragt gewesen
sei, nicht gehabt.

II. Das OLG Hamm bestätigte das erstinstanz-
liche Urteil und verneinte sowohl eine Ersatz-
pflicht in Höhe von 8,33 SZR/kg als auch eine

unbeschränkte Haftung nach den §§ 606 Satz 2,
660 Abs. 3 HGB a.F.

Hinsichtlich der Übernahme der Güter in be-
schädigtem Zustand verweist das Oberlandes-
gericht auf das Konnossement, welches keine
Beschädigung am Abrollcontainer erwähne, so
dass gemäß den §§ 642, 656 HGB a.F. von einer
unbeschädigten Übernahme auszugehen sei.

Das Oberlandesgericht sieht zwar die Klägerin
dahingehend beweisbelastet, dass der Schaden
bei Ablieferung vorlag. Jedoch geht es unter
Bezug auf den BGH (Urt. v. 03.11.2005 - I ZR
325/02 - TranspR 2006, 35; Urt. v. 18.10.2007
- I ZR 138/04 - TranspR 2007, 472) davon aus,
dass auch bei einem Seetransport der Haftungs-
zeitraum des Verfrachters erst dann beendet
wird, wenn mit der Verladung auf den abho-
lenden LKW begonnen wird. Das Oberlandesge-
richt bezog sich sodann auf die schriftlichen An-
gaben des Sachverständigen, der unter Verweis
auf Lichtbilder folgerte, dass der Schaden wahr-
scheinlich schon bei Löschung, jedenfalls aber
vor Verlassen des Hafengeländes von Shang-
hai bereits bestand. Unter Bezugnahme auf die
Datumsangabe der Lichtbilder, die die Beklagte
erstinstanzlich nicht bestritten hatte, ging das
Oberlandesgericht davon aus, dass der Scha-
den bereits vorhanden war, bevor die Güter
für den Landtransport verladen wurden. Zu die-
sem Zeitpunkt sei die Obhut der Beklagten noch
nicht beendet gewesen.

Da die Schadensberechnung auf der Basis von
2 SZR/kg für die Klägerin günstiger war als
der Betrag von 666,67 SZR/Stück, berechnete
das Oberlandesgericht die Haftungsbegrenzung
nach § 660 Abs. 1 Satz 1 HGB a.F. auf Basis des
Gewichts.

Der Anwendung des § 431 Abs. 1 HGB und so-
mit einer Grundhaftung von 8,33 SZR/kg erteilt
das OLG Hamm unter Verweis auf die Recht-
sprechung des BGH und des OLG Hamburg eine
Absage, da der Umschlag im Seehafen grund-
sätzlich keine eigene Teilstrecke i.S.d. §  452
Satz 1 HGB darstelle. Das Oberlandesgericht
verwies darüber hinaus auf die Feststellung des
BGH, dass die Lagerung bzw. Umlagerung an
Land „gerade charakteristisch für einen See-
transport“ sei, weshalb dieser Abschnitt keine
eigene transportrechtliche Teilstrecke darstelle.
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Sodann prüfte das Oberlandesgericht, ob die
Haftung der Beklagten gemäß § 660 Abs. 3 HGB
a.F. gegeben ist.

Aufbauend auf das BGH-Urteil vom 29.07.2009
(I ZR 212/06 - TranspR 2009, 331), unter-
suchte das Oberlandesgericht, ob der Beklag-
ten das Verhalten ihres Geschäftsführers nach
§  487d HGB a.F. analog zugerechnet werden
kann. Diese Möglichkeit bestünde grundsätz-
lich, wenn die Beklagte ihrer sekundären Dar-
legungs- und Beweislast nicht nachgekommen
wäre. Das Oberlandesgericht wandte hier, in
Einklang mit der BGH-Rechtsprechung, die zum
Verlust des transportierten Guts entwickelten
Grundsätze auch auf den Fall der Beschädigung
an.

Das Oberlandesgericht kam allerdings zu dem
Ergebnis, dass die Klägerin keine hinreichen-
den Anhaltspunkte für ein qualifiziertes Ver-
schulden der Beklagten dargelegt habe. Man-
gels solcher Anhaltspunkte werde die sekundä-
re Darlegungs- und Beweislast der Beklagten
nicht ausgelöst, so dass sich nicht die Frage
stelle, ob sie den entsprechenden Anforderun-
gen nachgekommen sei. Denn die festgestell-
ten Beschädigungen am Abrollcontainer seien
nicht zwangsläufig auf eine unzureichende La-
dungssicherung zurückzuführen, sondern könn-
ten beispielsweise auch durch einen Anstoß ei-
nes Krans oder eines anderen Containers wäh-
rend des Hafenumschlages entstehen.

Auch die Tatsache, dass die Beklagte vorprozes-
sual keine Angaben zur Schadensentstehung
gemacht habe, rechtfertige nicht die Annah-
me eines groben Organisationsverschuldens.
Die Rechtsprechung des BGH bezöge sich le-
diglich auf den Fall eines Totalverlustes, wel-
cher als solcher bereits für die Annahme eines
groben Organisationsverschuldens spräche, so
dass den Frachtführer die sekundäre Darle-
gungslast und gegebenenfalls eine Recherche-
pflicht träfen. Im Falle der Beschädigung eines
Gutes ergebe sich ein solcher Rückschluss auf
das Organisationsverschulden nicht. Da sich al-
so weder aus dem Vortrag der Klägerin noch aus
dem unstreitigen Sachverhalt Anhaltspunkte für
ein grobes Organisationsverschulden ergäben,
treffe die Beklagte weder die sekundäre Darle-
gungslast noch eine Recherchepflicht.

Das Oberlandesgericht stellte im Übrigen fest,
dass die Beklagte ohnehin ihrer Recherche-
pflicht nachgekommen sei, indem sie den von
ihr beauftragten Verfrachter um Auskunft gebe-
ten habe. Da die entsprechenden Unterlagen zu
diesem Zeitpunkt jedoch bereits beim Zoll la-
gen, habe der Beklagten keine weitere Informa-
tionsquelle zur Verfügung gestanden. Ein etwai-
ges sich hieraus ergebendes Informationsdefizit
ginge zulasten der Klägerin.

Die Anwendbarkeit von Ziff. 27.2 ADSp lässt das
Oberlandesgericht dahinstehen, da die Kläge-
rin keine hinreichenden Anhaltspunkte für gro-
be Fahrlässigkeit dargelegt habe.

Die Verletzung einer vertragswesentlichen
Pflicht i.S.d. Ziff.  27.1 3. Alt. ADSp sei jeden-
falls dann nicht anzunehmen, wenn die Pflicht-
verletzung lediglich in einer nicht qualifiziert
schuldhaften Herbeiführung der Beschädigung
des Transportgutes bestehe. Da in den Fällen
der Ziffern 27.2 und 27.1. Alt. 1 und 2 ADSp
eine unbeschränkte Haftung nur bei qualifizier-
tem Verschulden gegeben sei, widerspräche es
dem Sinn des abgestuften Haftungssystems der
ADSp, jede Beschädigung als Verstoß gegen
die Kardinalspflicht, die Integrität des Gutes zu
schützen, zu begreifen.

C. Kontext der Entscheidung

Die Entscheidung behandelt in der Praxis häufig
anzutreffende Fragestellungen. Diese wurden in
wesentlichen Teilen bereits durch den BGH ent-
schieden, so dass das OLG Hamm in weiten Tei-
len auf die bestehende Rechtsprechung zurück-
greifen konnte. Das gilt sowohl für die Frage
des Obhutszeitraums als auch für die Frage der
Zurechenbarkeit des Verschuldens. Ebenso ist
die Anwendung der Rechtsprechung zur sekun-
dären Darlegungs- und Beweislast in Fällen der
Beschädigung des Transportgutes bereits be-
kannt.

Bemerkenswert ist hingegen die Anwendung
der zu multimodalen Transporten gefällten Ent-
scheidungen auf einen unimodalen Seetrans-
port hinsichtlich der Frage, wann die Seestrecke
endet und die Ausführungen dazu, welcher Vor-
trag des Klägers erforderlich ist, um die sekun-
dären Darlegungs- und Beweislast auszulösen.
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D. Auswirkungen für die Praxis

Gerade die letztgenannten Punkte können für
zukünftige Streitigkeiten von Interesse sein.
Hatte man häufig das Gefühl, dass es hinrei-
chend sei, das Vorliegen qualifizierten Verschul-
dens zu behaupten, bestätigt die Entscheidung,
dass es des spezifischen Vortrages hierzu sei-
tens des Klägers bedarf. Auch hinsichtlich der
eventuell die Beklagte treffenden Recherche-
pflicht ist das Urteil von Interesse. Es handelt
sich nämlich um eine der seltenen Fallgestaltun-
gen, in denen das Oberlandesgericht die durch-
geführten Recherchen als ausreichend ansieht
– wenn auch nur obiter.

Auch die Auslegung von Ziff. 27.1 Alt. 3 ADSp
kann für die Praxis von besonderem Interesse
sein. Das Oberlandesgericht liest die Klausel wie
folgt, wobei die hervorgehobenen Passagen hin-
eininterpretiert werden:

„Die vorstehenden Haftungsbefreiungen und -
begrenzungen gelten nicht, wenn der Scha-
den verursacht worden ist … durch qualifi-
ziert schuldhafte Verletzung vertragswesentli-
cher Pflichten, …“.

Wenn das Oberlandesgericht zu dem Ergeb-
nis kommt, dass der Integritätsschutz eine ver-
tragswesentliche Nebenpflicht darstellt, so lä-
ge nach dem eigentlichen Wortlaut der ADSp
eine Haftung (nur) begrenzt auf den vorher-
sehbaren, typischen Schaden nahe. Unter Be-
rufung auf das abgestufte Haftungssystem der
ADSp schränkt das Oberlandesgericht den Haf-
tungsumfang ein. Diese Auslegung der AGB zu-
gunsten des Verwenders könnte im Hinblick auf
§ 305c Abs. 2 BGB problematisch sein. In sei-
ner Entscheidung vom 17.10.2013 (I ZR 226/12
- TranspR 2014, 200, m. Anm. Herber) hat der
BGH die von den ADSp abweichende Formu-
lierung in den Allgemeinen Stauereibedingun-
gen (ASB) des Verbandes der Stauereibetriebe
Bremen und Bremerhaven e.V. („Für Schäden
aus der Verletzung einer wesentlichen Vertrags-
pflicht, die auf einfacher Fahrlässigkeit beruht,
haftet der Stauer nur auf Ersatz des vorherseh-
baren vertragstypischen Schadens.“) für unter
bestimmten Voraussetzungen wirksam erach-
tet. Anscheinend haben sich die beiden Urteile
zeitlich überschnitten.

Nicht problematisiert hat das Oberlandesge-
richt die Frage, ob das „Combined Transport

Bill of Lading“ überhaupt ein Konnossement im
Sinne der seetransportrechtlichen Vorschriften
darstellt oder als Ladeschein einzuordnen ist
(so Herber in: MünchKomm HGB, 3. Aufl., § 452
Rn. 41; § 443 Rn. 35 ff.; vgl. auch OGH Wien, v.
29.04.1992 - 3 Ob 519/92). Im Ergebnis dürfte
jedoch bei einer Einordnung als Ladeschein die
Vermutung gemäß § 444 Abs. 3 HGB a.F. grei-
fen, so dass für die Beklagte kein günstigerer
Ausgang zu erwarten wäre.

Den Wert eines Sonderziehungsrechts am Tag
der letzten mündlichen Verhandlung bezieht
das Oberlandesgericht von der Internetsei-
te des Transportinformationsservice des GDV.
Hierbei stellt sich jedoch die Frage, ob das Ober-
landesgericht grundsätzlich besser beraten wä-
re, den Wert des Sonderziehungsrechtes von
der Internetseite des IWF (http://www.imf.org/
external/np/fin/data/param_rms_mth.aspx, auf-
gerufen am 11.02.2015), der diesen Wert ja
festsetzt, zu übernehmen.

Das Oberlandesgericht setzt sich nicht damit
auseinander, ob die Übergabe an einen Um-
schlagbetrieb eine Ablieferung an den Empfän-
ger darstellt. Dies entscheidet sich nach den
Vereinbarungen zwischen den Parteien bzw. der
Übung im jeweiligen Löschhafen (Rabe, Seehan-
delsrecht, §  606 Rn.  32: „Dieses für deutsche
Verhältnisse zutreffende Ergebnis und die hier-
für herangezogene Definition der Ablieferung
dürfen jedoch nicht schematisch angewendet
werden. Es müssen vielmehr im Einzelfall die
besonderen Verhältnisse im Löschhafen berück-
sichtigt werden.“; Herber in: MünchKomm HGB,
§ 498 Rn. 45; vgl. insoweit auch OLG Bremen,
Urt. v. 11.02.1971 - 2 U 102/70 - VersR 1972,
248, welches sich detailliert mit dieser Frage
bezüglich der Hafenverwaltung von Valparai-
so/Chile auseinandersetzt). Dem tragen die vom
OLG Hamm zitierten Entscheidungen des BGH
(Urt.  v. 18.10.2007 - I ZR 138/04, und Urt.  v.
03.11.2005 - I ZR 325/02) dadurch Rechnung,
dass sie formulieren, dass zur Ablieferung „re-
gelmäßig“ der Besitz mit Zustimmung des legiti-
mierten Empfängers aufgegeben werden muss
und diese Voraussetzung jedoch „regelmäßig“
nicht schon mit dem Löschen der Ladung erfüllt
ist. Eine Auseinandersetzung mit der Situation
im Hafen von Shanghai fehlt.
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Analoge Anwendung des Art. 7 Abs. 2
lit. c FluggastrechteVO bei Verspätung
des ursprünglich geplanten Fluges
von mehr als drei und weniger als vier
Stunden

Leitsatz:

Art.  7 Abs.  2 lit.  c der Verordnung (EG)
Nr. 261/2004 kann im Falle einer Verspätung
des ursprünglich geplanten Fluges von mehr
als drei und weniger als vier Stunden ent-
sprechende Anwendung finden.

Anmerkung zu AG Frankfurt, Urteil vom
 21.10.2014, 31 C 1623/14 (83)
von Ulrich Steppler, RA, Arnecke Siebold Rechts-
anwälte Partnerschaftsgesellschaft / Katharina
Sarah Bressler, RAin, Solicitor (England & Wales,
non-practising)

A. Problemstellung

Die Art.  5 bis 7 der Verordnung (EG)
Nr.  261/2004 (nachfolgend: „Fluggastrechte-
VO“) sind nach ständiger Rechtsprechung des
EuGH (vgl. Urt. v. 19.11.2009 - C-402/07 u.a.)
sowie des BGH (vgl. Urt. v. 18.02.2010 - Xa ZR
95/06 - NJW 2010, 2281) dahingehend auszu-
legen, dass Fluggäste in analoger Anwendung
des Art. 7 FluggastrechteVO Ausgleichszahlun-
gen gegen das ausführende Luftfahrtunterneh-
men geltend machen können, wenn sie wegen
des verspäteten Fluges einen Zeitverlust von
drei Stunden oder mehr erleiden. Diese Ausle-
gung soll gelten, obgleich der Verordnungsge-
ber Ausgleichszahlungen bei Verspätungsfällen
von der Verordnung überhaupt nicht erfassen
wollte. Der eindeutige Wille des Verordnungsge-
bers und der Wortlaut der Verordnung werden
jedoch durch die Rechtsprechung ignoriert. Eine
Anwendung der Verordnung durch richterliche
Rechtfortbildung, welche mit dem Wortlaut des
Gesetzes nicht zu vereinbaren ist, wird diesbe-
züglich in Kauf genommen.

Fragen im Zusammenhang mit Verspätungsfäl-
len beschäftigen die Gerichte daher seit der
oben zitierten Entscheidung des EuGH neben
den Fällen der Annullierung und der Nichtbeför-
derung laufend und in allen Instanzen.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Die Fluggäste begehrten Ausgleichszahlungen
in Höhe von 600 Euro pro Person sowie den Er-
satz von außergerichtlichen Rechtsverfolgungs-
kosten wegen einer Flugverspätung. Sie hatten
einen Flug von Frankfurt am Main nach Can-
cun, Mexiko gebucht. Die Fluggäste behaupte-
ten, dass der Flug Cancun mit einer Ankunfts-
verspätung von mehr als vier Stunden erreicht
habe.

Die beklagte Fluggesellschaft erkannte im Laufe
des Verfahrens die Klageforderung in Höhe von
jeweils 300 Euro pro Person an, und es erging
ein Anerkenntnisurteil in diesem Umfang.

Die Fluggäste beantragten daraufhin, die Be-
klagte auf Ausgleichszahlungen in Höhe von
300 Euro pro Person sowie den Ersatz der außer-
gerichtlichen Rechtsverfolgungskosten zu ver-
urteilen.

Das AG Frankfurt erachtete den Teil der Klage,
der den durch Teil-Anerkenntnisurteil zuerkann-
ten Betrag überstieg, als zulässig, aber unbe-
gründet.

Es vertrat hierbei die Ansicht, dass den Klägern
vorliegend kein über den anerkannten Teil hin-
ausgehender Anspruch auf Entschädigung we-
gen Flugverspätung zusteht. Zwar lagen die An-
spruchsvoraussetzungen des Art. 7 Abs. 1 Satz
1 lit. c FluggastrechteVO unstreitig vor, jedoch
konnte die Beklagte die mit der Klage geltend
gemachten Ansprüche gemäß Art. 7 Abs. 2 lit. c
FluggastrechteVO analog um 50% kürzen.

Art. 7 Abs. 2 lit.  c FluggastrechteVO legt fest,
dass das ausführende Luftfahrtunternehmen
die Ausgleichszahlungen nach Art. 7 Abs. 1 Flug-
gastrechteVO um 50 % kürzen kann, wenn Flug-
gästen eine anderweitige Beförderung zu ih-
rem Endziel mit einem Alternativflug angeboten
wird, dessen Ankunftszeit

a) bei allen Flügen über eine Entfernung von
1.500 km oder weniger nicht später als zwei St-
unden oder

b) bei allen innergemeinschaftlichen Flügen
über eine Entfernung von mehr als 1.500 km
und bei allen anderen Flügen über eine Entfer-
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nung zwischen 1.500 und 3.500 km nicht später
als drei Stunden oder

c) bei allen nicht unter Buchstabe a) oder b) fal-
lenden Flügen nicht später als vier Stunden

nach der planmäßigen Ankunftszeit des ur-
sprünglich gebuchten Fluges liegt.

Eine analoge Anwendung dieser Rechtsnorm
war im vorliegenden Verspätungsfall nach An-
sicht des Gerichts zulässig. Zudem lagen die
Voraussetzungen des Art. 7 Abs. 2 lit. c) Flug-
gastrechteVO vor, denn die beklagte Flugge-
sellschaft konnte zur Überzeugung des Gerichts
darlegen, dass die Verspätung des Fluges le-
diglich 3 Stunden und 41 Minuten betrug. Ei-
ne Ankunftsverspätung von mehr als vier Stun-
den war mithin nicht gegeben, so dass der Aus-
gleichsanspruch der Kläger um 50% zu kürzen
war. Ein Anspruch auf Erstattung der vorgericht-
lichen Rechtsverfolgungskosten stand den Klä-
gern überdies nicht zu.

C. Kontext der Entscheidung

Der EuGH hat vormals mit Urteil vom
19.11.2009 (C-402/07) entschieden, dass einer
entsprechenden Anwendung des Art. 7 Abs. 2
lit.  c FluggastrechteVO auf Ausgleichsansprü-
che verspäteter Flüge nichts entgegensteht. Im
Einklang mit dieser Rechtsprechung bestätigte
das AG Frankfurt dies im vorliegenden Fall.

D. Auswirkungen für die Praxis

Im Ergebnis ist die Entscheidung zu begrü-
ßen. Das Gericht hat zwar die Berufung gemäß
§  511 Abs.  2 Nr.  2, Abs.  4 Nr.  1 ZPO zuge-
lassen. Es ist indes unwahrscheinlich, dass das
Berufungsgericht die analoge Anwendung des
Art. 7 Abs. 2 lit. c FluggastrechteVO auf Verspä-
tungsfälle verneinen wird, insbesondere im Hin-
blick auf die bereits oben erwähnte Bestätigung
der entsprechenden Anwendung dieser Rechts-
norm auf Fälle der Verspätung durch den EuGH.
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Voraussetzungen eines "Fautfracht"-
Anspruches

Leitsätze:

1. Erfolgt die Kündigung wegen einer Zeit-
verzögerung, die deshalb zu erwarten ist,
weil der Frachtführer den Anforderungen
der Verzollung (hier "Blockverzollung") nicht
gerecht werden kann, steht dies einem An-
spruch aus §  415 Abs.  2 Satz 1 Nr.  2 HGB
("Fautfracht") entgegen.

2. Ein deklaratorisches Schuldanerkenntnis
kann wegen Drohung angefochten werden.

3. Die Drohung mit der Geltendmachung
eines Pfandrechts führt dann zur Anfecht-
barkeit des daraufhin erklärten deklaratori-
schen Schuldanerkenntnisses bezüglich des
Anspruchs auf Fautfracht, wenn sich der
Rechtsstandpunkt des Drohenden als nicht
mehr objektiv vertretbar erweist.

4. Ein Anspruch des Frachtführers gem. § 415
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, Satz 2 Halbsatz 2 HGB
kann hilfsweise für den Fall geltend gemacht
werden, dass der Anspruch auf Fautfracht
(§ 415 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 HGB) nicht besteht.

Anmerkung zu OLG Hamm, Urteil vom
 26.02.2015, I-18 U 82/14
von Jan Otto Bodis, LL.M., RA und FA für Versi-
cherungsrecht, Bodis Rechtsanwälte

A. Problemstellung

Der Transportvertrag ist ein gesetzlicher Spe-
zialfall des Werkvertrages. Wie der Besteller
den Werkvertrag, mit den sich aus § 649 BGB
ergebenden Folgen, jederzeit kündigen kann,
hat auch der Absender ein jederzeitiges Kündi-
gungsrecht (§ 415 Abs. 1 HGB). Kündigt der Ab-
sender, hat der Frachtführer ein Wahlrecht, das
er nach Belieben ausüben kann („elektive Kon-
kurrenz“). Er hat die Möglichkeit, entweder nach
§  415 Abs.  2 Satz 1 Nr.  1 HGB unter Anrech-
nung der ersparten Aufwendungen die verein-
barte Fracht zu verlangen, oder er kann nach
§ 415 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 HGB ein Drittel der ver-
einbarten Fracht als Fautfracht verlangen. Der
Begriff der Fautfracht hat seinen Ursprung in

der französischen Sprache (franz. la faute: Feh-
ler, Verschulden) und wird mit dem Begriff der
Fehlfracht (engl. Deadfreight) synonym verwen-
det. Dabei geht es jedoch nicht darum, dass
die Ladung oder ein Teil davon fehlt, sondern
darum, dass der Absender die Nichtzurverfü-
gungstellung der Ladung in gewisser Weise ver-
schuldet hat bzw. einen Fehler begangen hat.
Wenn der Grund für die Kündigung in der Sphäre
des Absenders liegt, soll er verpflichtet werden,
dem Frachtführer einen pauschalen Kompensa-
tionsbetrag zu zahlen. Diese Verpflichtung ent-
fällt, wenn die Gründe für die Kündigung (auch)
dem Risikobereich des Frachtführers zuzuord-
nen sind (§ 415 Abs. 2 Satz 2 HGB).

In seiner rechtlichen Einordnung ist das Rechts-
institut der „Fautfracht“ eine gesetzlich fest-
gelegte, pauschale Kündigungsentschädigung,
die nach der Begründung der Bundesregierung
zum Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung
des Fracht-, Speditions- und Lagerrechts (Trans-
portrechtsreformgesetz) weder Leistungsent-
gelt noch Schadensersatz ist (BT-Drs. 13/8445,
S.  45). Mit der Möglichkeit, derart pauschal
abzurechnen, soll eine leicht handhabbare,
zugleich streit- und prozessverhindernde Re-
gelung geschaffen werden (BT-Drs. 13/8445,
S. 45).

Unklar ist bisher, wie die beiden Alternativen
in § 415 Abs. 2 HGB zueinanderstehen. Koller
(Transportrecht, 8.  Aufl., §  415 HGB Rn.  15)
vertritt die Auffassung, dass die Ausübung des
Wahlrechtes durch den Frachtführer diesen bin-
det. Macht er Fautfracht geltend, ist es ihm nicht
mehr möglich, alternativ nach § 415 Abs. 2 Nr. 1
HGB abzurechnen und umgekehrt. Der BGH hat
diese Frage bisher offengelassen (BGH, Urt. v.
15.10.2001 - II ZR 22/01 - TranspR 2002, 36, 37).

Das OLG Hamm gesteht dem Frachtführer ge-
gen Koller das Recht zu, hilfsweise auf §  415
Abs.  2 Nr.  1 HGB zurückzugreifen, wenn der
Fautfrachtanspruch rechtlich nicht gegeben ist.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

In der Entscheidung geht es um die Klage einer
Fixkostenspediteurin, die von der Beklagten mit
dem Transport von zwei Maschinen von jeweils
71,70 t von Kiel über St. Petersburg nach Doro-
gobuzh in Russland beauftragt worden war. Der
Transport war zunächst mit der Fähre und so-
dann per LKW über Land geplant. Die Übernah-
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me sollte in der KW 32 erfolgen, und die Auslie-
ferung war für die KW 33 vorgesehen.

Die Klägerin teilte der Beklagten einen Tag nach
Auftragserteilung mit, dass sie in der KW 32 nur
ein Fahrzeug zur Verfügung habe und bat um
Bestätigung, dass die beiden Maschinen nach-
einander mit diesem Fahrzeug im „Rundlauf“,
also in der KW 32 und 34 transportiert werden
können; ein Fahrzeug in der KW 33 hätte ei-
nen Mehrpreis von ca. 7.000 Euro zur Folge.
Die Beklagte, die nach Rückfrage in Russland ei-
ne Verzollung beider Fahrzeuge gemeinsam in
sog. Blockverzollung durchführen musste, lehn-
te dies ab. Sie hielt die Klägerin vertraglich für
verpflichtet, beide Maschinen zeitgleich zu be-
fördern, was die Klägerin bestritt.

Letztendlich wies die Beklagte die Klägerin,
wohl mangels Alternativen, am 09.08.2010 an,
die beiden Maschinen am 14.08.2010 zu ver-
schiffen und den LKW-Transport in Russland im
„Rundlauf“ vorzunehmen und sich für eine Ein-
zelverzollung einzusetzen. Die Maschinen wur-
den am 10.08.2010 in Kiel angeliefert und dort
für den Fährtransport entladen.

Am 11.08.2010, also einen Tag später, stor-
nierte die Beklagte, die wohl jetzt eine ande-
re Transportmöglichkeit gefunden hatte, den
Transportauftrag. Diese Kündigung veranlasste
die Klägerin, eine Fautfrachtrechnung über ein
Drittel der vereinbarten Fracht zu stellen und
bat um eine Bestätigung der Zahlung, „um die
Freigabe der Waren zu ermöglichen“. Die Be-
klagte sah sich unter Druck gesetzt und gab die
geforderte Bestätigung. Die Klägerin gab dar-
aufhin die Sendung zum Transport durch einen
anderen Transportunternehmer frei. Der Um-
schlag in Kiel wurde der Klägerin mit 2.878,56
Euro berechnet.

Nachdem die Beklagte ihre Kostenübernahme-
bestätigung anwaltlich widerrufen ließ, kam es
zu der Klage auf Zahlung der Fautfracht, die
die Klägerin u.a. auf die Kostenübernahmebe-
stätigung stützte, die sie als deklaratorisches
Schuldanerkenntnis deutete.

Die Klage auf Fautfracht hatte in beiden Instan-
zen keinen Erfolg. Landgericht und Oberlandes-
gericht kamen zu dem Ergebnis, dass die Partei-
en einen zeitgleichen Transport vereinbart hät-
ten, dessen Nichtdurchführung ein Grund sei,
der in der Risikosphäre der Klägerin zu suchen

sei. Die Kündigung sie deshalb gerechtfertigt
und lasse deshalb den Anspruch auf Fautfracht
entfallen.

Das OLG Hamm gab der Klägerin allerdings
hinsichtlich der Kostenübernahmebestätigung
Recht. Diese sei ein deklaratorisches Schuldan-
erkenntnis, das einen eigenständigen Schuld-
grund darstelle. Als Kausalverhältnis sei das
Schuldanerkenntnis nicht nach §  812 BGB zu
kondizieren, aber die Beklagte habe es recht-
zeitig wegen Drohung angefochten. Es könne
der Klägerin zwar nicht vorgeworfen werden,
rechtsirrig von einem Fautfrachtanspruch aus-
gegangen zu sein und auf dieser Grundlage ein
Zurückbehaltungs- oder Pfandrecht geltend ge-
macht zu haben. Der Einsatz dieses Zurückbe-
haltungs- oder Pfandrechtes sei jedoch unver-
hältnismäßig, weil der Beklagten durch die Ver-
zögerung im Transportablauf ein weitaus größe-
rer Schaden durch Vertragsstrafen gegenüber
den russischen Käufern drohe, und die Ausnut-
zung dieser Situation rechtfertige die Anfech-
tung. Diese Gefahr sei der Klägerin durch die
Korrespondenz klar gewesen.

Allerdings stünde der Klägerin ein Anspruch auf
Ersatz der Umschlagskosten in Kiel zu, die der
Klägerin von dritter Seite belastet wurden. Die-
sen Anspruch nimmt das Oberlandesgericht aus
§  415 Abs.  2 Nr.  1 HGB, obwohl auch dieser
Anspruch entfällt, wenn der Kündigungsgrund
aus der Sphäre des Frachtführers stammt. Da
der in Rechnung gestellte Umschlag im Interes-
se der Beklagten gewesen sei, habe diese ihn
auch zu bezahlen. Zu der ungeklärten Rechts-
frage, ob die Entscheidung der Klägerin für ei-
nen Fautfrachtanspruch einen hilfsweise gel-
tend gemachten Aufwendungsersatzanspruch
nach § 415 Abs. 2 Nr. 1 HGB entfallen lässt, äu-
ßert sich das OLG Hamm direkt nicht.

C. Kontext der Entscheidung

Die Entscheidung ist im Ergebnis richtig. In ih-
rer Begründung hingegen überzeugt sie in Tei-
len nicht.

Die Kündigung nach § 415 Abs. 1 HGB hebt –
wie bei ihrem gesetzlichen Vorbild (§ 649 BGB)
– den Vertrag für die Zukunft auf, lässt ihn aber
als Rechtsgrund für die vor der Kündigung er-
brachten Leistungen bestehen (vgl. BGH, Urt. v.
13.11.1981 - I ZR 168/79 - NJW 1982, 2553,
zum Werkvertrag). Soweit die Klägerin also vor
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der Kündigung Leistungen, wie den geltend ge-
machten Umschlag (Entladen der LKW in Kiel),
ausgeführt und damit erbracht hat, ist die An-
spruchsgrundlage nicht § 415 Abs. 2 HGB, son-
dern § 407 Abs.  2 HGB. Die Rechtsfolgen des
§  415 Abs.  2 HGB betreffen demgegenüber
die Leistungen, die der Frachtführer infolge der
Kündigung perspektivisch nicht mehr erbringen
kann, und nicht die Leistungen, die er bereits er-
bracht hat. Deshalb ist die Beklagte zu Recht zur
Zahlung des vor der Kündigung erfolgten Um-
schlages in Kiel verurteilt worden. Die Rechts-
grundlage ist allerdings § 407 Abs. 2 HGB und
geht auf die anteilige Fracht, die aus der Ge-
samtfracht herauszurechnen ist.

Richtig war es vom Oberlandesgericht, den
hilfsweise von der Klägerin geltend gemachten
Aufwendungsersatzanspruch aus § 415 Abs. 2
Nr. 1 HGB hinsichtlich der Umschlagsleistungen
zu prüfen, die zum Zeitpunkt der Kündigung
noch nicht erbracht waren (Beladung der Fäh-
re). Diese Leistungen waren von der Beklagten
nach der Kündigung genutzt worden und der
Klägerin vom Umschlagsunternehmen in Rech-
nung gestellt worden. Das Oberlandesgericht
konnte § 415 Abs. 2 Nr. 1 HGB anwenden, ob-
wohl sich die Klägerin bereits vorrangig für ei-
nen Fautfrachtanspruch entschieden hatte. An-
ders als Koller meint, gibt es keinen Grund, ei-
nem Kläger das jus variandi in Form eines Hilfs-
begründung zu verweigern, wenn er hilfsweise
statt des Fautfrachtanspruches einen Anspruch
nach §  415 Abs.  2 Nr.  1 HGB geltend macht.
Koller begründet den Ausschluss des Wahlrech-
tes und damit eine bindende Festlegung auf ei-
nen der beiden Ansprüche des §  415 Abs.  2
HGB mit der in der Pauschalierung des Kom-
pensationsanspruches liegenden streitvermei-
denden Wirkung. Habe sich der Kläger für ei-
nen Fautfrachtanspruch nach § 415 Abs. 2 Nr. 2
HGB entschieden, dann könne er nicht später,
auch nicht hilfsweise, auf die Anspruchsgrund-
lage des § 415 Abs. 2 Nr. 1 HGB zurückkommen,
um seine Klageforderung zu begründen. Dies
gelte auch umgekehrt. Würde man dieses Wahl-
recht zulassen, sei die vom Gesetzgeber be-
zweckte streitvermeidende Wirkung des Faut-
frachtanspruches hinfällig. Damit verbiete sich
das Wahlrecht nach Sinn und Zweck des Geset-
zes (Koller, Transportrecht, § 415 HGB Rn. 15).

Das OLG Hamm lässt die hilfsweise Begründung
des Anspruches aus § 415 Abs. 2 Nr. 1 HGB ohne

nähere Auseinandersetzung mit der Auffassung
von Koller zu Recht zu.

Die Anreizfunktion des Fautfrachtanspruches
liegt in seinen geringeren Anforderungen an die
Nachweispflicht und seiner Pauschalierung. Ent-
scheidet sich ein Kläger für den schwierigeren
Weg des § 415 Abs. 2 Nr. 1 HGB, bei dem er
die ersparten Kosten im Rahmen der Anspruchs-
voraussetzungen beweisen muss (vgl. Thume
in: MünchKomm HGB, 3.  Aufl., §  415 Rn.  14),
dann kann diese Entscheidung nicht zusätzlich
dadurch sanktioniert werden, dass man ihm das
Umschwenken auf den Fautfrachtanspruch ver-
weigert. Dies muss auch gelten, wenn vorrangig
der Fautfrachtanspruch geltend gemacht wird.
Für eine Bindungswirkung des Wahlrechtes gibt
es im Gesetz keine Anhaltspunkte. Das Gesetz
selbst geht von einer Parallelität bzw. unbe-
schränkten Alternativität der Anspruchsgrund-
lagen aus, indem es nicht etwa nur den geltend
gemachten Anspruch, sondern beide Ansprüche
entfallen lässt, wenn der Kündigungsgrund aus
der Risikosphäre des Frachtführers kommt („…
entfällt auch der Anspruch…“).

Wenig überzeugend, wenn nicht sogar wider-
sprüchlich, sind die Ausführungen des OLG
Hamm zum Zurückbehaltungs- bzw. Pfandrecht
der Klägerin an den Gütern. Wie das Oberlan-
desgericht durch die Verurteilung der Beklagten
zur Zahlung der Umschlagskosten selbst festge-
stellt hat, stand der Klägerin ein fälliger Gegen-
anspruch zu, der sie zur Zurückbehaltung nach
§  273 BGB berechtigte. Deshalb war die Zu-
rückbehaltung im Grundsatz, allenfalls der Hö-
he nach, nicht zu beanstanden. Da das dekla-
ratorische Schuldanerkenntnis in Form der Kos-
tenübernahmeerklärung ohnehin nur eine be-
stehende Schuld bestätigt und keine neue, ei-
genständige Schuld begründet, war seine Be-
deutung auf die Umschlagskosten beschränkt.
Deshalb hätte es ausgereicht, wenn das Ober-
landesgericht zu Recht darauf verwiesen hätte,
dass die vergleichsweise geringe Forderung der
Klägerin es in keinem Fall rechtfertigte, Maschi-
nen in einem sechsstelligen Wert zurückzuhal-
ten (arg. § 320 Abs. 2 BGB).

Die Ablehnung des Fautfrachtanspruches selbst
ist nach den Tatsachenfeststellungen des Ge-
richtes nicht zu beanstanden. Die Nichteinhal-
tung etwaiger mit dem russischen Zoll verein-
barter Verzollungsformalitäten kann zu derart
negativen Konsequenzen führen, dass dies die
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Kündigung durch die Beklagte in jedem Fall
rechtfertigte. Die Vereinbarung eines zeitglei-
chen Transportes ist bereits dadurch belegt,
dass die Klägerin die Möglichkeit eines „Rund-
laufes“ bei der Beklagten anfragte. Dessen hät-
te es nicht bedurft, wenn diese Möglichkeit be-
reits vertraglich vereinbart gewesen wäre.

D. Auswirkungen für die Praxis

Diese Entscheidung macht insbesondere den
(Fixkosten-)Spediteuren, die sich selbst gegen-
über den Frachtführern verpflichtet haben, die
Gefahr des jederzeitigen Kündigungsrechtes
bewusst. Sie müssen bei der eigenen (Unter-
)Auftragserteilung an deutsche und ausländi-
sche Frachtführer bedenken, dass ihr eigener
Auftrag jederzeit storniert bzw. gekündigt wer-
den kann und sie bei Weitergabe der Kündi-
gungen an die beauftragten Frachtführer diesen
Fautfracht oder sogar die entgangene Fracht
schulden. Wenn die Kündigung ihre Ursache in
der Risikosphäre des Fixkostenspediteurs hat,
dann steht dem auf Basis deutschen Rechts
agierenden Fixkostenspediteur kein Fautfracht-
anspruch oder entgangene Fracht zu, während
er seinerseits an die beauftragten Frachtführer,
deren Verhalten für die Kündigung nicht ursäch-
lich war, Fautfracht oder entgangene Fracht
zahlen muss.

2

Verschulden des Frachtführers bei
Verlust des Frachtguts

Orientierungssätze zur Anmerkung:

1. Es ist nicht zulässig, vom objektiven Tat-
bestand des leichtfertigen Verhaltens zu
schließen, der Frachtführer habe auch sub-
jektiv in dem Bewusstsein gehandelt, dass
ein Schadenseintritt wahrscheinlich ist.

2. Zwischen der Nichtbeachtung der äußers-
ten Sorgfalt eines Frachtführers und einem
krassen Pflichtverstoß liegt das sehr weite
Feld der "normalen Fahrlässigkeit".

3. Hat ein Fahrer in der Fahrzeugkabine des
abgestellten Fahrzeuges geschlafen, stellt
dies bereits einen gewissen Mindestschutz
gegen Entwendungen des Frachtgutes dar.

Anmerkung zu OLG Hamburg, Urteil vom
 26.06.2014, 6 U 172/12
von Carsten Vyvers, RA und FA für Transport-
und Speditionsrecht

A. Problemstellung

Ein Klassiker: Das Frachtgut wird aus einem
abgestellten Fahrzeug entwendet. Die Partei-
en streiten im Prozess dann darum, ob der
Frachtführer alle notwendigen Sicherheitsmaß-
nahmen getroffen hat, um den Diebstahl zu
vermeiden. Vor einigen Jahren hätte die Recht-
sprechung in solch einem Fall wohl eine leicht-
fertige Schadensverursachung bejaht und den
Frachtführer zu vollem Schadensersatz verur-
teilt. Zwischenzeitlich hat jedoch ein Umden-
ken eingesetzt. Dieser Wandel in der Rechtspre-
chung wurde durch das Urteil des BGH vom
10.12.2009 (I ZR 154/07 - TranspR 2010, 78)
eingeleitet, in welchem der Senat die Anforde-
rungen an die Darlegungs- und Beweislast des
Anspruchstellers erhöht und den Vorwurf eines
groben Organisationsverschuldens bei der Ent-
wendung von Frachtgut auf einem Autobahn-
rastplatz zurückgewiesen hat.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Auch im vorliegenden Fall musste sich das
Gericht mit einem Verlust von Frachtgut be-
schäftigen, welches aus einem stehenden LKW
entwendet wurde. Dabei hatte der Fahrer im
Führerhaus geschlafen. Transportiert wurden
Flachbildschirme aus dem unteren Preisseg-
ment (153 Euro pro Stück). Der Auflieger, ein
Planenzug, war lediglich mit einer Zollschnur
gesichert worden. Auf den Einsatz eines massi-
veren Vorhängeschlosses hatte der Frachtfüh-
rer verzichtet. Die Diebe hatten die Plane an
zwei Stellen aufgeschlitzt, die Zollschnur ent-
fernt und einen Teil der Ware über die Hecktür
entladen. Vermutlich hat der Fahrer die Diebe
gestört und einen vollständigen Sendungsver-
lust verhindert.

Das OLG Hamburg hat – im Gegensatz zur ers-
ten Instanz – eine leichtfertige Schadensverur-
sachung durch den Frachtführer verneint und
lediglich die Grundhaftung nach der CMR zuge-
sprochen. Dabei hat es sich zunächst mit der
Diebstahlsgefahr für das Gut beschäftigt und
unter Bezug auf eine Studie des Europäischen
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Parlaments zu „Organised Theft of Commerci-
al Vehicles and their Loads“ u.a. festgestellt,
dass Massenware wie TV Bildschirme sich nicht
„an der nächsten Kneipe um die Ecke“ wei-
terverkaufen lassen. Nach Auffassung des Ge-
richts gibt es daher eine Vielzahl anderer Güter,
welche sich leichter und mit größerem Gewinn
auf dem Schwarzmarkt absetzen lassen. Eine
besondere Diebstahlsgefährdung hat der Senat
daher verneint.

Im Übrigen hat sich der Senat ausführlich mit
dem möglichen Verschulden des Frachtführers
beschäftigt. Aus der Retroperspektive betrach-
tet mag es immer noch bessere Sicherheits-
maßnahmen geben; der Verzicht hierauf ist je-
doch, wie der Senat treffend feststellte, aus
der ex-ante-Sicht zu beurteilen. Insbesondere
ist hierbei das subjektive Element, welches dem
Tatbestandsmerkmal des leichtfertigen Han-
delns innewohnt, separat zu prüfen und zu beja-
hen, falls man dem Anspruchsteller vollen Scha-
densersatz zubilligen möchte. Solch eine Fest-
stellung konnte das Gericht im vorliegenden Fall
nicht treffen. Es stellte vielmehr fest, dass ledig-
lich ein einfach fahrlässiges Fehlverhalten vor-
liege. Überdies habe der Fahrer nicht in dem
Bewusstsein gehandelt, dass ein Schaden wahr-
scheinlich eintreten werde.

Da der Senat eine besondere Diebstahlsgefahr
des Gutes verneint hatte, wurden auch die An-
forderungen an die Sicherheitsmaßnahmen zur
Diebstahlsvermeidung nicht allzu hoch ange-
setzt. Dabei ging der Senat davon aus, dass
die offenbar sehr professionell agierenden Tä-
ter auch mögliche stärkere Sicherheitsmaßnah-
men wie beispielsweise ein Sicherheitsschloss
problemlos überwunden hätten.

C. Kontext der Entscheidung

Das Urteil ist keine Einzelfallentscheidung, son-
dern offenbar Teil einer Reihe von Entscheidun-
gen, in welchen sich das OLG Hamburg jeweils
mit der Frage einer Haftungsdurchbrechung
bei Sendungsdiebstählen beschäftigt und dabei
zugunsten des Frachtführers entschieden und
über die Grundhaftung hinausgehende Scha-
densersatzansprüche abgelehnt hat. Der Se-
nat selbst verweist im vorliegenden Urteil auf
ein weiteres, bislang unveröffentlichtes Urteil
vom 17.11.2011 (6 U 232/10), dem Autor ist
ein weiteres Verfahren bekannt, in welchem
nur die Grundhaftung nach der CMR zugespro-

chen wurde (OLG Hamburg, Urt. v. 05.03.2015
- 6 U 201/11). Interessant sind auch die um-
fangreichen Verweise auf Studien der Europäi-
schen Kommission sowie des Europäischen Par-
laments zu Sendungsdiebstählen, aus welchem
der Senat im hier besprochenen Urteil mehrfach
zitiert. Dies zeigt, dass sich der Senat detail-
liert mit diesem Themenkomplex auseinander-
gesetzt hat.

Das Prinzip, wonach nicht einfach vom ob-
jektiven Tatbestand auf den subjektiven Tat-
bestand geschlossen werden darf, das jedem
Strafrechtler geläufig ist, wurde bei transport-
rechtlichen Fällen in der Vergangenheit jedoch
oftmals nicht beachtet; allzu vorschnell wurde
eine unbegrenzte Haftung des Frachtführers be-
jaht. Dem ist das Oberlandesgericht mit erfreu-
lich deutlichen Worten entgegengetreten.

D. Auswirkungen für die Praxis

Es ist zu hoffen, dass auch andere Gerichte die-
ser Rechtsprechung des OLG Hamburg künftig
folgen werden und die Bejahung einer unbe-
grenzten Haftung damit künftig der Ausnahme-
fall sein wird, wie er es von der gesetzlichen Sys-
tematik her eigentlich auch längst sein sollte.

3

Wirksamkeit einer Sanktionsklausel in
einer Warentransportversicherung

Orientierungssätze zur Anmerkung:

1. Eine Sanktionsklausel in einem Wa-
rentransportversicherungsvertrag steht der
Leistungspflicht des Versicherers dann,
wenn der Versicherungsvertrag deutschem
Recht untersteht, jedenfalls nicht entgegen,
wenn sie sich auf ausländische Verbotsnor-
men bezieht.

2. Bei Gütern, die ihrer Beschaffenheit nach
sicher als "Dual-Use"-Güter ausgeschlossen
werden können, verstößt deren Transport
von oder nach einem mit Sanktionen beleg-
ten Land weder gegen § 138 BGB noch gegen
den ordre public.

3. Der Umstand, dass ein deutscher Wa-
rentransportversicherer gesellschaftsrecht-
lich mit einem US-amerikanischen Versi-
cherungsunternehmen verwoben ist, recht-
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fertigt es nicht, den Versicherungsvertrag
nach §  313 BGB dahingehend anzupassen,
dass eine Auszahlung von Entschädigungs-
leistungen von Genehmigungen der zustän-
digen amerikanischen Behörden abhängig
gemacht wird, selbst wenn der Versicherer
Gefahr läuft, zivil- und strafrechtlich durch
US-amerikanische Behörden belangt zu wer-
den, wenn die Gründe dafür ausschließlich in
den unternehmerischen Entscheidungen des
vormals deutschen Versicherers liegen, sich
einem amerikanischen Unternehmen anzu-
gliedern. Vielmehr kann der Versicherer sich
gemäß § 280 BGB dem Versicherungsnehmer
gegenüber schadensersatzpflichtig machen,
wenn er diesen nicht informiert.

Anmerkung zu LG Hamburg, Urteil vom
 03.12.2014, 401 HKO 7/14
von Jochen Boettge, RA, FA für Transport- und
Speditionsrecht und FA für Versicherungsrecht,
BLD Bach Langheid Dallmayr Rechtsanwälte Part-
nerschaftsgesellschaft mbB, München

A. Problemstellung

Wirtschaftsbeziehungen zwischen Unterneh-
men verschiedener Staaten unterliegen häufig
staatlichen Restriktionen insbesondere in Form
von Genehmigungsvorbehalten für die Ein- und
Ausfuhr von Gütern. Im Zuge des Versuchs auf
die Politik von Ländern einzuwirken, haben vie-
le Regierungen und Organisationen – so auch
die EG – Finanz- und Warenverkehre mit die-
sen Ländern mit Verboten („Sanktionen“) be-
legt (eine – durchaus im Hinblick auf betroffene
Länder überraschend umfangreiche – Übersicht
über die derzeit geltenden Sanktionen (Stand
17.04.2014) bietet u.a. das Bundesamt für Wirt-
schaft für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle un-
ter: http://www.ausfuhrkontrolle.info/ausfuhr-
kontrolle/de/embargos/uebersicht/uebersicht_
laender_bezogene_embargos.pdf). Damit soll
verhindert werden, dass insbesondere Güter
dorthin gelangen, die als gefährlich erachte-
ten Zwecken dienen könnten, z.B. solche für
die Atomforschung, allerdings auch sogenannte
Dual-Use-Güter, die auch für solche Zwecke ver-
wendet werden können. Zudem sollen Finanzie-
rungsmöglichkeiten dieser Länder abgeschnit-
ten und beschränkt werden, indem deren Güter
(z.B. Rohöl) nicht mehr importiert werden dür-
fen. Ziel ist es, die Regierungen dieser Länder

durch Sanktionen dazu zu bewegen, im Sinne
der Sanktionierenden „einzulenken“.

In den Fokus der Warentransportversicherung
sind diese Sanktionen insbesondere mit den
Maßnahmen der USA und der EG gegen den
Iran geraten. Denn die Sanktionsklauseln un-
tersagten auch viele mittelbare Waren- oder
Finanzverkehre. Warentransportversicherungs-
verträge enthalten häufig Klauseln, wonach
z.B. Versicherungsschutz unbeachtlich der Ge-
fahrtragung durch den Versicherungsnehmer
zu gewähren ist, so dass der Deckungsschutz
iranischen Unternehmen zugutekommen kann.
Gleichsam konnten deshalb z.B. Entschädi-
gungszahlungen als finanzielle Zuwendungen
an iranische Unternehmen anzusehen und da-
mit verboten sein.

Da die jeweiligen Sanktionen straf- und zivil-
rechtliche Maßnahmen zulassen und vorsehen,
gegen jeden vorzugehen, der unmittelbar oder
mittelbar gegen sie verstößt, führten viele Ver-
sicherer sogenannte Sanktionsklauseln in die
Verträge ein, wonach im Fall eines unter die
Sanktionen fallenden Warentransportes entwe-
der der Deckungsschutz dafür gänzlich ausge-
schlossen sein oder jedenfalls die Pflicht zu Ent-
schädigungszahlungen abbedungen oder auf-
geschoben werden sollte.

Auch der GDV hat seinen Mitgliedsunternehmen
die Verwendung einer entsprechenden Klausel
empfohlen, die sich zum Beispiel in den DTV-Gü-
terversicherungsbedingungen 2000/2011 unter
der Überschrift „Interesse/Gegenstand der Ver-
sicherung“ wie folgt findet:

„1.2 Es besteht – unbeschadet der übrigen Ver-
tragsbestimmungen – Versicherungsschutz nur,
soweit und solange dem keine auf die Vertrags-
parteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Han-
dels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos der
Europäischen Union oder der Bundesrepublik
Deutschland entgegenstehen.

Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Fi-
nanzsanktionen bzw. Embargos, die durch die
Vereinigten Staaten von Amerika in Hinblick auf
den Iran erlassen werden, soweit dem nicht
europäische oder deutsche Rechtsvorschriften
entgegenstehen.“

Mit der Entscheidung des LG Hamburg hat nun-
mehr erstmals – soweit dem Autor bekannt –
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ein deutsches Gericht zur Wirksamkeit einer sol-
chen Klausel Stellung genommen.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Grundlage des Rechtsstreits bildete ein Trans-
port von 400 Sack iranischem Lakritzpulver von
Bandar Abbas/Iran nach Hamburg, bei dem es
zu einem Transportschaden gekommen war.
Die klagende Versicherungsnehmerin nahm ih-
ren beklagten Warentransportversicherer auf
Zahlung von 81.342 Euro wegen des Schadens
in Anspruch, der auch bereits im Januar 2014 die
Deckung des Schadens unter dem geschlosse-
nen Versicherungsvertrag bestätigte.

Allerdings wandte die Beklagte ein, dass die
Regulierung des Schadens von der Genehmi-
gung der zuständigen US-Behörden abhängig
sei, weil der Vorgang ein Land betreffe, wel-
ches unter die Wirtschafts- und Handelssank-
tionen der USA falle. Die Police enthalte eine
– im Tatbestand des Urteils des LG Hamburg
nicht näher benannte – Sanktionsklausel, und
demnach müsse das Gericht prüfen, ob nach
dem Versicherungsvertrag vor dem Hintergrund
der §§ 134, 138, 275 BGB überhaupt Deckungs-
schutz bestehe. Bejahendenfalls müsse der Ver-
sicherungsvertrag jedenfalls dahin nach § 313
BGB hilfsweise modifiziert werden, dass die Be-
klagte nur dann zur Auszahlung verpflichtet sei,
wenn sie dafür von den US-amerikanischen Be-
hörden die entsprechende Genehmigung, die
sie beantragt habe, erhalte. Denn andernfalls
verstoße sie als Tochterunternehmen eines US-
amerikanischen Versicherers gegen die besag-
ten Sanktionen und müsse mit empfindlichen
zivil- und strafrechtlichen Konsequenzen rech-
nen. Jedenfalls sei das Verfahren nach §  148
ZPO hilfsweise auszusetzen, bis die beantragte
Entscheidung vorliege.

Nach den Recherchen des Autors sollte es sich
bei der der Entscheidung des LG Hamburg zu-
grunde liegenden Sanktionsklausel um folgende
handeln (Die entsprechende Passage aus dem
konkreten Versicherungsvertrag wurde dem Au-
tor leider nicht zur Verfügung gestellt. Die zitier-
te Klausel entspricht indes derjenigen, die seit
November 2013 von der betroffenen Versiche-
rungsgesellschaft verwendet worden ist.):

„Der Versicherer bietet keinen Versicherungs-
schutz und wird keine Zahlung im Rahmen die-
ses Vertrages vornehmen, sofern dadurch Sank-

tions-Gesetze oder -Vorschriften verletzt wür-
den, die den Versicherer, seine Muttergesell-
schaft oder das oberste ihn beherrschende Un-
ternehmen einer Strafe unter den Sanktions-Ge-
setzen oder -Vorschriften aussetzen.“

Die Klägerin war der Auffassung, weder der
Transport noch die begehrte Entschädigungs-
leistung unterfalle den §§ 134, 138 BGB, noch
könne die Beklagte mittels vertraglicher Klau-
seln ihre Leistungspflicht weiter einschränken
als vom europäischen Gesetzgeber im Rahmen
dessen Sanktionsregelungen vorgesehen. Aus-
ländische Sanktionen stünden dem Anspruch
nicht entgegen, wie Konsequenzen, welche die
Beklagte fürchte, allein darin fußten, dass sie
als vormals deutscher Versicherer, mit dem der
Vertrag langjährig geschlossen war, in ein ame-
rikanisches Unternehmen eingegliedert worden
sei. Diese unternehmerischen Entscheidungen
der Beklagten seien allein deren Risikosphäre
zuzuordnen.

Das Landgericht hat die Klage zugesprochen.

Hierzu hat es darauf abgestellt, dass die Sank-
tionsklausel nur Sanktionen und Embargos der
EG, nicht indes der USA umfasse. Ausländi-
sche Verbotsnormen seien keine Verbotsgeset-
ze i.S.v. §  134 BGB, so dass die Anwendung
dieser Vorschrift bei einem ausländischen Ver-
botsgesetz nicht in Betracht komme, weil dieses
eben keine unmittelbare inländische Verbind-
lichkeit besitze.

Ein Verstoß gegen die guten Sitten nach § 138
BGB liege nicht vor. Lakritzpulver sei kein Dual-
Use-Good, und deshalb stehe das streitgegen-
ständliche Grundgeschäft im Einklang mit der
deutschen Rechtsordnung und verstoße nicht
gegen den ordre public.

Der Versicherungsnehmerin stehe zudem ein
Schadenersatzanspruch im Gegenwert der ver-
traglichen Entschädigungsleistung zu. Denn es
habe eine Pflicht der Beklagten bestanden, die
Versicherungsnehmerin auf die Eingliederung in
einen US-Konzern und die sich daraus ergeben-
den Konsequenzen für den Versicherungsver-
trag hinzuweisen.

Letztlich sei weder eine Aussetzung nach § 148
ZPO noch eine Anpassung des Versicherungs-
vertrages nach § 313 BGB hilfsweise veranlasst.
Denn US-amerikanische Embargonormen sei-
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en, weil sie auf den Gegenstand des Rechts-
streits nicht anwendbar seien, nicht vorgreiflich,
wie die Beklagte wegen ausschließlich in ihrer
Sphäre liegenden Veränderungen ihrer Gesell-
schaftsstruktur keine Anpassung des Versiche-
rungsvertrages verlangen könne.

C. Kontext der Entscheidung

Obwohl die Entscheidung des LG Hamburg ei-
ne Einzelfallentscheidung zu einer bestimm-
ten, von dem konkreten Versicherer verwen-
deten Sanktionsklausel ist, lassen sich aus ihr
zumindest einige Schlüsse im Hinblick auf die
wohl mehrheitlich verwendeten Sanktionsklau-
seln anderer Versicherer, die der Empfehlung
des GDV folgen, ziehen.

Wirksam dürfte eine entsprechende Klausel
in Versicherungsbedingungen wohl sein, wenn
sie auf unmittelbar anwendbare Gesetze bzw.
Rechtsnormen abstellt, also bei Anwendbarkeit
deutschen Rechts auf den Versicherungsver-
trag auf dieses bzw. das EG-Recht. Das LG Ham-
burg bestätigt mit der wohl gefestigten Recht-
sprechung und Literatur (Bruck/Möller/Abele,
VVG, Band 6/2, 9.  Aufl., DTV-VHV 2003/2011,
Ziffer 1.2, Rn. 93 f.; Heinisch, RdTW 2014, 309;
Wandt, VersR 2013, 257), dass nur unmittelba-
re Verbote zu berücksichtigen sind, worauf auch
die Klauselempfehlung des GDV abstellt.

Ausländische Verbotsnormen bzw. die ihnen zu-
grunde liegenden Wertungen sind indes nach
§ 134 BGB nicht zu berücksichtigen, wie es für
die Frage der Sittenwidrigkeit im Rahmen des
§ 138 BGB vornehmlich auf nationale Werte/Be-
wertungen des Gesetzgebers bzw. solche der
EG ankommt (Palandt/Ellenberger, BGB, § 134
Rn.  2  f., §  138 Rn.  3; vgl. aber BGH, Urt.  v.
22.06.1972 - II ZR 113/70 - BGHZ 59, 82, zu
einem Versicherungsverbot bei einem Verstoß
gegen nigerianisches Recht). Mit dem LG Ham-
burg wird es für die Frage der Sittenwidrigkeit
deshalb nicht auf ggf. weitergehende ausländi-
sche Verbotsnormen/Wertungen für Deckungs-
ansprüche des Versicherungsnehmers ankom-
men können.

Daraus folgt, dass es Sache jedes einzelnen Ver-
sicherers sein wird, für sich zu prüfen, inwie-
weit er selbst oder über seine Konzernverbin-
dungen für ihn verbindlichen Vorgaben unter-
liegt, die über die in Deutschland gültigen Ge-
setze und Wertungen hinausgehen, und daraus

die versicherungsrechtlichen Konsequenzen zu
ziehen. Da eine Beschränkung von Hauptleis-
tungspflichten – nichts anderes ist eine Klausel,
die über geltende Gesetze hinaus die Deckungs-
pflichten einschränken soll – mittels allgemei-
ner Geschäftsbedingungen zwar grundsätzlich,
indes allenfalls beschränkt möglich ist (BGH,
Urt.  v. 24.03.1999 - IV ZR 90/98 - NJW 1999,
2279; BGH, Urt. v. 09.05.2001 - IV ZR 121/00 -
NJW 2001, 2014; BGH, Urt. v. 26.09.2007 - IV ZR
252/06 - NJW-RR 2008, 189; konkret zum Trans-
portrecht z.B. BGH, Urt.  v. 16.11.1992 - II ZR
184/91 - VersR 1993, 312, DTV-Maschinenklau-
sel), kann eine wirksame Einschränkung wohl
rechtssicher nur im Rahmen individueller Ein-
zelvereinbarungen geschehen. Ob und inwie-
weit dies gewünscht oder umsetzbar ist, dürfte
eine betriebswirtschaftliche Entscheidung be-
troffener Versicherer sein. In AVB muss zuguns-
ten des Versicherers zwar berücksichtigt wer-
den, dass dieser insbesondere, was die positi-
ve und negative Beschreibung des Umfangs des
Versicherungsschutzes anbelangt, nicht ohne
die Verwendung hochabstrakter Begriffe aus-
kommt (LG München I, Urt. v. 30.03.2000 - 12
O 19386/99 - NVersZ 2001, 459; ebenso OLG
Köln, NVersZ 2000, 73). Nichtsdestotrotz bleibt
das Risiko der Unwirksamkeit nach den §§ 307 ff.
BGB.

Damit bietet die Entscheidung des LG Hamburg
jedoch Anhaltspunkte dafür, dass jedenfalls der
erste Teil der GDV-Klausel als wirksam angese-
hen wird und auch einer AGB-rechtlichen Prü-
fung standhält.

Im Hinblick auf die Wirksamkeit des zweiten
Teils des GDV-Klauselvorschlages bestehen in-
des Zweifel: Es erscheint bedenklich, insbe-
sondere mittels AGB Embargos oder Sanktio-
nen Dritter in einem Deckungs- oder Entschä-
digungszahlungsausschluss zu berücksichtigen,
solange diese über nationales Recht hinausge-
hen, wenn und soweit dies nicht individuell und
gerade nicht mittels AGB vereinbart wird. Inso-
weit unterscheidet sich die GDV-Klausel zwar
deutlich von der – vermutlich – judizierten, be-
inhaltet aber auch sie das Problem der Aushöh-
lung von Hauptleistungspflichten mittels Allge-
meiner Vertragsbedingungen.

Die Überlegungen des LG Hamburg zu einer
Schadenersatzpflicht sind hingegen nicht ziel-
führend. Das Gericht hat insoweit wohl über-
sehen, dass eine Schadenersatzpflicht als Sub-
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stitut einer zu verweigernden Entschädigungs-
leistung denselben Sanktionen wie die Primär-
leistung selbst unterliegen wird. Mithin hätte es
zu prüfen gehabt, ob die Schadenersatzleistung
als solche gegen nationale Verbotsnormen oder
Wertungen verstößt, bevor es auf dieser Grund-
lage die Beklagte zur Zahlung verurteilen durf-
te. Natürlich wäre das LG Hamburg, hätte es
dies bedacht, auf der Grundlage der veröffent-
lichten Urteilsgründe zur Verurteilung der Be-
klagten trotzdem gekommen.

D. Auswirkungen für die Praxis

Nach der Entscheidung des LG Hamburg be-
steht Veranlassung zur Annahme, dass ein klau-
selmäßiger Ausschluss der Deckung und/oder
Entschädigungspflicht im Rahmen einer Waren-
transportversicherung aufgrund einer – in etwa
– der GDV-Empfehlung entsprechenden Sankti-
onsklausel als wirksam erachtet werden wird.

Ob ein Ausschluss dagegen wegen ausländi-
scher Sanktionen eingewandt werden kann,
wird stark davon abhängen, ob die Güter,
die dem Versicherungsschutz unterfallen sol-
len, keine harmlosen Konsumgüter oder Nah-
rungsmittel sind. Je eher Güter mithin zu miss-
billigenswerten Zwecken im Sinne der natio-
nalen Gesetze und Wertungen verwendet wer-
den können, umso eher wird ein Verstoß gegen
§ 138 BGB zu bejahen sein. Insoweit bietet die
Einzelfallentscheidung des LG Hamburg, die auf
die Eingruppierung wenigstens als Dual-Use-
Güter nicht weiter abstellen musste, da dies bei
Lakritzpulver eindeutig zu sein scheint, keinen
verallgemeinerungsfähigen Maßstab, und müs-
sen weitere Entscheidungen abgewartet wer-
den.

4

Kein Kündigungsrecht eines
Luftbeförderungsvertrages gemäß
§ 649 BGB aufgrund eingetretener
Unmöglichkeit der Leistung durch
Nichterscheinen eines Passagiers

Leitsätze:

1. Die Bestellerkündigung nach § 649 BGB ist
bei einem Flugbeförderungsvertrag nur bis
zur vereinbarten Annahmeschlusszeit mög-
lich. Das Nichterscheinen am Flugsteig zu

diesem Zeitpunkt hat Annahmeverzug und
Unmöglichkeit zur Folge.

2. Begehrt der Fluggast infolge der Unmög-
lichkeit die Herausgabe ersparter Aufwen-
dungen oder der Erwerbsvorteile, ist die
Fluggesellschaft nicht verpflichtet, ihre be-
trieblichen Abläufe am Flugtag, Geschäfts-
beziehungen zu Dritten, ihre Kalkulation und
ihre allgemeine Geschäftspolitik zu freiblei-
benden Sitzplätzen darzulegen.

Anmerkung zu AG Frankfurt, Urteil vom
 01.12.2014, 32 C 3022/14 - 27
von Holger Bürskens, RA und FA für Transport-
und Speditionsrecht, Arnecke Siebold Rechtsan-
wälte Partnerschaftsgesellschaft / Oliver Nissen,
RA

A. Problemstellung

Das besprochene Urteil beinhaltet eine immer
wieder aktuelle Problematik des internationalen
Luftverkehrs: das Nichterscheinen eines Passa-
giers.

Das AG Frankfurt setzt sich dabei zum einen mit
der rechtlichen Einordnung des Nichterschei-
nens eines Passagiers zum Boarding auseinan-
der; zum anderen geht es um die Voraussetzun-
gen der Darlegungs- und Beweislast für erspar-
te Aufwendungen und Erwerbsvorteile im Falle
eines nicht angetretenen Fluges.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Die Klägerin buchte bei der Beklagten ein Flug-
ticket von München nach Hannover. Der Flug
wurde von dem flugberechtigten Mitarbeiter der
Klägerin jedoch nicht angetreten. Die Beklag-
te erstattete der Klägerin die gezahlten Steuern
und Gebühren auf den Flugpreis, jedoch abzüg-
lich eines Kerosinzuschlages.

Mit der Klage verfolgt die Klägerin die Heraus-
gabe ersparter Aufwendungen an Kerosin und
Ticketgebühr sowie Weiterverwendungsvortei-
le, die aus der ersparten Beförderung entstan-
den seien. Sie verlangt die Zahlung des nicht er-
statteten Teils des gezahlten Gesamtpreises.

Die Beklagte wendet dagegen ein, dass der
streitgegenständliche Flug durchgeführt wor-
den sei und der Sitzplatz nicht habe weiter-
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verkauft werden können. Über die angerechne-
ten Aufwendungen hinaus habe sie durch den
freibleibenden Sitzplatz nichts erspart.

Das AG Frankfurt hat die Klage als unbegründet
abgewiesen. Ein Anspruch der Klägerin aus Be-
reicherungsrecht auf Herausgabe ersparter Auf-
wendungen oder anderweitig erlangter Vorteile
in Verbindung mit der Bestellerkündigung nach
§ 649 Satz 1 BGB sei nicht gegeben.

Grund hierfür sei die nicht rechtzeitig erfolgte
Kündigung des vereinbarten Beförderungsver-
trages durch die Klägerin. Eine Kündigung sei
auch nicht in dem nicht rechtzeitigen Erschei-
nen des Mitarbeiters der Klägerin bis zum En-
de des Boarding zu sehen. Ein solches Nichter-
scheinen könne zahlreiche unterschiedliche Ur-
sachen haben, so dass aus dem bloßen Nicht-
erscheinen kein Erklärungswert zu entnehmen
sei, welcher die Annahme einer Kündigung
durch schlüssiges Verhalten rechtfertigen wür-
de.

Somit trete mit dem Verstreichen der Boarding-
Zeit hinsichtlich der vereinbarten Beförderungs-
leistung Unmöglichkeit ein. Folge sei somit der
Annahmeverzug des Gläubigers und der Wegfall
der Pflicht der Beklagten zur Beförderung.

Da die Unmöglichkeit während des Annahme-
verzugs eintritt, sei in entsprechender Anwen-
dung des § 326 Abs. 2 BGB und des § 323 Abs. 6
BGB ein Kündigungsrecht ausgeschlossen, und
die Beklagte behielte ihren Anspruch auf die Ge-
genleistung. Das nachträgliche Erstattungsver-
langen stelle eine verspätete Kündigung dar.

Zudem habe die Klägerin auch keinen Anspruch
aus § 812 Abs. 1 Satz 2 Var. 2 BGB i.V.m. § 326
Abs. 2 Satz 2 BGB auf über den erstatteten Be-
trag hinausgehende herauszugebende Vorteile.
Der ihr obliegenden Darlegungs- und Beweislast
ist die Klägerin nicht ausreichend nachgekom-
men. Die Beweiserleichterung des §  649 Satz
3 BGB greife vorliegend eben nicht ein, da die
Kündigung nicht rechtzeitig erfolgte.

Die Beklagte habe substantiiert zu den in ihrer
Sphäre liegenden Abläufen und Gegebenheiten
Stellung genommen. Dabei sei es ausreichend,
dass die Beklagte darlege, dass der Sitzplatz
nicht weiterverkauft werden konnte, die Kosten
für Kerosin und Ticketgebühr entstanden sind
und durch den freigebliebenen Sitzplatz kei-

ne Kostenersparnis durch weniger verbrauchtes
Kerosin eingetreten ist. Darüber hinaus seien
keine Erläuterungen der Beklagten notwendig,
wie etwa die Vorlage konkreter Kalkulationen
oder die Offenlegung der Geschäftspolitik bei
freibleibenden Sitzplätzen. Denn Angaben zum
Kern der wirtschaftlichen Tätigkeit seien der Be-
klagten nicht zuzumuten, da deren Geheimhal-
tungsinteresse insofern das Auskunftsinteresse
der Klägerin überwiege. Dies gelte insbesonde-
re, da die Klägerin sich durch eine rechtzeiti-
ge Kündigung auf die Vermutungsregelung des
§ 649 Abs. 3 BGB hätte berufen können.

C. Kontext der Entscheidung

Die Entscheidung ist zu begrüßen. Sie steht dem
Trend verbraucherschutzfreundlicher Recht-
sprechung der deutschen Amtsgerichte entge-
gen. Das Amtsgericht leitet in dogmatisch nach-
vollziehbarer Weise den Ausschluss der Kün-
digungsmöglichkeit der Klägerin nach Nichter-
scheinen des Mitarbeiters zum Boarding durch
die Beklagte her.

Das Gericht setzt hinsichtlich der sekundären
Darlegungs- und Beweislast für das Luftver-
kehrsunternehmen keine unangemessen hohen
Hürden, wie aus zahlreichen anderen erstin-
stanzlichen Urteilen bekannt, sondern bewertet
in ausgewogener Art und Weise die widerstrei-
tenden Interessen der Parteien.

D. Auswirkungen für die Praxis

Das Urteil unterstreicht, dass sich ein Luft-
verkehrsunternehmen gegen eventuelle Erstat-
tungsansprüche eines verspäteten Passagiers
aussichtsreich zur Wehr setzen kann, solange
es nachweist, dass es den freigebliebenen Sitz-
platz nicht mehr hat anderweitig verkaufen kön-
nen.

Die pauschale Behauptung eines Passagiers,
dass dem Luftfahrtunternehmen durch den frei-
gebliebenen Sitzplatz geringere Kerosinkosten
entstanden seien, ist unzureichend. Vielmehr
muss der Passagier konkret belegen, welche
Kosten das Luftfahrtunternehmen durch den
freigebliebenen Sitzplatz tatsächlich eingespart
hat.

Demgegenüber genügt es, wenn das Luft-
verkehrsunternehmen schlüssig darlegt, dass
durch den freigebliebenen Sitzplatz keine nen-
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nenswerte Ersparnis aufgrund des jeweiligen
Flugzeugtyps, dessen Kerosinverbrauchs, der
Streckenlänge und des Kerosinpreises entstan-
den ist.

5

Kein Anspruch auf Ausgleichsleistungen
bei Verpassen des Anschlussfluges
aufgrund geringer Verspätung des
Zubringerfluges mit anderer Airline

Orientierungssatz zur Anmerkung:

Passagieren, die ihren Anschlussflug auf-
grund der Verspätung des vorangegange-
nen Fluges nicht erreichen, steht eine Ent-
schädigung gemäß Art.  7 Abs.  1 VO (EG)
Nr.  261/2004 nicht zu, wenn die Beförde-
rung durch zwei unterschiedliche Flugge-
sellschaften ausgeführt wurde.

Anmerkung zu AG Rüsselsheim, Urteil vom
 30.07.2014, 3 C 2425/14 (36)
von Ulrich Steppler, RA, Arnecke Siebold
Rechtsanwälte Partnerschaftsgesellschaft / Kami-
la Stroka, RA'in

A. Problemstellung

Nach ständiger Rechtsprechung des BGH
(Urt.  v. 07.05.2013 - X ZR 127/11 - VersR
2013, 1550) steht Passagieren ein Ausgleichs-
anspruch nach Art.  7 Abs.  1 der VO (EG)
Nr.  261/2004 dann zu, wenn sie aufgrund ei-
ner Verspätung ihr jeweiliges Endziel mit einer
Verspätung von mehr als drei Stunden errei-
chen. Dies gilt nach Ansicht des BGH auch dann,
wenn infolge einer auch geringen Verspätung
ein an sich nicht verspäteter Anschlussflug ver-
passt wird. Im Einklang mit dieser Rechtspre-
chung sind Fluggesellschaften in der Regel auch
dann verpflichtet, Ausgleichszahlungen an Pas-
sagiere zu zahlen, wenn der Zubringerflug ei-
ne nur minimale Verspätung erleidet, dadurch
aber der Anschlussflug nicht erreicht wird und
die Verspätung am individuellen Endziel somit
mehr als drei Stunden beträgt. Betroffen sind
somit insbesondre Fluggesellschaften, die Um-
steigeverbindungen anbieten. Sie tragen ein er-
höhtes Risiko, da auch eine an sich nicht aus-
gleichspflichtige Verspätung die Pflicht zur Zah-

lung von Ausgleichsleistungen nach der Flug-
gastrechteverordnung begründen kann.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Die Fluggäste begehrten Ausgleichszahlungen
in Höhe von 600 Euro pro Person sowie den Er-
satz von außergerichtlichen Rechtsverfolgungs-
kosten wegen einer Flugverspätung. Sie hat-
ten bei einem Reiseveranstalter einen Flug von
Holguin über Montego Bay und Frankfurt nach
Leipzig gebucht. Die Beklagte sollte dabei nur
die Flugstrecken von Holguin über Montego Bay
nach Frankfurt durchführen. Der Flug von Frank-
furt nach Leipzig sollte durch eine andere Luft-
verkehrsgesellschaft ausgeführt werden.

Der von der Beklagten durchgeführte Flug von
Montego Bay nach Frankfurt landete mit einer
Verspätung von 1 Stunde 44 Minuten in Frank-
furt. Infolgedessen verpassten die Kläger ihren
Anschlussflug nach Leipzig und erreichten ihr
Endziel schließlich mit einer Verspätung von 6
Stunden 13 Minuten.

Die Fluggäste beantragten, die Beklagte zur
Zahlung von Ausgleichszahlungen in Höhe von
600 Euro pro Person sowie den Ersatz der außer-
gerichtlichen Rechtsverfolgungskosten zu ver-
urteilen. Sie waren der Auffassung, dass ledig-
lich die Verspätung am Endziel, hier also in
Leipzig, ausschlaggebend für die Entstehung
von Ausgleichsansprüchen sei. Im Übrigen wür-
de der Anspruch bei Verpassen des Anschluss-
fluges entstehen, soweit ein einheitlicher Bu-
chungsvorgang vorläge.

Das AG Rüsselsheim erachtete die zulässige
Klage als unbegründet und wies diese vollum-
fänglich ab.

Das Gericht verneinte zunächst das Vorlie-
gen eines Ausgleichsanspruchs unter dem Ge-
sichtspunkt der Nichtbeförderung gemäß Art. 4
Abs. 3, Art. 7 der Verordnung. Da die Beklagte
unstreitig nicht das ausführende Luftfahrtunter-
nehmen auf dem verpassten Flug war und der
eigenen Beförderungspflicht ausreichend nach-
gekommen sei, scheide ein solcher Anspruch
aus.

Entscheidender ist in diesem Zusammenhang
aber, dass das Gericht auch unter dem Ge-
sichtspunkt einer Verspätung gemäß Art.  7
Abs. 1 lit.  c der Verordnung den Anspruch als
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unbegründet ansah. Nach ständiger Rechtspre-
chung des EuGH sowie des BGH sei ein ver-
späteter Flug nur dann mit einem annullierten
gleichzusetzen, wenn die Verspätung mindes-
tens drei Stunden betrage. Diese Vorausset-
zung sei hier nicht erfüllt. Nach Auffassung des
Gerichts stehe diese Entscheidung auch nicht
im Widerspruch zu der Annahme des EuGH und
des BGH, die Verspätung am Endziel sei ent-
scheidend. Denn „Endziel“ i.S.v. Art.  2 lit.  h
der Verordnung könne ausschließlich das Seg-
ment des letzten durch die Beklagte ausgeführ-
ten Fluges sein.

C. Kontext der Entscheidung

Der EuGH hat mit seinem Urteil vom 26.02.2013
(C-11/11 - NJW 2013, 1291) eine grundlegen-
de Entscheidung getroffen und eine Pflicht zur
Zahlung von Ausgleichsleistungen auch für den
Fall bejaht, in dem eine geringe Verspätung die
Ursache für das Verpassen des Anschlussflu-
ges war und dadurch die Verspätung am End-
ziel mehr als drei Stunden betrug. Nach Ansicht
des AG Rüsselheim ist diese Entscheidung al-
lerdings nicht auf den vorliegenden Sachverhalt
anwendbar, da im Fall des EuGH sämtliche Flü-
ge von demselben beklagten Luftfahrtunterneh-
men durchgeführt worden seien.

D. Auswirkungen für die Praxis

Im Ergebnis ist die Entscheidung zu begrüßen,
und es bleibt zu hoffen, dass sich diese An-
sicht durchsetzen kann. Das LG Frankfurt hat-
te im Jahr 2013 einen vergleichbaren Fall zu-
gunsten der Passagiere entschieden und dabei
festgestellt, dass unerheblich sei, ob der Zubrin-
ger- und der Anschlussflug von einer Fluggesell-
schaft oder mehreren Fluggesellschaften durch-
geführt worden waren. Wie das AG Rüsselsheim
zutreffend feststellt, würde dies zu einer Un-
gleichbehandlung der Reisenden führen. Denn
dadurch würden Fluggäste, die ihr Reiseziel erst
durch den verspätet angetretenen Anschluss-
flug mit einer Verspätung von mehr als drei St-
unden erreichen, gegenüber solchen Fluggäs-
ten bevorzugt behandelt, die ihre Reise mit an-
deren Transportmitteln fortsetzen und keinen
Anspruch auf eine Ausgleichsleistung hätten.

6

Zollschuldentstehung durch Entziehen
von Waren aus dem Versandverfahren

Leitsätze:

1. Werden in das Zollgebiet der Union ver-
brachte und gestellte (und damit in vorüber-
gehender Verwahrung befindliche) Dritt-
landswaren zum externen gemeinschaftli-
chen Versandverfahren angemeldet, sind sie
mit der Annahme dieser Anmeldung und ih-
rer Überlassung in dieses Verfahren überge-
führt.

2. Werden diese Waren entgegen der An-
meldung zum Versandverfahren nicht wie
vorgesehen zu ihrem Bestimmungsort trans-
portiert, sondern verbleiben sie im Verwah-
rungslager, werden sie damit der zollamtli-
chen Überwachung entzogen, mit der Folge,
dass der Hauptverpflichtete des Versand-
verfahrens Schuldner der durch die Entzie-
hung entstandenen Einfuhrabgaben ist.

3. Ficht der Hauptverpflichtete den Einfuhr-
abgabenbescheid nicht an, sondern bean-
tragt er später die Erstattung der entrich-
teten Abgaben, kann er den Erstattungsan-
spruch nicht auf das Vorhandensein weiterer
Abgabenschuldner stützen.

4. Der Erlass bzw. die Erstattung der Ein-
fuhrabgaben aus Billigkeitsgründen lässt
sich nicht darauf stützen, dass die Abga-
ben in Unkenntnis ihres vorangegangen Ent-
stehens wegen Entziehens aus zollamtlicher
Überwachung anlässlich ihrer späteren An-
meldung zur Überführung in den freien Ver-
kehr erhoben und vom Anmelder entrichtet
worden sind.

Orientierungssatz zur Anmerkung:

Der erste Leitsatz des EuGH-Urteils vom
12.06.2014 (C-75/13) ist in Anbetracht der
hierzu gegebenen Urteilsbegründung in der
Weise zu präzisieren, dass von der Ent-
ziehung einer vormals in vorübergehender
Verwahrung befindlichen Ware aus zollamt-
licher Überwachung auszugehen ist, wenn
diese zwar zu einem externen gemeinschaft-
lichen Versandverfahren angemeldet und
überlassen worden ist, jedoch nicht das Ver-



jurisPR-TranspR 3/2015

wahrungslager verlassen hat und nicht der
Bestimmungszollstelle gestellt worden ist,
obwohl dieser die Versandpapiere vorgelegt
worden sind.

Anmerkung zu BFH, Urteil vom  26.11.2014,
VII R 3/12
von Dr. Talke Ovie, RA'in, Harnischmacher Lö-
er Wensing Rechtsanwälte Partnerschaftsgesell-
schaft mbB, Münster / Dr. Nils Harnischmacher,
RA, Harnischmacher Löer Wensing Rechtsanwälte
Partnerschaftsgesellschaft mbB, Münster

A. Problemstellung

Wird gegen die zollrechtlichen Vorgaben ei-
nes Zollverfahrens verstoßen, kann dies ver-
schiedene negative Folgen für den „Lo-
gistiker“ (nachfolgend zusammenfassend für
Frachtführer, Spediteure, Zolldeklaranten und
Dienstleister von logistischen Vorgängen zu
verstehen) haben. Zu diesen Folgen gehört klas-
sischerweise die Erhebung von Einfuhrabgaben,
also Zoll und Einfuhrumsatzsteuer.

Zu den aktuellen Fragestellungen gehört nach
wie vor die Erhebung von Einfuhrabgaben, ob-
wohl „lediglich“ Formalien bei der Durchfüh-
rung des Zollverfahrens nicht eingehalten wur-
den, jedoch ohne dass die Ware in den Wirt-
schaftskreislauf der EU gelangt ist. Einfuhrab-
gaben entstehen nämlich nicht nur dann, wenn
Waren (regulär) in den zollrechtlich freien Ver-
kehr überführt werden. Einfuhrabgaben entste-
hen auch, wenn Waren der zollamtlichen Über-
wachung entzogen werden (Art. 203 Zollkodex -
ZK) oder eine sonstige Pflichtverletzung im Zu-
sammenhang mit der Durchführung eines Zoll-
verfahrens begangen wird (Art. 204 ZK).

Als Einfuhrabgabenschuldner kommen mehre-
re Personen in Betracht. Zu den Einfuhrabga-
benschuldnern gehören vor allem auch „Logis-
tiker“, ohne dass es dabei auf ein Verschul-
den ankommt. Dies ist zum Beispiel dann der
Fall, wenn sie als Inhaber von Versandverfah-
ren (Hauptverpflichtete) auftreten und das Ver-
sandverfahren nicht ordnungsgemäß durchge-
führt wird, weil die Ware auf dem Transport ge-
stohlen wird.

Wie streng das Merkmal „Entziehen aus zollamt-
licher Überwachung“ nach wie vor auslegt wird
und wie hoch damit die Gefahr einer Haftung

für Einfuhrabgaben ist, zeigt das hier bespro-
chene Urteil des BFH, welches das Urteil des
EuGH vom 12.06.2014 in dem Vorlageverfah-
ren C-75/13 umsetzt, das vom BFH angestrengt
worden war.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Gegenstand dieses Verfahrens war eine aus
zwölf Fahrradträgern bestehende Warensen-
dung, die am 15.01.2010 in das Zollgebiet der
EU (hier Deutschland) verbracht wurde. Eine
Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr,
d.h. eine Verzollung, erfolgte nicht. Vielmehr
wurden die Fahrradträger unter Einhaltung al-
ler zollrechtlichen Formalien zur vorübergehen-
den Verwahrung in ein Verwahrungslager ver-
bracht, wo die Fahrradträger bis zum Weiter-
transport an den Empfänger am 18.01.2010
zollbefreit lagern sollten. Am 17.01.2010 wur-
den die Fahrradträger von einer Zollagentur
zum externen gemeinschaftlichen Versandver-
fahren (dem sog. T1-Versandverfahren) ange-
meldet. Noch an demselben Tag erfolgte die
Überlassung der Fahrradträger durch die Zoll-
stelle. Vereinbarungsgemäß holte der Beförde-
rer am 18.01.2010 mehrere Sendungen vom
Verwahrungslager ab und lieferte diese an den
Empfänger aus. Bei Ankunft der Sendungen
stellte der (zugelassene) Empfänger fest, dass
zwar Versandpapiere für die Fahrradträger vor-
lagen, die Fahrradträger jedoch nicht in der Sen-
dung enthalten waren. Darüber, dass er die
Fahrradträger nicht erhalten habe, informier-
te er die Bestimmungszollstelle. Im Zuge des
Such- und Mahnverfahrens erkundigte sich so-
dann das Hauptzollamt bei der Zollagentur als
Inhaberin des T1-Verandverfahrens und damit
Hauptverpflichtete nach dem Verbleib der Fahr-
radträger. Die Zollagentur antwortete, die Fahr-
radträger hätten am 17.01.2010 nicht verla-
den werden können. Der Inhaber des Verwah-
rungslagers sei nicht in der Lage gewesen, die
im Lager befindlichen Sendungen so zu lagern,
dass sie vollständig hätten aufgefunden und
dem Beförderer hätten übergeben werden kön-
nen. Die Fahrradträger seien daher nicht dem
Beförderer übergeben worden, sondern seien
im Verwahrungslager verblieben. Die Fahrrad-
träger seien jedoch unter Eröffnung eines neu-
en T1-Versandverfahrens am 01.02.2010 an
den (zugelassenen) Empfänger versandt wor-
den. Der Empfänger habe die Fahrradträger bei
der Bestimmungsstelle in den freien Verkehr
überführt und bereits 2.000 Euro Einfuhrabga-
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ben (Zoll / Einfuhrumsatzsteuer) entrichtet. Mit
der Begründung, die Zollagentur habe die Wa-
ren der zollamtlichen Überwachung entzogen,
erhob das Hauptzollamt von der Zollagentur
(ebenfalls) Einfuhrabgaben in Höhe von 2.000
Euro.

Die Zollagentur beantragte die Erstattung der
Einfuhrabgaben. Als Begründung dafür trug die
Zollagentur insbesondere vor, dass das T1-Ver-
sandverfahren erst mit der tatsächlichen Ab-
holung der Fahrradträger begonnen habe und
ein Entziehen aus dem Versandverfahren daher
nicht gegeben sei. Für das Entziehen der Fahr-
radträger aus der zollamtlichen Überwachung
habe allein der Inhaber des Verwahrungslagers
einzustehen. Das Hauptzollamt lehnte die Er-
stattung ab.

Das FG Kassel entschied, dass diese Ableh-
nung zu Recht erfolgt sei. Die Zollagentur bzw.
Klägerin legte gegen das Urteil Revision beim
BFH ein. Der BFH entschied mit Beschluss vom
11.12.2012 zunächst, das Verfahren auszuset-
zen und dem EuGH Auslegungsfragen zur Be-
antwortung vorzulegen.

Die vom BFH vorgelegten Fragen hat der EuGH
mit Urteil vom 12.06.2014 (C-75/13) beantwor-
tet. Nach seiner Ansicht werden Nichtgemein-
schaftswaren, die zum T1-Versandverfahren an-
gemeldet werden, in dem Zeitpunkt in das T1-
Versandverfahren überführt, in dem sie zu dem
Versandverfahren überlassen werden. Weil al-
so die Fahrradträger am 17.10.2010 überlassen
wurden, befanden sie sich seitdem und damit
im Zeitpunkt der Mitnahme der Versandpapiere
durch den Beförderer im T1-Versandverfahren
(und nicht mehr in der vorübergehenden Ver-
wahrung). Eine Ware, die nicht den Lagerplatz
verlässt, werde der zollamtlichen Überwachung
(des T1-Versandverfahrens) entzogen. Der Ver-
sandschein sei von wesentlicher Bedeutung für
das ordnungsgemäße Funktionieren des T1-Ver-
sandverfahrens. Eine auch nur vorübergehende
Entfernung der Ware von dem Versandschein
sei geeignet, die mit dem Versandverfahren
verfolgten Ziele, nämlich die zollamtliche Über-
wachung des Warentransports, zu beeinträchti-
gen (Antwort auf die erste Vorlagefrage).

Zollschuldner sei gem. Art. 203 ZK der Haupt-
verpflichtete. Nach gängiger Rechtsprechung
des EuGH habe der Hauptverpflichtete, also der
Inhaber des T1-Versandverfahrens, die Pflichten

einzuhalten, die sich aus der Inanspruchnah-
me des T1-Versandverfahrens ergeben. Werden
diese Pflichten nicht eingehalten, ist er Zoll-
schuldner gemäß Art.  203 Abs.  3 Gedanken-
strich 4 ZK. Da vorliegend die Fahrradträger in
das T1-Versandverfahren überführt worden sei-
en, sei die Klägerin (= Zollagentur) als Haupt-
verpflichteter, d.h. Inhaber des T1-Versandver-
fangrens Zollschuldner gemäß Art. 203 Abs. 3
Gedankenstrich 4 ZK (Antwort auf die zweite
Vorlagefrage).

Nach der Entscheidung des EuGH hat der BFH
das Revisionsverfahren wieder aufgenommen
und die Revision für unbegründet erklärt so-
wie die Klage abgewiesen. Zunächst hat der
BFH entschieden, dass eine Erstattung nach
Art.  236 Abs.  1 Unterabs. 1 ZK ausscheidet,
da die Einfuhrabgaben gemäß Art. 203 Abs. 1
ZK durch Entziehen der Waren aus der zollamt-
lichen Überwachung entstanden sind. Der Be-
griff der Entziehung aus zollamtlicher Überwa-
chung i.S.d. Art. 203 Abs. 1 ZK sei nach stän-
diger Rechtsprechung des EuGH so zu verste-
hen, dass er jede Handlung oder Unterlassung
umfasst, die dazu führt, dass die zuständige
Zollbehörde, sei es auch nur zeitweise, am Zu-
gang zu einer unter zollamtlicher Überwachung
stehenden Ware und der Durchführung der in
Art. 37 Abs. 1 ZK vorgesehenen Prüfungen ge-
hindert wird. Dafür reiche es, wenn die Ware
etwaigen zollamtlichen Überprüfungen objektiv
entzogen wurde, unabhängig davon, ob diese
von der zuständigen Behörde tatsächlich vorge-
nommen worden wären. Vorliegend seien diese
Voraussetzungen entsprechend der Entschei-
dung des EuGH vom 12.06.2014 erfüllt. Von
der Entziehung einer vormals in vorübergehen-
der Verwahrung befindlichen Ware aus zollamt-
licher Überwachung sei auszugehen, wenn die-
se zwar zu einem externen gemeinschaftlichen
Versandverfahren angemeldet und überlassen
worden ist, jedoch nicht das Verwahrungslager
verlassen hat und nicht der Bestimmungszoll-
stelle gestellt worden ist, obwohl dieser die Ver-
sandpapiere vorgelegt worden sind.

Auch sei die Klägerin (= Zollagentur) entspre-
chend den Ausführungen des EuGH Schuldnerin
der Einfuhrabgaben gemäß Art. 203 Abs. 3 Ge-
dankenstrich 4 ZK geworden. Unerheblich sei,
ob möglicherweise weitere Zollschuldner (z.B.
der Fahrer des mit dem Transport der Fahr-
radträger beauftragten Unternehmens) in Be-
tracht kommen. Gäbe es einen weiteren Abga-
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benschuldner, wäre die Klägerin mit diesem ge-
samtschuldnerisch zur Erfüllung der Schuld ver-
pflichtet (Art.  213 ZK) und wäre somit gleich-
wohl Schuldnerin der entstandenen Einfuhrab-
gaben, hätte also diese i.S.d. Art. 236 Abs. 1 Un-
terabs. 1 ZK gesetzlich geschuldet.

Auch seien die Einfuhrabgaben nicht gemäß
Art.  239 Abs.  1 ZK zu erstatten. Einfuhrab-
gaben, die in Unkenntnis ihres vorangegange-
nen Entstehens wegen Entziehung aus zollamt-
licher Überwachung erst anlässlich ihrer Über-
führung in den freien Verkehr erhoben und ent-
richtet worden sind, sind dem zu Unrecht gemäß
Art.  201 Abs.  3 ZK in Anspruch genommenen
Zollschuldner (in dem zu entscheidenden Sach-
verhalt also der Empfänger) zu erstatten, kön-
nen nicht jedoch dem nach Art. 203 Abs. 3 ZK in
Anspruch zu nehmenden Zollschuldner (in dem
zu entscheidenden Sachverhalt also der Kläge-
rin) aus Billigkeitsgründen erlassen bzw. erstat-
tet werden.

C. Kontext der Entscheidung

Mit seinem Urteil hält der BFH an der bisherigen
Definition des Begriffes der „Entziehung aus
zollamtlicher Überwachung“ durch den EuGH
fest. Ob der BFH jedoch vorliegend den Begriff
der „Entziehung“ zutreffend subsumiert hat, er-
scheint fraglich. Die Entscheidung des BFH be-
deutet nämlich, dass eine Entziehung aus zoll-
amtlicher Überwachung gegeben ist, obwohl
nur der Anschein einer Beförderung erweckt
wird, die Ware sich aber tatsächlich noch im La-
ger befindet (und damit überhaupt keine Ge-
fahr bestanden hat, dass die im Verwahrungs-
lager verbliebenen Fahrradträger unverzollt in
den Wirtschaftskreislauf gelangt sein könnten).

D. Auswirkungen für die Praxis

Der BFH hat durch sein Urteil zum wiederholten
Male ausdrücklich entschieden, dass der Haupt-
verpflichtete als Inhaber des Versandverfahrens
dafür Sorge zu tragen hat, dass das Versandver-
fahren ordnungsgemäß abgewickelt wird, ohne
dass es dabei auf ein Verschulden ankommt.
Der Hauptverpflichtete wird damit nach wie vor
als Garant für die Einhaltung zollrechtlichen Vor-
gaben im Versandverfahren angesehen, ohne
dass er, insbesondere wenn er als Zolldeklarant
tätig ist, mit dem Transportvorgang in Berüh-
rung kommt. Dieses Ergebnis kann bei hohen
Warenwerten für den Logistiker „sehr schmerz-

haft“ sein, zumal die Frage des Vorsteuerab-
zugs immer noch nicht zugunsten der Logistiker
entschieden wurde (vgl. Ovie, jurisPR-TranspR
5/2014 Anm. 3; Ovie/Harnischmacher, jurisPR-
TranspR 1/2015 Anm. 6).

Zudem ergibt sich aus dem Urteil, dass es im
Hinblick auf die Abwehr von Einfuhrabgaben in
der Praxis wichtig ist, vorrangig Einspruch ge-
gen den Einfuhrabgabenbescheid einzulegen –
und (sofern möglich) nicht nur einen Antrag
auf Erlass/Erstattung. Der BFH geht nämlich (zu
Recht) davon aus, dass nur in dem Einspruchs-
verfahren hinsichtlich der Rechtmäßigkeit ei-
nes Einfuhrabgabenbescheides – anders als in
dem Erlass-/Erstattungsverfahren – ein fehler-
haftes Auswahlermessen geltend gemacht wer-
den, d.h. vorgetragen werden kann, dass (auch)
ein anderer Wirtschaftsbeteiligter Zollschuldner
geworden und in Anspruch zu nehmen ist.

Ebenfalls nachvollziehbar hat der BFH (noch-
mals) entschieden, dass ein Erstattungsantrag
des Zollschuldners nicht darauf gestützt werden
kann, dass die Ware im Nachgang zu der Pflicht-
verletzung vom eigentlichen Empfänger (noch-
mals) verzollt wird. Insoweit handelt es sich
nämlich bei der ersten Pflichtverletzung um die-
jenige, die eine Einfuhrabgabenerhebung aus-
löst.

Leider äußert sich der BFH in diesem Zusam-
menhang (ebenfalls zum wiederholten Male)
nicht dazu, wie diese Situation aufzulösen ist
(ggf. im Wege eines obiter dictum). Rechtmäßig
aufgelöst werden kann die Situation nur, indem
die Zollverwaltung von Amts wegen eine Erstat-
tung der vom Empfänger zu viel gezahlten Ein-
fuhrabgaben an den Empfänger auslöst. Jedes
Unterlassen dieser Maßnahme würde gegen das
„Verbot der Doppelbesteuerung“ verstoßen.

Ein Antrag durch den Empfänger selbst dürf-
te kaum in Betracht kommen. Oftmals hat
der Empfänger keine Kenntnis von der Erhe-
bung der Einfuhrabgaben gegen seinen „Lo-
gistiker“. Eine Überlegung diesbezüglich wä-
re es, ob nicht für den „Logistiker“ eine aus
dem Fracht-, Lager-, Speditions- oder Dienst-
leistungs- oder Werkvertrag resultierende Ne-
benpflicht besteht, den Empfänger über seinen
Anspruch auf Erstattung der Einfuhrabgaben zu
informieren. Dies würde jedoch voraussetzen,
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dass – je nach vertraglicher Ausgestaltung – ei-
ne solche Nebenpflicht überhaupt besteht.
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1

Leistungsfreiheit wegen
Obliegenheitsverletzungen vor
einem Frachtenbörsenschaden in der
Verkehrshaftungsversicherung

Orientierungssätze zur Anmerkung:

1. Zu den Obliegenheiten vor Eintritt des
Schadenfalls gehört, dass der Versiche-
rungsnehmer seine betrieblichen Abläufe so
organisiert und zweckmäßige Anweisungen
so erteilt, dass diese vorausschauend ge-
eignet sind, die Obliegenheiten zu wahren.
Insoweit ist es erforderlich, dass eine ge-
schlossene und in sich stimmige Betriebs-
organisation seitens des Versicherungsneh-
mers gewährleistet wird, damit die vom Ver-
sicherungsnehmer betrauten Angestellten
dessen Pflichten gegenüber dem Versiche-
rer wahren können. Neben der entsprechen-
den Betriebsorganisation und Anweisungen
ist eine hinreichend dichte, häufige und kon-
krete Kontrolle der Angestellten daraufhin,
ob die vorgegebenen Arbeitsabläufe einge-
halten sind, erforderlich.

2. Der Disponent, der für den Versicherungs-
nehmer eigen- und selbstständig in einem
ihm zugewiesenen Aufgabenbereich Fracht-
verträge schließt und Unterfrachtführer be-
auftragt, kann Repräsentant des Versiche-
rungsnehmers sein.

Anmerkung zu LG München I, Urteil vom
 10.02.2015, 13 HK O 5832/14
von Jochen Boettge, RA, FA für Transport und
Speditionsrecht und FA für Versicherungsrecht,
BLD Bach Langheid Dallmayr Rechtsanwälte Part-
nerschaftsgesellschaft mbB, München / Michael
Ellerbeck, RA

A. Problemstellung

Frachtenbörsenschäden, also Frachtgutunter-
schlagungen durch betrügerische Täter, die sich
in Frachtenbörsen als Frachtführer ausgeben,
haben die Rechtsprechung bisher zumeist haf-
tungsrechtlich beschäftigt. Über die Regresse
des Wareninteressenten bzw. dessen Trans-
portversicherers gegen die redlichen Frachtfüh-
rer hat sich eine gefestigte Rechtsprechung
gebildet, wonach der Frachtführer in aller Re-

gel aufgrund qualifizierten Verschuldens gemäß
§ 435 HGB bzw. Art. 29 CMR auf Schadenersatz
haftet, weil ihm über § 428 HGB bzw. Art. 3 CMR
das vorsätzlich betrügerische Verhalten der Tä-
ter zugerechnet wird (zuletzt wohl OLG Schles-
wig, Urt. v. 18.12.2014 - 16 U 24/14 - TranspR
2015, 157, und Gerechtshof ‘s-Hertogenbosch
v. 15.04.2014 - HD 200.125.177/01 - Europäi-
sches Transportrecht 2014, 701).

Frachtenbörsenschäden haben die Rechtspre-
chung indes bisher kaum deckungsseitig be-
schäftigt, obschon fast jeder Frachtenbörsen-
schaden bei Beteiligung deutscher Frachtführer
haftungsseitig über eine Verkehrshaftungsver-
sicherung abgewickelt wird. Lediglich das OLG
Wien hat sich in seinem Urt. vom 13.04.2009
(1 R 174/09 d - TranspR 2010, 465) mit De-
ckungsproblemen eines österreichischem Versi-
cherungsvertragsrecht unterliegenden Fracht-
führerhaftungsversicherungsvertrages zu be-
fassen gehabt. Sonstige Entscheidungen insbe-
sondere deutscher Gerichte scheinen nicht ver-
öffentlicht worden zu sein, obschon es gerade
im Hinblick auf die unter dem Versicherungsver-
trag vereinbarten Obliegenheiten auf die Sorg-
falt des Versicherungsnehmers bei der Auswahl
der letztlich betrügerischen Täter ankommt.

Das LG München I hat sich nunmehr in einem
von den Autoren für den betroffenen Versiche-
rer geführten Rechtsstreit zu Deckungsfragen
bei Frachtenbörsen positioniert.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Die Klägerin des Verfahrens ist ein Fracht-
führerunternehmen. Mit dem beklagten Ver-
sicherer war sie im Jahr 2012 im Rahmen
eines Verkehrshaftungsversicherungsvertrages
verbunden. Die Allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen ähnelten den Musterbedingungen
der DTV-VHV 2003/2011.

Die Klägerin war im Oktober 2012 von zwei Auf-
traggebern mit Transporten von Teilpartien Me-
tallen von Italien nach Deutschland beauftragt
worden. Die Klägerin schrieb den Beförderungs-
auftrag in der Frachtenbörse Timocon aus, wor-
aufhin sich bei ihr eine Firma Transav S.r.l. mel-
dete, welche die Klägerin sodann auch beauf-
tragte. Das Frachtgut wurde an den Ladestel-
len auch zur vereinbarten Zeit auf das angekün-
digte Fahrzeug verladen, jedoch nicht mehr ab-
geliefert. Die Kennzeichen erwiesen sich als ge-
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fälscht; der angebliche Frachtführer war uner-
reichbar.

Einer der Auftraggeber nahm die Klägerin dar-
aufhin vor dem LG Traunstein (1 HK O 848/13)
auf Schadensersatz in Anspruch. In dem Ver-
fahren wurde die hiesige Klägerin rechtskräftig
zu einer Hauptsachezahlung von 72.484,50 Eu-
ro aufgrund Art. 3, 17, 23, 29 CMR i.V.m. den
§§ 249 ff. BGB verurteilt.

Die Klägerin begehrte sodann von der Beklag-
ten die Übernahme eines Gesamtbetrages von
88.090,50 Euro aus dem abgeschlossenen Haf-
tungsverfahren unter dem gegenständlichen
Versicherungsvertrag sowie die Gewährung von
Deckung darunter für die zweite, ebenso abhan-
den gekommene Teilpartie. Die Beklagte forder-
te die Klägerin zunächst – erneut – dazu auf, ei-
nen umfangreichen Fragenkatalog zu den Um-
ständen der Beauftragung zu beantworten, was
die Klägerin verweigerte. Nachdem die Beklag-
te sodann die Deckung insgesamt verweigert
hatte, nahm die Klägerin die Beklagte auf Zah-
lung des besagten Betrages und Gewährung der
Deckung für den zweiten Schadenfall, letztlich
auf Ersatz der vorgerichtlichen Rechtsanwalts-
gebühren für die vergebliche Inanspruchnah-
me, vor dem LG München I in Anspruch.

Die Klägerin machte geltend, sie habe seit ei-
nem Aushang vom 04.07.2011 allen Mitarbei-
tern bekannt gemacht, dass bei der Beauftra-
gung neuer Subunternehmer die Sorgfalt eines
ordentlichen Kaufmanns gewahrt und folgende
Punkte überprüft werden müssen, was im ge-
genständlichen Fall auch eingehalten worden
sei:

• genaue Geschäftsadresse inklusive Tele-
kommunikationsdaten,

• Timocom ID Nummer oder Trans ID Num-
mer,

• Finanzdaten, Bankverbindung und Zah-
lungsziele,

• UID-Nummer oder VAT-Nummer,
• aktuelle und gültige Versicherungsbestäti-

gung,
• aktuelle und gültige EU-Genehmigung,
• aktueller Handelsregisterauszug.

Der Firma Transav sei am Freitag vor dem an-
stehenden Transport mitgeteilt worden, dass
die Klägerin vor Auftragsvergabe die Firmenda-
ten, die UID-Nummer, die Versicherungsbestä-

tigung und die EU-Lizenz benötige. Diese seien
am Montag, dem Ladetag, an den Disponenten
der Klägerin übermittelt worden. Dessen Über-
prüfung habe eine aktive Firma ergeben; da-
nach sei der Auftrag erteilt und das Gut zeitge-
recht übernommen worden.

Die Beklagte machte geltend, sie sei wegen Ob-
liegenheitsverletzungen der Klägerin insbeson-
dere vor dem Versicherungsfall, nämlich im Hin-
blick auf die Auswahl und Überwachung ihrer Er-
füllungsgehilfen einerseits, andererseits im Hin-
blick auf die sorgfältige Auswahl der eingesetz-
ten Subunternehmer, letztlich wegen Obliegen-
heitsverletzungen nach dem Versicherungsfall,
entgegen der vertraglichen Auskunfts- und Auf-
klärungsobliegenheiten vollständig leistungs-
frei. Die in Bezug genommenen Obliegenhei-
ten waren wortgleich zu Ziffern 7.1.10, 7.1.11.,
7.2.1, 7.2.2 DTV-VHV 2003/2011 ausgestaltet,
und sahen die Rechtfolgen zu 7.3.1 und 7.3.2.
DTV-VHV 2003/2011 vor, d.h. die vollständige
Leistungsfreiheit der Beklagten bei grob fahr-
lässiger oder vorsätzlicher Obliegenheitsverlet-
zung durch die Versicherungsnehmerin oder ih-
ren Repräsentanten unter entsprechender Ab-
bedingung von § 28 Abs. 4 VVG.

Die Versicherungsnehmerin selbst habe Oblie-
genheiten durch Unterlassung verletzt, indem
sie keine geeignete und in sich geschlossene
Betriebsorganisation eingerichtet habe, mit der
gewährleistet war, dass die von der Klägerin
betrauten Angestellten die Pflichten der Kläge-
rin aus dem Versicherungsvertrag gegenüber
der Beklagten wahren. Ebenso wenig habe die
Klägerin Maßnahmen ergriffen, die eine ausrei-
chend häufige Kontrolle der Angestellten dar-
aufhin, ob die angeordneten Abläufe eingehal-
ten werden, gewährleistet hätten. Insbesonde-
re der Aushang, hätte es ihn denn gegeben,
entlaste die Klägerin nicht, denn die Angestell-
ten könnten nicht ermessen, welche Sorgfalt sie
einhalten müssten. Zudem seien die von Trans-
av vorgelegten Unterlagen, nämlich eine Versi-
cherungspolice, eine Lizenz und ein Handelsre-
gisterauszug gefälscht gewesen, ohne dass die
Angestellten gewusst hätten, wie sie dies erken-
nen könnten, und belege die Vorlage einzig die-
ser Unterlagen entgegen dem Katalog des vor-
geblichen Aushangs, dass die Vorgaben der Klä-
gerin durch deren Angestellte nicht eingehalten
würden, wie die Klägerin keine Kontrollen inso-
weit durchgeführt habe.
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Die Klägerin müsse sich zudem das Verhalten
ihres Disponenten zurechnen lassen, dem sie
die eigenverantwortliche Abwicklung ihres Ita-
liengeschäftes ohne weitere Kontrolle vollstän-
dig übertragen habe, so dass er ihr versiche-
rungsvertraglicher Repräsentant sei. Nach der
eigenen klägerischen Darstellung habe der Dis-
ponent allenfalls einen Bruchteil der angeblich
vorgegebenen Prüfkriterien abgefragt. Zudem
habe er angegeben, die Beauftragung sei nicht
über Timocom erfolgt, sondern nach Kontakt-
aufnahme außerhalb der Frachtenbörse. Es lä-
gen, auch zu weiteren Umständen des Falles,
unvollständige, unzutreffende und widersprüch-
liche Auskünfte vor.

Das LG München I hat die Klage abgewiesen.

Die Klägerin habe zunächst Obliegenheiten vor
dem Versicherungsfall verletzt. Die Betriebsor-
ganisation sei mangelhaft gewesen, was sich
bereits aus dem Vortrag der Klägerin ergeben
habe. Denn der Aushang, den es bei der Klä-
gerin gegeben haben solle, genüge nicht, um
seitens der Klägerin der Einhaltung der Oblie-
genheiten der Beklagten gegenüber durch de-
ren Angestellten zu genügen, weil er erkenn-
bar unzureichend sei. Es habe einer Anweisung
bedurft, welche konkrete Sorgfalt denn bei der
Auswahl von Subunternehmern zu wahren ist
und welche konkreten Richtlinien der Kläge-
rin durch ihre Angestellten einzuhalten seien.
Der Verweis auf den Gesetzeswortlaut genüge
nicht, da sich Angestellte darunter nichts vor-
stellen könnten, wie die Aufstellung einer Prüf-
liste ungenügend sei, wenn die Angestellten
nicht durch die Klägerin in die Lage versetzt
würden, die entsprechenden Daten auch inhalt-
lich zu prüfen. Die bloße Erhebung von Daten
nütze nichts, wenn diese nicht auch verifiziert
würden, darauf bezögen sich aber weder die An-
weisungen noch der Aushang.

Hinzu komme, dass es die Klägerin nicht gene-
rell entgegen aller veröffentlichen Empfehlun-
gen untersagt habe, den kurzfristigen Einsatz
von völlig unbekannten Frachtführern, die sich
über Frachtenbörsen melden, zu unterbinden.

Die Klägerin müsse sich zudem Obliegenheits-
verletzungen ihres Disponenten zurechnen las-
sen, denn dieser sei ihr Repräsentant, weil er in
dem Geschäftsbereich, zu dem das versicherte
Risiko gehört, aufgrund eines Vertretungs- oder

ähnlichen Verhältnisses an die Stelle der Kläge-
rin getreten sei. Auch ihr Disponent habe diesel-
ben Unterlassungen wie die Klägerin selbst be-
gangen, indem er insbesondere und entgegen
der angeblich vorgegebenen Prüfvorgaben die-
se gerade nicht eingehalten habe, sondern nur
bruchstückhaft Daten eingeholt und die über-
sandten Unterlagen ungeprüft zur Akte genom-
men habe.

Die Beklagte sei wegen der Verletzung der Aus-
kunftsobliegenheiten zudem leistungsfrei. Trotz
mehrfacher Nachfragen habe die Klägerin die
ihr gestellten Fragen nicht, nicht vollständig,
sich teilweise widersprechend oder unzutref-
fend beantwortet und zuletzt Antworten verwei-
gert.

Letztlich greife §  81 VVG zugunsten der Be-
klagten. Die Unterlassungen der Klägerin bzw.
die Beauftragung eines unbekannten Frachtfüh-
rers, der sich über die Frachtenbörse melde
oder über das Telefon, sei grob fahrlässig. Es
sei eklatant sorgfaltswidrig, trotz der bekann-
ten Gefahren nach rudimentärer Prüfung über-
sandter Unterlagen wertvolle Fracht an einen
solchen Unternehmer zu vergeben.

Die Klägerin hat nach Erlass des Urteils Beru-
fung dagegen zum OLG München eingelegt. Das
vor dem 23. Zivilsenat anhängige Berufungs-
verfahren ist aufgrund der Insolvenz der Kläge-
rin nach § 240 ZPO unterbrochen.

C. Kontext der Entscheidung

Der Sorgfaltsmaßstab, den der Versicherungs-
nehmer nach Maßgabe insbesondere von Zif-
fer 7.1.11 DTV-VHV bei der Auswahl von Sub-
unternehmern oder der Nutzung von Frachten-
börsen einzuhalten hat, wird in den Versiche-
rungsbedingungen nur dahin bestimmt, dass
die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns ein-
zuhalten ist. Die Rechtsprechung hat die Ver-
wendung unbestimmter Rechtsbegriffe in AVB
bisher zugelassen und ähnliche Obliegenheiten
insbesondere nicht nach §  307 Abs.  1 Satz 2
BGB als unwirksam betrachtet (vgl. BGH, Urt. v.
17.12.2008 - IV ZR 9/08 - VersR 2009, 341;
KG Berlin, Beschl.  v. 13.04.2007 - 6 U 20/07
- TranspR 2007, 256; hierzu auch OLG Frank-
furt/M., RuS 2005, 74; OLG Saarbrücken, Urt. v.
13.07.2005 - 5 U 689/04 - 70 , 5 U 689/04 -
TranspR 2007, 83). Welche Sorgfalt der Ver-
sicherungsnehmer mithin schuldet, hängt vom
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Einzelfall sowie davon ab, welche konkreten Ge-
fahren der Versicherungsnehmer bei der Aus-
wahl des Subunternehmers erkennen konnte
oder musste, und welche geeigneten Maßnah-
men er deshalb hat treffen können (Abele in:
Bruck/Möller, VVG, 9. Aufl., DTV-VHV 2003/2001
Rn. 184; kritisch: Kollatz in: Thume/de la Mot-
te/Ehlers, Transportversicherungsrecht, 2. Aufl.,
DTV-VHV Rn. 111, da die Einhaltung der Oblie-
genheit kaum sicherzustellen sei).

Es gibt eine Vielzahl von Veröffentlichun-
gen zur Nutzung von Frachtenbörsen. Versi-
cherer wie HDI-Gerling Industrieversicherung
AG (https://www.hdi-gerling.de/docs/indus-
trie/fachinformationen/hdi-
gerling_fachinfo_trans_frachtdieb.pdf, abgeru-
fen am 30.07.2015) oder der Frachtenbörsen-
betreiber Timocom in Zusammenarbeit mit dem
Fachmakler Oskar Schunck haben Checklis-
ten für Unternehmer, Disponenten und Fah-
rer veröffentlicht mit Verhaltensregeln, wel-
che vorbeugend eingehalten werden sollen,
um Frachtenbörsenschäden zu vermeiden. Im
Rahmen einer gemeinsamen Initiative der be-
sagten Unternehmen mit dem LKA Nieder-
sachsen und dem Verband für Sicherheit in
der Wirtschaft Norddeutschland (VSWN) werden
konkrete Checklisten und Sicherheitshinweise
zur Auswahl und Beauftragung von unbekann-
ten Unternehmern über Frachtenbörsen an-
geboten (http://www.timocom.de/News/Presse-
meldungen?Art.id=1105041139333474, abge-
rufen am 30.07.2015).

Vom Versicherungsnehmer kann mithin ver-
langt werden, dass er einerseits die Gefahren,
andererseits die Checklisten mit Verhaltensvor-
schlägen grundsätzlich kennt und jedenfalls in
seinem Unternehmen, wie dies auch das LG
München I in seiner Entscheidung gefordert hat,
in geeigneter Art und Weise Anweisungen erteilt
und deren Einhaltung überwacht. Fehlt es schon
daran, so ist die Sorgfalt, die der Versicherungs-
nehmer schuldet, nicht gewahrt.

Besteht grundsätzlich eine entsprechende Be-
triebsorganisation, so bedarf es der Bewertung
des Einzelfalls, einerseits die notwendige Sorg-
falt zu bestimmen, andererseits deren Einhal-
tung zu überprüfen. Zu berücksichtigen ist ins-
besondere die Diebstahlsgefahr für die konkre-
ten Güter – ihr Wert, die Absetzbarkeit auf dem
Schwarzmarkt (instruktiv hierzu: OLG Hamburg,
Urt. v. 26.06.2014 - 6 U 172/12 - TranspR 2014,

429; OLG München, Urt. v. 22.01.2015 - 23 U
1589/14 - RdTW 2015, 140) und die „Nach-
frage“, beispielsweise für Elektronikartikel, Ta-
bak, Kleidung oder Schuhe, Metalle etc. – so-
wie gemessen an dieser konkreten Gefahr die
Maßnahmen gegen Sendungsverluste und de-
ren Umsetzung.

Verlangt werden kann vom Frachtführer als Ver-
sicherungsnehmer eine Prüfung des Unterneh-
mers, die umso sorgfältiger sein muss, je höher
die erkannte Diebstahlsgefahr ist. Die o.g. Ver-
öffentlichungen empfehlen beispielsweise, kei-
ne Güter mit Werten oberhalb 150.000 Euro
an unbekannte Frachtführer zu vergeben. Hin-
zukommen müssen indes Prüfkriterien, anhand
derer das Personal andererseits mit der Aus-
sicht auf Erfolg ermessen kann, ob ein Fracht-
führer tatsächlich ein solcher ist oder eben
ein Betrüger. Mit dem LG München I ist des-
halb nicht nur zu verlangen, dass wesentliche
Unterlagen zur Verifizierung des Frachtführers
vorgelegt werden, sondern dass diese hinter-
fragt werden, was bedeutet, dass der Versiche-
rungsnehmer Weisungen erteilt, wie mit ein-
geholten Dokumenten umzugehen ist, und de-
ren Einhaltung überwacht. Mitarbeiter, die Prü-
fungen vornehmen sollen, müssen wissen, wie
sie prüfen sollen und wie sie Fälschungen er-
kennen. Allgemein zugängliche Prüfmöglichkei-
ten beispielsweise zur Validität einer Steuer-
nummer des Bundesamtes für Steuern unter
http://evatr.bff-online.de/eVatR/ (abgerufen am
30.07.2015) müssen bekannt sein und auch ge-
nutzt werden.

Ob so weit zu gehen ist, wie das LG München
I in seiner Entscheidung eher am Rande er-
wogen hat, nämlich dass von kurzfristigen Be-
auftragungen unbekannter Frachtführer wegen
der immanenten Gefahren in Verbindung da-
mit gänzlich abzusehen ist, erscheint eher frag-
lich. Zwar ist dem Gericht zuzustimmen, dass
möglichst kurzfristige Beauftragungen gänzlich
unterbleiben sollten, weil diese immer die Ge-
fahr bedeuten, dass schon aus Zeitgründen eine
Überprüfung des sich anbietenden Frachtfüh-
rers nicht hinreichend durchgeführt wird. Eben-
so zugestimmt werden kann der Überlegung,
dass gerade wegen der Kurzfristigkeit von Auf-
trägen dem Versicherungsnehmer zuzumuten
ist, sozusagen „auf Vorrat“ Geschäftsbeziehun-
gen zu Frachtführern anzubahnen und diese
zu prüfen, um bei Bedarf dann auf eine sol-
che zurückzugreifen. Indes deckt die Verkehrs-
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haftungsversicherung selbstverständlich auch
kurzfristig eingegangene Verkehrsverträge, so
dass es jedenfalls im Sinne der Obliegenhei-
ten nicht per se der Sorgfalt eines ordentli-
chen Kaufmanns widerspricht, solche Verträge
zu schließen, zumal ansonsten die unternehme-
rische Freiheit des Versicherungsnehmers stark
eingeschränkt würde.

Zwei Gesichtspunkte dürfen bei allen Überle-
gungen zur kaufmännischen Sorgfalt deshalb
nicht übersehen werden:

Die Sorgfalt, die der Versicherungsnehmer
wahrt, muss ihm immer noch ermöglichen,
sein Kerngeschäft durchzuführen. Der Risiko-
deckung unter einem Versicherungsvertrag ist
immanent, dass das Risiko sich verwirklichen,
der Versicherungsfall also eintreten kann. Mit-
hin kann nur solche Sorgfalt, schon gar als Ob-
liegenheit gefordert werden, die den Kernbe-
reich unternehmerischer Tätigkeit noch zulässt.
Die Frage, ob der Versicherungsnehmer ohne
entsprechenden Deckungsschutz genauso ge-
handelt hätte, wie er im Schadenfall gehandelt
hat, könnte deshalb einen geeigneten, allge-
meinen Maßstab bei der tatbestandlichen Be-
messung von Obliegenheitsverletzungen bilden
(vgl. u.a. BGH, Urt. v. 17.12.2008 - IV ZR 9/08).

Zu bedenken ist aber auch, dass kriminel-
le Täter zumeist allen Empfehlungen, die ja
nur Reaktionen auf bekannt gewordene Taten
sein können, einen Schritt voraus sind. Auch
ein sorgfältiger Versicherungsnehmer kann ge-
täuscht werden. Der Eintritt des Schadenfalles
als solches ist mithin gerade kein Kriterium, um
daran die Sorgfalt des ordentlichen Kaufmanns
bzw. Versicherungsnehmers zu bestimmen.

In seiner Entscheidung hat das LG München
I den Disponenten der Versicherungsnehme-
rin als deren versicherungsrechtlichen Reprä-
sentanten angesehen. Aufgrund der bewerteten
Umstände des Einzelfalls erscheint dies, weil er
die Risikoverwaltung hinsichtlich der zu erfül-
lenden Obliegenheit gegenüber dem Versiche-
rer übernommen hatte, auch vertretbar (ähn-
lich: OLG Frankfurt/M., Urt. v. 06.12.2006 - 7 U
174/05). Dass ein Disponent Repräsentant des
Versicherungsnehmers ist, dürfte in Fällen wie
dem vorliegenden die Regel sein (so jedenfalls
Thume in: Thume/de la Motte/Ehlers, Transport-
versicherungsrecht, § 28 Rn. 78, der davon aus-

geht, dass aufgrund der vollen Risikoverwaltung
der Disponent im Regelfall Repräsentant ist).

Das LG München I hat letztlich über § 81 VVG die
Leistungsfreiheit der Beklagten begründet. Mit
Blick darauf, dass diese Vorschrift eine solche
aus dem Bereich der Schadenversicherung und
gerade nicht der Haftpflichtversicherung ist, zu-
dem in §  103 VVG eine Spezialvorschrift be-
steht, die nur Vorsatz ausschließt, erscheint die-
ser Teil der Urteilsbegründung nicht vertretbar.
Die grobe Fahrlässigkeit hingegen schadet dem
Versicherungsnehmer jedoch nach Ziffer 7.3.1
DTV-VHV 2003/2011.

D. Auswirkungen für die Praxis

Frachtführer übernehmen oftmals zu sorglos
Frachtaufträge, deren hohes Schadenpotential
den eigenen Versicherungsvertrag und die Ver-
sichertengemeinschaft belasten. Gerade weil
Frachtführer haftungsseitig kaum Einwendun-
gen mit Aussicht auf Erfolg erheben können,
könnte die Entscheidung des LG München I
Veranlassung für Verkehrshaftungsversicherer
sein, zukünftig jedenfalls bei Fällen hoher Sorg-
losigkeit verstärkt Deckungsprozesse aufzuneh-
men.

Die Infragestellung der Deckung kann indes gra-
vierende wirtschaftliche und betriebliche Folgen
für den Versicherungsnehmer als Frachtführer
haben. Die Entscheidung des LG München I de-
finiert die Grundzüge kaufmännischer Sorgfalt,
nach denen der Versicherungsnehmer zukünf-
tig seinen Betrieb ausrichten und die er mit ge-
eigneten Maßnahmen umsetzen kann, um seine
versicherungsvertragliche Deckung unter der
Verkehrshaftungsversicherung nicht zu gefähr-
den. Für die Gesamtheit der Versicherungsneh-
mer hat deshalb das ergangene Urteil, so gra-
vierend nachteilig es für den konkreten Versi-
cherungsnehmer war, den unschätzbaren Vor-
teil, dass die von jedem Versicherungsnehmer
zu wahrende Sorgfalt nach Maßgabe der Ziffer
7.1.11 DTV-VHV 2003/2011 vorhersehbarer ge-
worden ist.



jurisPR-TranspR 4/2015

2

Begrenzung der Haftung für einen
Transportgutverlust bei einem
multimodalen Frachtvertrag

Orientierungssätze zur Anmerkung:

1. Für die wirksame Einbeziehung der ADSp
in den Verkehrsvertrag ist es ausreichend,
wenn der Spediteur in einer seiner vertrags-
bildenden Erklärungen, wie beispielsweise
dem Angebot oder der Annahme, darauf hin-
weist, dass die ADSp Vertragsinhalt werden
sollen und der andere Teil dem nicht unver-
züglich widerspricht.

2. Die Umladung von Frachtgut in einen Con-
tainer für den Seetransport steht in so en-
gen Zusammenhang zu der nachfolgenden
Seereise, dass auf etwaige Schäden (hier:
Verlust des Frachtgutes) bereits das See-
recht der §§ 476 ff. HGB a.F. Anwendung fin-
det.

3. Ziffer 23.1.3 ADSp begrenzt die Haftung
des Spediteurs in solchen Fällen auf 2 SZR/
kg.

4. Beauftragt der Versender, welcher entge-
gen Ziff. 6.1, 6.2. ADSp das Gut nicht mit den
notwendigen Markierungen versehen hat,
den Spediteur später damit, diese Markie-
rungen nachzuholen, handelt es sich hierbei
nicht um einen separaten Werkvertrag, son-
dern vielmehr um eine beförderungsbezo-
gene Nebenpflicht, welche den speditions-
rechtlichen Regelungen unterfällt.

5. Ein Anspruch aus § 831 BGB besteht ge-
genüber den mit der Transportdurchführung
beauftragten Unternehmen nicht.

Anmerkung zu OLG Köln, Urteil vom
 05.09.2014, 3 U 15/14
von Carsten Vyvers, RA und FA für Transport-
und Speditionsrecht

A. Problemstellung

Tritt im Rahmen einer multimodalen Beförde-
rung ein Schaden auf, so bestimmt § 452a HGB,
dass sich die Haftung des Frachtführers bei ei-
nem bekannten Schadensort nach denjenigen

Rechtsvorschriften bestimmt, die auf einen Ver-
trag über eine Beförderung auf dieser Teilstre-
cke anzuwenden wären. Diesen Rechtsgedan-
ken greifen auch die Allgemeinen Deutschen
Spediteurbedingungen (ADSp) auf, welche in
Ziff. 23.1.2 ADSp zunächst regeln, dass bei ei-
nem Schaden, der an dem Gut während des
Transports mit einem Beförderungsmittel ein-
getreten ist, auf den für diese Beförderung ge-
setzlich festgelegten Haftungshöchstbetrag ab-
zustellen ist. Hierneben existiert jedoch noch
die Regelung der Ziff.  23.1.3 ADSp, wonach
bei einem Verkehrsvertrag über eine Beförde-
rung mit verschiedenartigen Beförderungsmit-
teln unter Einschluss einer Seebeförderung, die
Haftung auf 2 SZR für jedes Kilogramm des Roh-
gewichts der Sendung beschränkt wird. Welche
dieser Regelungen anzuwenden ist, wenn ein
Schaden vor Verladung des Gutes auf ein See-
schiff entsteht, war Gegenstand der vorliegen-
den Entscheidung.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Nachdem der Versender zunächst vergessen
hatte, die streitgegenständliche Ware mit den
notwendigen Markierungen zu versehen, beauf-
tragte er den Spediteur, dies nachzuholen. Der
Spediteur gab diesen Auftrag an seinen Subun-
ternehmer, welcher die Ware für den Seetrans-
port vorbereiten sollte, weiter. Von demselben
Versender wurde am gleichen Tag mit demsel-
ben Transport jedoch weiteres, für einen an-
deren Empfänger bestimmtes Frachtgut beim
Subunternehmer angeliefert; auch an diesem
Gut fehlten die notwendigen Markierungen, und
aufgrund angeblicher Falschinformationen des
anliefernden Fahrers wurde das Frachtgut je-
weils auf einem falschen Lagerplatz zwischen-
gelagert. Die Nachholung der Markierungsarbei-
ten durch den Subunternehmer scheiterte, das
Frachtgut blieb vertauscht und wurde jeweils an
den „anderen“, falschen Empfänger versandt.
Die hier streitgegenständliche Sendung wurde
statt nach Indien nach Saudi-Arabien fehlgelei-
tet und geriet in Verlust.

Mit der Klage machte die Klägerin aus abgetre-
tenem und übergegangenem Recht Ansprüche
auf Schadensersatz gegenüber dem Spediteur,
ihrem Vertragspartner, sowie dem handelnden
Subunternehmer geltend.

Das LG Köln hat der Klage gegenüber dem Spe-
diteur in Höhe der Grundhaftung von 2 SZR pro
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Kilogramm stattgegeben und die Klage im Üb-
rigen abgewiesen, die Klage gegen den Subun-
ternehmer wurde in voller Höhe abgewiesen.
Die hiergegen gerichtete Berufung der Klägerin
blieb ohne Erfolg.

Der Einbezug der ADSp in den jeweiligen Ver-
kehrsvertrag führt nach Inkrafttreten des Trans-
portrechtsreformgesetzes im Jahre 1998 im-
mer wieder zu Diskussion, da der BGH (Urt. v.
23.01.2003 - I ZR 174/00 - BGHZ 153, 308)
der früher verbreiteten Auffassung, wonach es
sich bei den ADSp um eine fertig bereitliegen-
de Rechtsordnung handeln würde, eine Absa-
ge erteilt und einen qualifizierten Hinweis auf
die Haftungsregeln der ADSp verlangt hatte.
Das OLG Köln hat den Maßstab für den Ein-
bezug der ADSp nun wieder etwas abgesenkt.
Dies geschah aller Wahrscheinlichkeit nach vor
dem Hintergrund, dass das Haftungsregime der
ADSp – im Vergleich zum ansonsten anwend-
baren Seerecht – für den beklagten Spediteur
grundsätzlich sogar schlechter gewesen wäre.
Denn die Regelung der Ziff. 27.2 ADSp erweitert
die Haftung des Spediteurs im Vergleich zur Re-
gelung des § 660 Abs. 3 HGB a.F., da hiernach
nicht nur eine Haftung für eigenes Verschulden,
sondern auch für solches der eingesetzten „Leu-
te“ besteht.

Im Ergebnis hatte diese „Haftungserweiterung“
im konkreten Fall jedoch keine Auswirkung, da
nach Auffassung des Gerichts eine Verkettung
unglücklicher Umstände zu der Verwechslung
führte, welche der eingesetzte Subunternehmer
zumindest nicht leichtfertig herbeigeführt hat.
Zu berücksichtigen war in diesem Zusammen-
hang zunächst, dass der Versender es unter-
lassen hatte, seiner gesetzlichen bzw. vertrag-
lichen Verpflichtung entsprechend das Gut zu
kennzeichnen (vgl. §  455 HGB, Ziff.  6.1., 6.2.
ADSp). Darüber hinaus durfte der Subunterneh-
mer grundsätzlich auch auf die Angaben des
anliefernden Fahrers zum jeweiligen Zielort des
Gutes vertrauen, welche allerdings dazu führ-
ten, dass die Güter auf einen falschen Stell-
platz verbracht wurden. Da den unterschiedli-
chen Zielhäfen individuelle Stellplätze zugeord-
net waren, wurde hier bereits die spätere Scha-
densursache gesetzt und fiel die falsche Zuord-
nung auch bei den späteren Markierungsarbei-
ten nicht mehr auf.

Die Markierungsarbeiten selbst fallen dem Se-
nat zufolge unter die speditionsvertraglichen

Regelungen, da sie zur zweckmäßigen Abwick-
lung des Speditionsvertrages dienten und am
Rande des bestehenden Speditionsvertrages
erteilt wurden. Eine eigenständige Bedeutung
kam dieser Handlung damit nicht zu, sie stellt
vielmehr nur die letzte, noch fehlende Voraus-
setzung zur Durchführung des Transports dar.
Ansprüche aus § 831 BGB gegenüber dem Spe-
diteur scheiterten bereits daran, dass die mit
der Durchführung der Beförderungsleistung be-
auftragten Unternehmen nicht als Verrichtungs-
gehilfen des Spediteurs angesehen werden kön-
nen.

Die geltend gemachten Ansprüche gegenüber
dem handelnden Subunternehmer scheiterten
komplett. Ein Vertragsverhältnis zur Rechtsvor-
gängerin der Klägerin bestand nicht, so dass
diese sich nicht auf etwaige Schlechtleistungen
berufen konnte. Hinzu kam, dass im Verhält-
nis des Subunternehmers zu seinem Auftragge-
ber bereits eine Verjährung nach § 612 Abs. 1
HGB a.F. eingetreten war und der Subunterneh-
mer diesen Einwand auch der hiesigen Kläge-
rin entgegenhalten durfte. Die von ihr erbrach-
ten Tätigkeiten unterfallen den seerechtlichen
Vorschriften, da sie gelegentlich eines zu er-
bringenden Seetransports erbracht wurden. Die
grundsätzliche Anwendung seerechtlicher Vor-
schriften war damit gerechtfertigt.

Für den mit dem Verfahren Unbeteiligten ergibt
sich aus den Urteilsgründen leider nicht, war-
um Erst- und Zweitgericht überhaupt einen An-
spruch gegenüber dem beklagten Spediteur be-
jaht haben. Der Haftungsausschlussgrund des
§ 427 Abs. 1 Nr. 5 HGB a.F. wurde offenbar nicht
geprüft.

C. Kontext der Entscheidung

Es wird von Anspruchstellerseite immer wie-
der versucht, die transport- und speditions-
rechtlichen Haftungsbegrenzungen durch einen
Verweis auf angebliche (Neben-)Pflichtverlet-
zungen aus allgemeinen, zivilrechtlichen Ge-
sichtspunkten auszuhebeln. Mit Blick auf die
Regelung des §  434 HGB erscheint es oft-
mals fragwürdig, an welcher Stelle solch eine
Argumentation noch zum Erfolg führen kann.
Die meisten Gerichte erteilen solch einer Ar-
gumentation glücklicherweise auch eine deut-
liche Absage (so z.B. LG Darmstadt, Urt.  v.
28.02.2014 - 14 O 124/13, m. Anm. Vyvers, ju-
risPR-TranspR 2/2014 Anm. 4], welches Art. 22
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Abs. 3 MontrÜbk einen Vorrang vor den Rege-
lungen der §§ 280 ff. BGB eingeräumt hat.

D. Auswirkungen für die Praxis

Auch wenn es im konkreten Fall keine Rolle
gespielt hat, dass Ziff.  27.2 ADSp grundsätz-
lich einen weiteren Anwendungsbereich hat als
die seerechtlichen Vorschriften, ist es gleich-
wohl anzuraten, der Verbandsempfehlung des
Deutschen Speditions- und Logistikverbandes
(DSLV) zu folgen und höchst vorsorglich auf
allen Dokumenten, auf welchen auf eine Leis-
tungserbringung auf Basis der ADSp hingewie-
sen wird, einen Zusatz mitaufzunehmen, um
Haftungsrisiken zu minimieren. Die Ergänzung
zu den ADSp lautet entsprechend der Verbands-
empfehlung:

„Wir arbeiten ausschließlich auf Grundlage
der Allgemeinen Deutschen Spediteurbedin-
gungen, jeweils neuester Fassung. Diese be-
schränken in Ziffer 23 ADSp die gesetzliche Haf-
tung für Güterschäden nach § 431 HGB für Schä-
den im speditionellen Gewahrsam auf 5 EUR/kg,
bei multimodalen Transporten unter Einschluss
einer Seebeförderung auf 2 SZR/kg sowie fer-
ner je Schadenfall bzw. -ereignis auf 1 Mio. bzw.
2 Mio. EUR oder 2 SZR/kg, je nachdem, wel-
cher Betrag höher ist. Ergänzend wird verein-
bart, dass (1) Ziffer 27 ADSp weder die Haf-
tung des Spediteurs noch die Zurechnung des
Verschuldens von Leuten und sonstigen Dritten
abweichend von gesetzlichen Vorschriften wie
§ 507 HGB, Art. 25 MÜ, Art. 36 CIM, Art. 20, 21
CMNI zu Gunsten des Auftraggebers erweitert,
(2) der Spediteur als Verfrachter in den in § 512
Abs. 2 Nr. HGB aufgeführten Fällen des nauti-
schen Verschuldens oder von Feuer an Bord nur
für eigenes Verschulden haftet und (3) der Spe-
diteur als Frachtführer im Sinne der CMNI unter
den in Art. 25 Abs. 2 CMNI genannten Vorausset-
zungen nicht für nautisches Verschulden, Feuer
an Bord oder Mängel des Schiffes haftet.“

3

Maximal zehn Stunden werktägliche
Arbeitszeit für angestellte Kraftfahrer

Leitsatz:

Die Begrenzung der werktäglichen Arbeits-
zeit der Arbeitnehmer auf maximal zehn St-
unden in § 3 ArbZG gilt auch für angestellte

Kraftfahrer, deren wöchentliche Arbeitszeit
nach § 21a Abs. 4 ArbZG begrenzt ist.

Anmerkung zu VG Hamburg, Urteil vom
 12.03.2015, 17 K 3507/14
von Dr. Bernd Andresen, RA, Düsseldorf

A. Problemstellung

Für Kraftfahrer gelten hinsichtlich Lenkzeit,
Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten die Re-
gelungen der VO (EG) Nr.  561/2006. Die Ar-
beitszeit ist in dieser Verordnung nicht gere-
gelt. Diese ergibt sich aus § 21a ArbZG, der die
Richtlinie 2002/15/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 11.03.2002 zur Rege-
lung der Arbeitszeit von Personen, die Fahrtä-
tigkeiten im Bereich der Straßentransporte aus-
üben, in deutsches Recht umsetzt. Die Richt-
linie 2002/15/EG und §  21a ArbZG enthalten
nur Grenzwerte je Woche und keine tägliche
Arbeitszeit. Die Arbeitsschutzbehörden vertre-
ten die Auffassung, dass die in Deutschland in
§ 3 ArbZG geregelte tägliche Arbeitszeit dane-
ben zu beachten ist. Da das klagende Unter-
nehmen anderer Auffassung war, hatte das Amt
für Arbeitsschutz den Arbeitgeber durch Verwal-
tungsakt angewiesen, die Begrenzung der täg-
lichen Arbeitszeit auf bis zu zehn Stunden ein-
zuhalten. Das Verwaltungsgericht hatte deshalb
die Frage zu prüfen, ob § 3 ArbZG, der die Be-
grenzung der täglichen Arbeitszeit auf bis zu
zehn Stunden vorschreibt, neben § 21a ArbZG
zu beachten ist.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Das VG Hamburg hatte über eine Anordnung
des Amtes für Arbeitsschutz zu entscheiden,
das der Klägerin aufgegeben hatte, bei den
Kraftfahrern nicht nur die in § 21a ArbZG gere-
gelte Wochenarbeitszeit, sondern auch § 3 Arb-
ZG hinsichtlich der täglichen Höchstarbeitszeit
zu beachten.

Die Klägerin, ein Entsorgungsunternehmen,
vertritt die Auffassung, dass § 21a ArbZG eine
Sonderregelung für die Arbeitszeit von Kraftfah-
rern enthalte und deshalb § 3 ArbZG keine An-
wendung findet. Die Richtlinie 2002/15/EG und
damit auch § 21a ArbZG regele die Arbeitszeit
von Personen, die Fahrtätigkeiten ausüben, ab-
schließend. Dabei beruft die Klägerin sich auf ei-
ne Entscheidung des BAG (Urt. v. 18.04.2012 - 5
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AZR 195/11 - NJW 2012, 2461) und einen großen
Teil der Kommentarliteratur. Die Anordnung zur
Einhaltung einer täglichen Arbeitszeit von zehn
Stunden für das Fahrpersonal sei rechtswidrig,
weil für dieses – neben Lenkzeiten, Ruhezeiten
und Fahrtunterbrechungen gemäß § 21a Abs. 1
Satz 2 ArbZG i.V.m. der VO (EG) Nr. 561/2006
– lediglich eine wöchentliche Höchstarbeitszeit
gemäß § 21a ArbZG gelte. Durch diese Sonder-
regelung würden die allgemeinen arbeitszeit-
rechtlichen Regelungen einschließlich § 3 Arb-
ZG verdrängt.

Das Amt für Arbeitsschutz als Verwaltungsbe-
hörde vertritt die Auffassung, dass § 21a Arb-
ZG die Begrenzung einer täglichen Arbeitszeit
durch §  3 ArbZG nicht ausschließt. Im Wider-
spruchsbescheid wird dies wie folgt gefasst: Ge-
mäß § 21a Abs. 4 ArbZG darf die Arbeitszeit 48
Stunden wöchentlich nicht überschreiten. Sie
kann auf bis zu 60 Stunden verlängert werden,
wenn innerhalb von vier Kalendermonaten oder
16 Wochen im Durchschnitt 48 Stunden wö-
chentlich nicht überschritten werden. Dabei ist
sicherzustellen, dass die werktägliche Arbeits-
zeit von maximal zehn Stunden nicht überschrit-
ten wird. Diese Regelung gilt bei der Güter-
beförderung durch Fahrzeuge, deren zulässige
Höchstmasse einschließlich Anhänger oder Sat-
telanhänger 3,5 t übersteigt.

Zur Begründung verweist die Beklagte auf die
Gesetzesbegründung (BT-Drs. 16/1685) und im
Wesentlichen auf § 21a Abs. 6 ArbZG, der auf
§ 3 ArbZG verweist.

Das VG Hamburg ist der Auffassung der Verwal-
tung gefolgt und hat die Klage gegen den Be-
scheid in der Form des Widerspruchsbescheides
abgewiesen.

Zuerst prüft das Gericht, ob eine Anordnung,
die den Gesetzestext wiederholt, zur Feststel-
lung der aus dem Arbeitszeitgesetz bestehen-
den Verpflichtungen zulässig ist. Als Rechts-
grundlage dafür kommt §  17 Abs.  2 ArbZG in
Frage. Diese Generalklausel gibt die Befugnis,
bei Meinungsverschiedenheiten über die Ver-
pflichtungen des Arbeitgebers den Inhalt der ge-
setzlichen Pflichten zu bestimmen.

Das Gericht legt § 21a ArbZG nach den aner-
kannten Auslegungskriterien (Wortlaut, Syste-
matik, Entstehungsgeschichte, Sinn und Zweck)
dahingehend aus, dass neben der Begrenzung

der wöchentlichen Arbeitszeit auf 48 bzw. 60
Stunden auch die tägliche Arbeitszeit von acht
bzw. zehn Stunden zu beachten ist.

Vom Wortsinn soll die Begrenzung der tägli-
chen Arbeitszeit neben der Begrenzung der wö-
chentlichen Arbeitszeit möglich sein. Gesetzes-
systematisch begründet das Gericht seine Auf-
fassung mit der Bezugnahme auf §  3 ArbZG
in §  21a Abs.  6 Satz 1 Nr.  2 ArbZG. Durch
die Erwähnung des §  3 ArbZG habe der Ge-
setzgeber gezeigt, dass diese Vorschrift neben
§  21a ArbZG anzuwenden sei. Dass in §  21a
ArbZG andere Ausgleichszeiträume und andere
Höchstarbeitsgrenzen als in § 3 ArbZG genannt
werden, hält es nicht für entscheidend. Bezüg-
lich der Entstehungsgeschichte wird auf die BT-
Drs. 16/1685, S. 13 verwiesen, in der es heißt,
dass die wöchentliche Höchstarbeitszeit in § 21a
Abs.  4 ArbZG ergänzend zu §  3 ArbZG und
neben der dort geregelten täglichen Höchstar-
beitszeit nicht überschritten werden dürfe. Das
Gericht ist der Auffassung, dass die Gründe für
die Begrenzung der täglichen Arbeitszeit für Ar-
beitnehmer im Allgemeinen auch für Kraftfah-
rer gelten. Die Unwägbarkeiten des Straßen-
verkehrs könnten durch die Verschiebung von
acht auf zehn Stunden Berücksichtigung finden.
Abschließend wird die Ungleichbehandlung von
Selbstständigen und angestellten Kraftfahrern
als für nicht erheblich angesehen, da angestell-
te Arbeitnehmer besser geschützt werden müs-
sen als selbstständige Kraftfahrer.

C. Kontext der Entscheidung

Der Entscheidung des VG Hamburg ist nicht zu-
zustimmen. Das Gericht hat sich nicht ausrei-
chend mit der Auffassung des BAG, den Kom-
mentaren und der Bedeutung der EU-Richtlinie
für die Auslegung auseinandergesetzt. Zwar hat
auch der Verfasser dieser Anmerkung in sei-
nem Kommentar (Andresen in: Andresen/Wink-
ler, Fahrpersonalgesetz und Sozialvorschriften
für Kraftfahrer, 4.  Aufl. 2011, §  21a ArbZG
Rn. 16) noch die Auffassung vertreten, dass die
tägliche Arbeitszeit des §  3 ArbZG zusätzlich
zu beachten ist, doch war dies die Übernahme
der Verwaltungsauffassung und vor dem Urteil
des BAG vom 18.04.2012 (5 AZR 195/11) und
weiteren Kommentierungen. Zusätzlich zur Be-
gründung des BAG sind insbesondere die Grün-
de und der Zweck der Richtlinie 2002/15/EG
zu beachten. Auch wenn eine Richtlinie kei-
ne unmittelbare Geltung hat, sind die Bestim-
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mungen, der Zweck und die genannten Gründe
bei der Auslegung zu berücksichtigen (Schlie-
mann, ArbZG, 2. Aufl. 2013, § 21a Rn. 24). Die
Richtlinie sieht in den Erwägungen (Nr. 10) vor,
dass die Richtlinie zur Verbesserung der Sicher-
heit im Straßenverkehr, aber auch zur Vermei-
dung von Wettbewerbsverzerrungen Definitio-
nen von Zeiten und Höchstgrenzen für die Ar-
beitszeit festlegt. Im Art. 1 der Richtlinie wird
als Zweck auch angegeben, „die Wettbewerbs-
bedingungen einander stärker anzugleichen“.

Berücksichtigt man die Bedeutung des EU-
Rechts bei der Auslegung, so ist §  21a Arb-
ZG eine eigenständige umfassende Regelung
der Arbeitszeit für Kraftfahrer. Der Arbeitszeit-
begriff des § 21a ArbZG ist aufgrund der Richtli-
nie 2002/15/EG ein anderer als in den sonstigen
Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes, der Aus-
gleichszeitraum ist ein kürzerer als im § 3 Arb-
ZG. Die Erwähnung des § 3 ArbZG ist Folge des
Art. 8 Richtlinie 2002/15/EG, der den Tarifver-
tragsparteien aufgrund ihrer Sachnähe zusätz-
liche Möglichkeiten der Begrenzung oder Erwei-
terung gibt. Die Erwähnung des § 3 ArbZG be-
deutet, dass die Tarifvertragsparteien auch Re-
gelungen zur täglichen Arbeitszeit vereinbaren
können, der Gesetzgeber der Richtlinie und da-
mit der deutsche Gesetzgeber wollte dies über-
nehmen.

Da die Richtlinie und deren Umsetzung in deut-
sches Recht der Harmonisierung der Wettbe-
werbsbedingungen dienen soll, ist dies auch bei
der Auslegung zu beachten. Die Richtlinie und
die meisten EU-Staaten kennen für Kraftfahrer
keine tägliche Arbeitszeit. Wird im deutschen
Recht mit §  3 ArbZG eine zusätzliche Hürde
geschaffen, fehlt die Harmonisierung. Ziel war
nicht, Mindestarbeitsbedingungen zu schaffen,
sondern neben der Verbesserung der Verkehrs-
sicherheit die Harmonisierung. Die Verkehrssi-
cherheit und der Arbeitsschutz werden durch
§ 21a ArbZG und die VO (EG) Nr. 561/2006 ge-
regelt, mithin durch Vorschriften, die für andere
Arbeitnehmer als die Kraftfahrer des § 21a Arb-
ZG nicht gelten.

Da die Entscheidung nicht rechtskräftig ist,
muss abgewartet werden, wie die nächste In-
stanz entscheidet.

D. Auswirkungen für die Praxis

In der Regel stellt sich die Rechtsfrage, ob § 3
ArbZG neben § 21a ArbZG zu beachten ist, in
Ordnungswidrigkeitenverfahren der Ämter für
Arbeitsschutz (Gewerbeaufsicht). Diese prüfen
inzwischen neben den Lenk- und Ruhezeiten der
VO (EG) Nr.  561/2006 häufig auch die Einhal-
tung der täglichen Arbeitszeit. Wenn der Arbeit-
geber sich dann auf die Entscheidung des BAG
vom 18.04.2012 (5 AZR 195/11) beruft, stellt
sich die Frage des Verbotsirrtums. Kann einem
Betroffenen in einem Ordnungswidrigkeitenver-
fahren vorgeworfen werden, der Auffassung ei-
nes Bundesgerichts gefolgt zu sein? Die Ent-
scheidung des VG Hamburg ändert an dieser
Rechtslage nichts, sie ist nur eine Meinung un-
ter verschiedenen in den Kommentaren.

E. Weitere Themenschwerpunkte der Ent-
scheidung

§ 17 ArbZG regelt die Aufgaben und die Befug-
nisse der Aufsichtsbehörden. Nach Abs. 2 kann
die Aufsichtsbehörde die erforderlichen Maß-
nahmen anordnen, die der Arbeitgeber zur Er-
füllung der sich aus dem Arbeitszeitgesetz er-
gebenden Pflichten zu treffen hat. In der Re-
gel handelt es sich um konkrete Maßnahmen,
aber auch die gesetzeswiederholende Anord-
nung wird für zulässig erachtet. Bedenken be-
stehen bei der Anordnung einer gesetzlichen
Verpflichtung, dass das Gericht dadurch zur Er-
stellung eines Rechtsgutachtens genutzt wird.
Wenn allerdings nach Auffassung der Aufsichts-
behörde Verstöße gegen eine Vorschrift vorlie-
gen, muss sie nicht ein Ordnungswidrigkeiten-
verfahren einleiten, das eventuell wegen Ver-
botsirrtums eingestellt wird, sondern kann auch
eine Ordnungsverfügung erlassen. Das begrün-
det das Gericht sorgfältig und ausreichend.
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1

Rechtsschutzfunktion der
Flusskaskoversicherung

Leitsätze:

1. Kommen neben Schadensursachen, die
die Einstandspflicht des Transportversiche-
rers nach § 137 Abs. 1 VVG oder § 138 VVG
entfallen lassen, weitere Ursachen in Be-
tracht, die nicht unter die genannten Be-
stimmungen fallen, ist für die Frage, ob die-
se Bestimmungen Anwendung finden, auf
die mit hoher Wahrscheinlichkeit wirksams-
te, in ihrer Ursächlichkeit erheblichste Ursa-
che ("causa proxima") abzustellen.

2. Der schwimmfähige Schiffsrumpf eines
nicht vollständig ausgerüsteten und noch
nicht mit eigenem Antrieb ausgestatteten
Schiffsneubaus ("Neubaukasko"), den das
versicherte Schiff seitlich gekoppelt mit sich
führt, ist ein sonstiges Fahrzeug i.S.v. Nr. 3
Abs.  4 der Geschriebenen Bedingungen zu
den AVB Flusskasko 2000/2004.

3. Er befindet sich nicht "an Bord" des versi-
cherten Schiffes i.S.v. Nr. 4.8 der AVB Fluss-
kasko 2000/2004 und ist auch keine Ladung
des versicherten Schiffes im Sinne des Leis-
tungsausschlusses in Nr. 10 Satz 1 der Ge-
schriebenen Bedingungen zu den AVB Fluss-
kasko 2000/2004.

4. Die Bestimmung in Nr.  3 Abs.  1 Satz 1
der Geschriebenen Bedingungen zu den AVB
Flusskasko 2000/2004, der zufolge bei Ei-
gen- und Drittschäden fahrlässig durch den
Versicherungsnehmer verursachte Schäden
mitversichert sind, wird, soweit sie Dritt-
schäden betrifft, nicht von der - eine
Haftung für grob fahrlässig herbeigeführ-
te Schäden ausschließenden - Klausel in
Nr. 3.2.1.1 AVB Flusskasko 2000/2004 einge-
schränkt.

5. Kommt der Versicherer seiner Rechts-
schutzverpflichtung aus Nr. 4.2 und Nr. 4.4
AVB Flusskasko 2000/2004 nicht nach und
ist der Versicherungsnehmer deshalb ge-
zwungen, den Haftpflichtprozess selbst zu
führen, ergibt die Auslegung der vorgenann-
ten Klauseln, dass der Versicherer die dem

Versicherungsnehmer dabei entstandenen
Prozesskosten ersetzen muss.

Orientierungssätze zur Anmerkung:

1. Die Flusskaskoversicherung ist trotz ihrer
Bezeichnung zugleich Haftpflichtversiche-
rung. Wenn der Versicherer seiner Rechts-
schutzverpflichtung nicht nachkommt und
der Versicherungsnehmer deshalb gezwun-
gen ist, den Haftpflichtprozess selbst zu füh-
ren, muss der Versicherer dem Versiche-
rungsnehmer die entstandenen Prozesskos-
ten ersetzen.

2. Ein noch antriebsloser schwimmfähiger
Schiffsrumpf eines Schiffsneubaus ("Neu-
baukasko"), der vom versicherten Schiff
seitlich gekoppelt mit sich geführt wird, ist
kein Leichter, da er nicht dem Zweck des
Transportes von Ladung dient, sondern ein
"sonstiges fremdes Fahrzeug" im Sinne der
Flusskaskobedingungen.

3. Ist der Schaden auf mehrere adäquate Ur-
sachen zurückzuführen, die die Einstands-
pflicht des Transportversicherers über die
Vorschriften der § 137 Abs. 1 VVG oder § 138
VVG hinaus entfallen lassen, ist auf die "cau-
sa proxima" abzustellen. Für den Deckungs-
ausschluss grober Fahrlässigkeit oder Fahr-
untüchtigkeit greift somit nur die mit hoher
Wahrscheinlichkeit wirksamste, erheblichs-
te Ursache. Die Beweislast dafür trägt der
Versicherer.

Anmerkung zu BGH, Urteil vom  27.05.2015,
IV ZR 292/13
von Peter Kollatz, RA, Oskar Schunck GmbH
& Co. KG, München / Stephan Rieß, RA, Oskar
Schunck GmbH & Co. KG, München

A. Problemstellung

Kommt es während einer Güterbeförderung
mit einem Binnenschiff zu einem Schaden an
dem beförderten Gut, so richtet sich die Haf-
tung des Frachtführers bei grenzüberschreiten-
den Transporten nach dem Übereinkommen
über den Vertrag über die Güterbeförderung
in der Binnenschifffahrt (CMNI), soweit dessen
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Anwendungsbereich tangiert ist, und bei deut-
schen nationalen Transporten nach den fracht-
rechtlichen Vorschriften der §§  407  ff. HGB.
Für diese Haftungsrisiken kann der ausführen-
de Frachtführer entsprechenden Versicherungs-
schutz über eine Protection & Indemnity-Versi-
cherung (P & I-Versicherung) erlangen. Soweit
es während des Transportes zu einer Kollisi-
on mit einem anderen Schiff infolge unmittel-
barer navigatorischer Maßnahmen im Zusam-
menhang mit der Teilnahme am Schiffsverkehr
kommt, bietet dagegen die Flusskaskoversiche-
rung neben der grundsätzlichen Absicherung
des versicherten Schiffes für dessen Verlust und
Beschädigung und dessen Ausrüstung auch De-
ckungsschutz für den „Ersatz an Dritte“.

Soweit ein schiebendes Schiff einen geschobe-
nen Neubaukasko mit sich führt, stellt sich die
Frage, ob der an dem Neubaukasko verursach-
te Schaden infolge einer Kollision mit einem an-
deren Schiff unter den Deckungsschutz im Rah-
men der AVB Flusskaskoversicherung (2008) als
„Ersatz an Dritte“ fällt oder ob es sich um einen
in dieser Versicherung nicht versicherten Güter-
schaden handelt.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Die Klägerin führte im Oktober 2010 auf der Do-
nau auf der Fahrt von Rumänien nach Öster-
reich mit ihrem Tankmotorschiff (TMS) „M“ seit-
lich einen antriebslosen und noch nicht vollstän-
dig ausgerüsteten Schiffsrumpf (Neubaukasko
„Mo“) mit sich. Im slowakischen Teil des Flusses
kam es zu einer Kollision mit dem Großmotor-
schiff (GMS) „V“. Sowohl der Neubaukasko „Mo“
als auch das GMS „V“ erlitten erhebliche Schä-
den.

Für die Kollision wurden von dem Havariekom-
missar und der Staatlichen Schifffahrtsverwal-
tung Bratislava eine Vielzahl von Schadenursa-
chen angegeben (Unterlassen der Funkverbin-
dung; fehlende Festlegung des Steuermannes
bezüglich der Begegnungsseite; Nichtfesthalten
am linken Rand der Fahrrinne durch den Steu-
ermann; nicht ausreichende Besatzung und Ru-
hezeiten; unzureichende Abdeckung der Radar-
anlage des Schiffs „M“ für den Gesamtverband).

Der Baurisikoversicherer der „Mo“ machte
Schäden gegen die Klägerin in Höhe von
240.165,50 Euro vor dem LG Frankfurt (3-15 O

97/11) geltend, und der Versicherer der GMS
„V“ nahm die Klägerin vor dem AG – Schiff-
fahrtsgericht – Würzburg (16 C 2308/11) auf
Feststellung der Verpflichtung in Anspruch, die
an diesem Schiff entstandenen Schäden zu er-
setzen.

Die Klägerin macht Haftpflicht-Deckungsan-
sprüche gegen ihren Flusskaskoversicherer gel-
tend. Sie begehrte vor dem LG Mannheim
die Freistellung von Schadensersatzansprüchen
wegen der Beschädigung des GMS „V“ und des
Neubaukaskos „Mo“ und die Feststellung der
Deckungsverpflichtung der Beklagten für den
Rechtsstreit vor dem LG Frankfurt am Main so-
wie die Verurteilung zur Zahlung von im Streit-
fall entstandenen vorgerichtlichen Rechtsan-
waltskosten.

Das LG Mannheim hatte der Klage bezüglich der
Freistellung der Klägerin von Ansprüchen we-
gen der Beschädigung des GMS „V“ und der ent-
standenen vorgerichtlichen Rechtsanwaltskos-
ten stattgegeben und im Übrigen abgewiesen.

Das OLG Karlsruhe hat das landgerichtliche Ur-
teil geändert und unter Abweisung der Klage
im Übrigen entsprechend den im Berufungsver-
fahren gestellten Anträgen festgestellt, die Be-
klagte sei verpflichtet, der Klägerin Deckungs-
schutz sowohl hinsichtlich der Ansprüche wegen
Beschädigung des Neubaukaskos als auch we-
gen Beschädigung des GMS „V“ zu gewähren.

Der BGH hat die Revision der Beklagten, die
die vollständige Abweisung der Klage erstrebte,
abgewiesen. Die Anschlussrevision der Klägerin
hatte dagegen bezogen auf den Klageantrag auf
Feststellung der Deckungspflicht der Beklagten
für entsprechende Prozesskosten aus der Ab-
wehr der Ansprüche des Baurisikoversicherers
des Neubaukasko „Mo“ vor dem LG Frankfurt
am Main Erfolg. Die Klägerin scheiterte jedoch
mit ihrem Begehren auf Erstattung der entstan-
denen vorgerichtlichen Rechtsanwaltskosten.

Der BGH hatte sich in seiner Entscheidung
zur Deckungspflicht des Versicherers mit di-
versen Klauseln in den dem Versicherungsver-
trag der Flusskaskoversicherung zugrunde lie-
genden Allgemeinen Versicherungsbedingun-
gen Flusskasko 2000/2004 (AVB Flusskasko)
und den Geschriebenen Bedingungen zu den
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AVB Flusskasko 2000/2004 (Geschriebene Be-
dingungen) auseinanderzusetzen.

Der BGH hat zunächst ausgeführt, dass der Neu-
baukasko „Mo“ ein mitgenommenes fremdes
Fahrzeug i.S.d. Nr.  3 Abs.  4 der Geschriebe-
nen Bedingungen darstellt. Hierbei hat der BGH
unter Zugrundelegung der Auslegungsgrund-
sätze von Allgemeinen Versicherungsbedingun-
gen gemäß der ständigen Rechtsprechung fest-
gestellt, dass ein durchschnittlicher Versiche-
rungsnehmer davon ausgeht, dass ein Fahrzeug
im Sinne der benannten Klausel – einem Leich-
ter vergleichbar – für Schieben oder Mitnahme
durch das versicherte Schiff geeignet, somit al-
so schwimmfähig sein muss. Entgegen der Revi-
sion kommt es auf die Ausstattung mit einem ei-
genen Motorantrieb und eine vollständige Aus-
rüstung nicht an, da die Klausel ausdrücklich auf
das Schieben und die Mitnahme des Fahrzeuges
abstellt.

Ferner hat der BGH das in der Haftpflichtver-
sicherung unter Bezugnahme auf die ständi-
ge Rechtsprechung geltende Trennungsprinzip
hervorgehoben, das besagt, dass sich der De-
ckungsschutz des Versicherers losgelöst von
der Entscheidung bestimmt, ob und in wel-
che Höhe der Versicherungsnehmer gegenüber
Dritten haftet. Daher spielte es für die De-
ckungspflicht keine Rolle, dass der Transport-
vertrag über den Neubaukasko die Haftung für
nautisches Verschulden ausschließt und Nr. 4.1
AVB Flusskasko für den Versicherungsschutz
voraussetzt, dass die Beschädigung durch un-
mittelbare navigatorische Maßnahmen im Zu-
sammenhang mit der Teilnahme am Schiffsver-
kehr verursacht worden ist. Der BGH hat hier-
bei das Leistungsversprechen gem. Nr. 4.2 Spie-
gelstrich 1 AVB Flusskasko hervorgehoben, das
die Prüfung der Haftpflichtfrage einschließt und
nicht das Bestehen des Anspruchs des Dritten
voraussetzt.

Im Weiteren hat der BGH sich mit der Frage aus-
einandergesetzt, ob es sich bei dem Neubau-
kasko „Mo“ um Ladung an Bord des versicher-
ten Schiffes i.S.v. Nr. 4.8 AVB Flusskasko i.V.m.
Nr.  10 der Geschriebenen Bedingungen han-
delt, das zu einem Ausschluss der Deckungs-
pflicht führen würde. Mit Verweis auf das Ver-
ständnis des durchschnittlichen Versicherungs-
nehmers fallen unter Sachen „an Bord“ eines
Schiffes nur solche Gegenstände, die sich auf
oder in dem Schiff befinden und mithin vom

Schiff und dessen Schwimmfähigkeit getragen
werden. Hier aber hat sich der Neubaukasko
„neben Bord“ des Schiffs befunden. Der BGH
hat sodann dem Begriff „Ladung des eigenen
Schiffes“ in Nr. 10 der Geschriebenen Bedingun-
gen aufgrund der Bezugnahme und ausdrück-
lichen Klarstellung zu Nr.  4.8 AVB Flusskasko
keine weitergehende, den Versicherungsschutz
ausschließende Bedeutung beigemessen.

Auch der Zweck der beiden Klauseln, nämlich
die Abgrenzung der Haftung für Ersatz an Dritte
in der Transportversicherung von der Haftung
für Ansprüche der Ladungsinteressenten, die in
einer P & I-Versicherung gedeckt sind, führt zu
keinem anderen Ergebnis. So kann der Versi-
cherungsnehmer laut BGH den Klauseln in der
Nr. 3 Abs. 4 der Geschriebenen Bedingungen,
die den Versicherungsschutz ausdrücklich auf
geschobene Leichter und sonstige geschobene
oder mitgenommene Fahrzeuge erstreckt, nicht
entnehmen, dass unbeladen mitgeführte Fahr-
zeuge im Sinne eines Transportgegenstandes
vom Versicherungsschutz ausgenommen sein
sollen.

Die Tatsache, dass auf den Beförderungsver-
trag die CMNI Anwendung finden, hat eben-
so keinen Einfluss auf die Reichweite des
vereinbarten Haftpflichtversicherungsschutzes,
der durch Auslegung des Inhalts des Versi-
cherungsvertrages zu ermitteln ist. Weder die
Rechtsnatur des Beförderungsvertrages noch
das anwendbare Recht haben auf die Auslegung
Einfluss.

Der BGH hat ferner ausgeführt, dass die Be-
klagte sich nicht auf einen Ausschluss für grob
fahrlässige Herbeiführung des Versicherungs-
falls berufen kann. Denn die Parteien haben in
Nr. 3 Abs. 1 Satz 1 der Geschriebenen Bedingun-
gen vereinbart, dass fahrlässig durch den Versi-
cherungsnehmer verursachte Schäden mitver-
sichert sind. Mit Bezugnahme auf das Verständ-
nis eines durchschnittlichen Versicherungsneh-
mers bejaht der BGH auch den Deckungsschutz
für grob fahrlässig verursachte Schäden, da
diese vom Begriff der fahrlässig verursachten
Schäden mit umfasst sind.

Der BGH hat ferner Vorsatz als Ausschlussgrund
gemäß §  137 Abs.  1 VVG mangels Darlegung
konkreter Umstände durch die Beklagte ver-
neint und auf das Prinzip der „causa proxima“
abgestellt. Danach ist auf die mit hoher Wahr-
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scheinlichkeit wirksamste, in ihrer Ursächlich-
keit erheblichste Ursache abzustellen, wenn ne-
ben den Schadensursachen, die die Einstands-
pflicht des Versicherers nach § 137 Abs. 1 VVG
entfallen lassen, weitere Ursachen in Betracht
kommen, die nicht unter § 137 Abs. 1 VVG fal-
len. Das aus der Seeversicherung resultierende
Prinzip der „causa proxima“ ist auf die Trans-
portversicherung übertragbar und dient dem
Zweck, dass bei einer Vielzahl von möglichen
Ursachen für den Schaden diese den Versiche-
rungsschutz nicht vorschnell entfallen lassen
sollen. Die Beklagte konnte einen entsprechen-
den Beweis nicht führen. Das gilt auch für die
Tatsache, dass das Schiff, gemessen an § 138
Satz 1 VVG, nicht ordnungsgemäß mit nur vier
anstatt der erforderlichen fünf Personen be-
mannt war.

Denn auch hier trägt der Versicherer die Be-
weislast für das Vorliegen des Ausschlussgrun-
des bei Reiseantritt und deren Kausalität für
den Schadenseintritt. In Anwendung der cau-
sa-proxima-Regel, die nur die mit hoher Wahr-
scheinlichkeit wirksamste, in ihrer Ursächlich-
keit erheblichste Ursache als Ausschluss aner-
kennt, konnte die Beklagte diesen Beweis nur
durch Vorlage eines unergiebigen Lichtbildes
des Schubverbandes aus TMS „M“ und dem mit-
geführten Kasko „Mo“ nicht erbringen.

Zur weiteren strittigen Frage, ob der Versiche-
rer die anfallenden Prozesskosten vor dem LG
Frankfurt am Main zu gewähren hat, hat der
BGH deutlich hervorgehoben, dass es nicht im
Belieben des Versicherers steht, ob er die ein-
gegangene Rechtsschutzverpflichtung aus dem
Versicherungsvertrag erfüllt oder nicht. Lehnt
der Versicherer den Deckungsschutz zu Unrecht
ab, lässt der Versicherer dem Versicherungs-
nehmer konkludent freie Hand bei der Scha-
densregulierung. Auswirkungen auf seine Ein-
standspflicht für die Kosten des Haftpflichtpro-
zesses, so der BGH, hat dies nicht. Er hat her-
vorgehoben, dass der Versicherer die Gefahr
einer unrichtigen Beurteilung seiner Eintritts-
pflicht weder hinsichtlich der Bindungswirkung
des Haftpflichturteils noch hinsichtlich der Kos-
ten des Haftpflichtprozesses auf den Versiche-
rungsnehmer abwälzen kann.

Letztendlich hat der BGH mit Verweis auf seine
Rechtsprechung (BGH, Urt. v. 13.12.2012 - I ZR
150/11 - NJW-RR 2013, 487) den Anspruch des
Klägers auf Erstattung vorgerichtlicher Rechts-

anwaltskosten mangels Kausalität des Schuld-
nerverzuges verneint. Da der Anwalt von der
Klägerin bereits vor dem verzugsbegründenden
Mahnschreiben mandatiert war, ist die Vermö-
genseinbuße bereits vor Beginn des Verzuges
eingetreten.

C. Kontext der Entscheidung

Die Entscheidung des BGH ist insgesamt zu
begrüßen, da sie die AGB-rechtliche Verant-
wortung des Versicherers in seiner Eigenschaft
als Verwender von Allgemeinen Versicherungs-
bedingungen unterstreicht und die Versiche-
rer über die Entscheidung hinaus in die Pflicht
nimmt, Ausschlüsse klar und eindeutig zu for-
mulieren.

Ferner wurde die Position der Versicherungs-
nehmer in der Haftpflichtversicherung mittels
klarer Bekennung zur Anwendung der causa-
proxima-Regel gestärkt, die Schutz bietet vor ei-
ner vorschnellen Verweigerung des Deckungs-
schutzes durch den Versicherer bei mehreren in
Frage kommenden Schadensursachen.

D. Auswirkungen für die Praxis

Leider ist es bisweilen zu beobachten, z.B.
bei Verkehrshaftungsversicherern, dass diese
bereits bei der Ermittlung des Sachverhaltes
gleichzeitig ihre Einstandspflicht aufgrund von
Obliegenheitsverletzungen des Versicherungs-
nehmers in verstärktem Umfang einwenden,
um sich so schnell der eigenen Verpflichtungen
aus dem Versicherungsvertrag zu entledigen.

Das Urteil kann dazu führen, dass die Versiche-
rer – bei nicht klarer Rechtslage in Bezug auf
den zu gewährenden Deckungsschutz aus dem
Versicherungsvertrag – nicht mehr einfach die
Deckung ablehnen, sondern zunächst die Kos-
ten für den Rechtsschutz übernehmen und so-
dann die weitere Leistung vom Ausgang des
Haftpflichtprozesses abhängig machen.
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Entwendung von diebstahlsgefährdetem
Transportgut aus Planen-Lkw auf
unbewachtem Autobahnparkplatz zur
Nachtzeit

Orientierungssätze:

1. Ein Frachtführer, der den Transport ei-
ner wertvollen Fracht (hier: 462 LED-Fern-
seher), deren Diebstahlsgefährdung ihm be-
kannt ist, mit einem unverschlossenen Pla-
nenauflieger durchführt, verletzt seine ne-
benvertragliche Pflicht, Schaden von dem
ihm anvertrauten Transportgut möglichst
abzuwenden und nicht durch eigenes Ver-
halten die Wahrscheinlichkeit eines Scha-
denseintritts zu erhöhen, wenn er sein Fahr-
zeug nachts auf einem unbewachten Auto-
bahnparkplatz abstellt, um darin zu über-
nachten.

2. Ein mehr als acht (Nacht)Stunden andau-
ernder vollständiger Verzicht auf jegliche
der Sicherheit des Transportgutes dienen-
de Handlungen stellt einen gravierenden be-
wussten Pflichtenverstoß dar, der als sol-
cher die Annahme der Leichtfertigkeit im
Sinne des § 435 HGB rechtfertigt (Anschluss
BGH v. 20.01.2005 - I ZR 95/01 - MDR 2005,
1360).

Anmerkung zu OLG Celle, Urteil vom
 11.12.2014, 11 U 160/14
von Dr. Marcus Kirchhof, RA, Kirchhof Rechts-
anwälte, Köln

A. Problemstellung

Das OLG Celle hatte sich mit der Frage zu
befassen, ob ein die Haftungsschranken des
§ 431 Abs. 1 HGB durchbrechendes qualifizier-
tes Verschulden i.S.v. § 435 HGB anzunehmen
ist, wenn eine Sendung von 462 LED-Fernse-
hern durch einen Diebstahl abhanden kommt,
der sich während der Übernachtung des Fah-
rers mit dem Lkw auf einem unbewachten Au-
tobahnparkplatz ereignete.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Die Versicherungsnehmerin des klagenden
Transportversicherers hatte die Beförderung
von 33 Europaletten mit 462 LED-Fernsehern in-
nerhalb von Deutschland beauftragt. Der Fah-
rer der Beklagten hatte die streitgegenständli-
che Sendung mit einem nicht verschlossenen
Planenauflieger übernommen. Für eine Über-
nachtung während der Beförderung parkte der
Fahrer den Lkw am Rande eines Autobahnpark-
platzes, wobei er das Fahrzeug nicht in einer
der Parklücken zwischen anderen Lkws, son-
dern mit einer Seite zu einem Erdwall sowie ei-
nem angrenzenden Waldstück hin abstellte. Der
Fahrer legte sich um 19:00 Uhr im Lkw schla-
fen und erwachte erst um 3:15 Uhr, kurz vor der
Entdeckung des Diebstahls von Fernsehern im
Wert von rund 48.000 Euro.

Vorgerichtlich hatte der Verkehrshaftungsversi-
cherer der Beklagten auf die Inanspruchnahme
durch die Klägerin einen Teilbetrag in Höhe von
rund 18.000 Euro auf den entstandenen Scha-
den gezahlt, der der begrenzten Haftung nach
§ 431 HGB entsprach, und die weitergehenden,
auf § 435 HGB gestützten Ansprüche zurückge-
wiesen.

Die Klägerin hatte den weitergehenden Scha-
den unter Berufung auf ein qualifiziertes Ver-
schulden der Beklagten gem. § 435 HGB klage-
weise geltend gemacht. Das Landgericht wies
die Klage ab mit der Begründung, dass die Be-
klagte weder leichtfertig noch vorsätzlich i.S.d.
§ 435 HGB gehandelt habe, so dass diese sich
zu Recht auf die Haftungsbegrenzung des § 431
HGB berufen habe.

Das OLG Celle hat das Urteil des Landgerichtes
abgeändert und die Beklagte antragsgemäß zur
Zahlung des vollen Schadensersatzes nach den
§§ 425, 435 HGB i.V.m. § 437 HGB verurteilt.

Einen Streit darüber, ob die Beklagte unmit-
telbar von der Versicherungsnehmerin der Klä-
gerin beauftragt worden oder lediglich Unter-
frachtführerin gewesen war, was insbesondere
für die Kenntnis der Beklagten vom Inhalt ein-
zelner Transportdokumente und der sich hier-
aus ergebenden Sondervereinbarungen (Anwei-
sungen) im Zeitpunkt der Auftragserteilung Be-
deutung erlangen konnte, ließ das Oberlan-
desgericht mit der Begründung dahinstehen,
ein Direktanspruch der Versicherungsnehmerin
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der Klägerin ergebe sich jedenfalls gestützt auf
§ 437 HGB, weil es sich bei der Beklagten un-
streitig um den ausführenden Frachtführer im
Sinne der Vorschrift gehandelt habe.

Das Oberlandesgericht hat eine dem originä-
ren Pflichtenkreis des Frachtführers zuzurech-
nende vertragliche Nebenpflicht der Beklagten
angenommen, „Schaden von dem ihr anver-
trauten Gut möglichst abzuwenden und nicht
durch eigenes Verhalten die Wahrscheinlichkeit
des Schadenseintrittes zu erhöhen“. Danach sei
die Beklagte bzw. ihr Fahrer verpflichtet gewe-
sen, den unbewacht abgestellten Lkw im Rah-
men des Möglichen und Zumutbaren wenigs-
tens stichprobenartig zu überwachen und zu
kontrollieren. Diese Pflicht habe der Fahrer der
Beklagten bewusst verletzt, was zur unbegrenz-
ten Haftung nach § 435 HGB führe.

Auslöser dieser vertraglichen Nebenpflicht sei
die Kenntnis der Beklagten bzw. ihres Fahrers
von der Diebstahlsgefährdung der zu transpor-
tierenden Ware, die sich aus Art und Wert so-
wie der leichten Absetzbarkeit der Ware erge-
be. Nach den Feststellungen des OLG Celle habe
sich die Kenntnis bereits aus der Auftragsbestä-
tigung ergeben, wonach „33 Europaletten Elek-
tronic“ zu befördern gewesen seien. Darüber
hinaus sei der Beklagten ein Lieferschein (und
eine Packliste) übergeben worden, den diese
auch abgestempelt habe. Auf diesen Dokumen-
ten sei die konkrete Angabe von „40 LED TV“
aufgeführt gewesen. Schließlich habe die Klä-
gerin Fotos von der verpackten Sendung vor-
gelegt, aus denen sich ergeben habe, dass die
einzelnen Pakete die Aufschrift HDTV trugen, so
dass der Fahrer konkrete Kenntnisse und Vor-
stellungen von Art und Wert der Sendung ge-
habt habe.

Das OLG Celle wies den Einwand der Beklagten
als unerheblich zurück, dass der Fahrer auf den
Vertragsschluss keinen Einfluss habe nehmen
können und die Beklagte, weil sie die Diebstahl-
gefährdung erst mit der Übernahme der Sen-
dung durch ihren Fahrer habe erkennen können,
die Beförderung nicht mehr anders habe dis-
ponieren können. Das Oberlandesgericht führt
hierzu aus, die Beklagte habe den Transport
gegebenenfalls ablehnen oder auf eine abwei-
chende vertragliche Gestaltung hinwirken müs-
sen. Es sei nicht „nachvollziehbar, weshalb die-
se Umstände die Beklagte von ihrer nebenver-
traglich geschuldeten Überwachungs- und Kon-

trollpflicht während der Standzeit entbunden
haben sollten“. Wenn der Fahrer „sehenden
Auges“ diebstahlsgefährdete Ware übernehme,
ohne dass hierfür die erforderlichen Vorkehrun-
gen getroffen würden, müsse die Beklagte sich
dies zurechnen lassen. Als Maßnahmen, die ge-
eignet gewesen seien, die Sicherheit des Sen-
dungsgutes zu erhöhen, nennt das Oberlandes-
gericht den Einsatz eines zweiten Fahrers, die
Verwendung eines Koffer-Lkw, die Gewähr des
Erreichens des Betriebsgeländes, das Anfahren
eines bewachten Parkplatzes oder auch das Ein-
holen von Weisungen.

Im Ergebnis stellt das Oberlandesgericht für die
Kenntnis der Beklagten von der Diebstahlsge-
fährdung des Sendungsgutes als Auslöser der
o.g. nebenvertraglichen Kontrollpflicht auf den
Zeitpunkt der Übernahme des Gutes und der
genannten Papiere bei der Abholung durch den
Fahrer und damit letztlich auf den Fahrer ab.

Auf den weiteren Vortrag der Klägerin, in der
Auftragsbestätigung sei die Beklagte verpflich-
tet worden, das Sendungsgut zu sichern, zu
überwachen und zu kontrollieren, komme es
ebenso wenig an wie auf den hiergegen erhobe-
nen Einwand der Beklagten, bei den fraglichen
Regelungen in der Auftragsbestätigung habe es
sich um (unwirksame) allgemeine Geschäftsbe-
dingungen gehandelt.

Das OLG Celle gelangt zu der Feststellung,
dass die „nebenvertragliche“ Überwachungs-
und Kontrollpflicht durch den Fahrer mindes-
tens leichtfertig verletzt worden sei, weil dieser
über einen Zeitraum von acht Stunden geschla-
fen und keine Kontrollen vorgenommen habe.
Das Schlafen im Lkw habe keinen Schutz für das
Transportgut bedeutet. Gerade mit Blick auf die
besondere Diebstahlsgefährdung des Gutes, die
Art des Fahrzeugs, welches als Planenfahrzeug
(auch unabhängig von der zusätzlich fehlenden
Verschließung desselben) leicht, wie tatsächlich
erfolgt, durch Aufschneiden habe geöffnet wer-
den können und das Abstellen desselben auf
einem unbewachten Parkplatz, hätte der Fah-
rer dafür Sorge tragen müssen, dass mindes-
tens stichprobenartige Kontrollen und Überwa-
chungsmaßnahmen das Risiko des Zugriffs ver-
ringert und die Sicherheit der Ladung erhöht
hätten.

Das subjektive Element des qualifizierten Ver-
schuldens nach § 435 HGB und daher das Be-
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wusstsein, dass ein Schaden mit Wahrschein-
lichkeit eintreten werde, leitet das Oberlan-
desgericht aus dem Vortrag der Beklagten ab,
wonach der Fahrer ganz gezielt und gera-
de mit Blick auf die Diebstahlsgefährdung ei-
nen viel befahrenen Parkplatz an einer der
meistbefahrenen Autobahnen der Bundesrepu-
blik Deutschland für die Übernachtung ausge-
sucht habe. Auch habe er nach den Ausführun-
gen der Beklagten bewusst seitlich zu einem
Erdwall geparkt und nicht in einer der regulä-
ren Lkw-Parkmarkierungen, da potentielle Tä-
ter in den Reihen zwischen den parkenden Lkw
den Blicken vorbeifahrender Fahrzeuginsassen
entzogen gewesen wären. Da sich der Fahrer
gedanklich somit ganz konkret mit den Folgen
der Diebstahlsgefährdung auseinandergesetzt
habe, sei auch das Bewusstsein der Leichtfer-
tigkeit i.S.v. § 435 HGB anzunehmen gewesen.

Ein Mitverschulden der Versicherungsnehme-
rin der Klägerin hat das Oberlandesgericht ver-
neint. Der Beklagten sei die Gefahr eines außer-
gewöhnlich hohen Schadens mit Blick auf die
Kenntnis von Art und Wert der Sendungsgüter
bewusst gewesen. Ein Hinweis der Klägerin sei
daher entbehrlich gewesen.

C. Kontext der Entscheidung

Die Frage, welche Sorgfaltsanforderungen an
den Frachtführer zu stellen sind, der eine La-
dung mit (diebstahlsgefährdeten) Gütern wäh-
rend einer (nächtlichen) Fahrtunterbrechung in
seiner Obhut befördert, und hieran anknüpfend,
wann im Falle eines hierbei eintretenden Ver-
lustes durch Diebstahl der Vorwurf eines qua-
lifizierten Verschuldens i.S.d. § 435 HGB (bzw.
Art. 29 CMR) gerechtfertigt ist, hat die Oberlan-
desgerichte, aber auch den BGH in den letzten
Jahren, aber auch in der jüngeren Vergangen-
heit, wiederholt beschäftigt.

Spätestens seit der Entscheidung des BGH vom
06.06.2007 (I ZR 121/04 - TranspR 2007, 423)
steht dabei die Frage nach der Kenntnis des
Frachtführers von Art und Wert der Sendungs-
güter als Ausgangspunkt für die Ermittlung der
Sorgfaltsanforderungen, die der Frachtführer
zum Schutz des Sendungsgutes zu erfüllen hat,
im Vordergrund.

Der BGH hatte in der fraglichen Entscheidung
die Kenntnis von Art und Wert der Sendungs-

güter auf Seiten des Frachtführers (und sei-
nes Fahrers) verneint, obwohl die Sendung im
Frachtbrief mit „800 Computerteile“ angegeben
worden war. Der BGH hatte diese Angabe nicht
für ausreichend erachtet, um dem Frachtfüh-
rer das Bewusstsein von einer besonders dieb-
stahlsgefährdeten Sendung zu vermitteln. Mit
Blick auf die fehlende Kenntnis von der Dieb-
stahlsgefährdung hatte der BGH angenommen,
dass der Frachtführer nicht verpflichtet gewe-
sen sei, besondere Maßnahmen zum Schutz der
Sendung zu ergreifen. Der Frachtführer hatte
das Fahrzeug über Nacht auf einem unbewach-
ten Parkplatz in Frankreich abgestellt, wo es so-
dann (wie im Fall des OLG Celle) zu einem Dieb-
stahl des Sendungsgutes durch sog. „Planen-
schlitzer“ gekommen war, während der Fahrer
im Fahrzeug schlief. Neben dem vom Diebstahl
betroffenen Lkw parkte ein weiterer Lkw des
gleichen Transportunternehmens, in dem eben-
falls ein Fahrer schlief.

Der BGH verneinte ein qualifiziertes Verschul-
den auf Seiten des beklagten Frachtführers mit
der Begründung, mangels der Kenntnis von der
besonderen Gefahrenlage sei der Frachtführer
nicht verpflichtet gewesen, einen Kastenwagen
einzusetzen oder einen bewachten Parkplatz
anzufahren, um den Schutz des Sendungsgu-
tes sicherzustellen. Der BGH führte in seiner Be-
gründung weiter aus, dass, da der Parkplatz be-
leuchtet gewesen sei, der Fahrer im Fahrzeug
geschlafen habe sowie durch das Parken neben
einem weiteren Fahrzeug des gleichen Unter-
nehmens, die Entdeckungsgefahr für Diebe (in
gewissem Maße) erhöht gewesen sei. Auch sei
der fragliche Parkplatz nicht als besonders dieb-
stahlsgefährdet bekannt gewesen.

Der BGH hat in seiner Entscheidung die (durch-
aus bereits in zurückliegenden Entscheidungen
aufgestellten) Grundsätze formuliert, nach de-
nen seither das qualifizierte Verschulden des
Frachtführers von der Rechtsprechung geprüft
wird und die wie folgt wiedergegeben werden
können:

„Welche Sicherheitsvorkehrungen der Trans-
portunternehmer zur Erfüllung seiner vertragli-
chen Verpflichtung, das ihm anvertraute Trans-
portgut während der Beförderung vor Dieb-
stahl oder Raub zu bewahren, ergreifen muss,
hängt von den Umständen des Einzelfalls ab. Es
kommt entscheidend darauf an, ob die getrof-
fenen Maßnahmen den aktuell erforderlichen
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Sorgfaltsanforderungen genügen. Je größer die
mit der Güterbeförderung verbundenen Risiken
sind, desto höhere Anforderungen sind an die zu
treffenden Sicherheitsmaßnahmen zu stellen.

Von erheblicher Bedeutung ist in diesem Zu-
sammenhang, ob das transportierte Gut leicht
verwertbar und damit besonders diebstahlsge-
fährdet ist, welchen Wert es hat, ob dem Fracht-
führer die besondere Gefahrenlage bekannt
sein musste und welche konkreten Möglichkei-
ten einer gesicherten Fahrtunterbrechung es
gab, um vorgeschriebene Pausen einzuhalten
(BGH, Urt. v. 16.07.1998 - I ZR 44/96 - TranspR
1999, 19, 21 = VersR 1999, 254; BGH, Urt. v.
13.04.2000 - I ZR 290/97 - TranspR 2000, 407,
408 = VersR 2000, 1437, m.w.N.).“

Bei der Prüfung, ob der Frachtführer die gebote-
nen (möglicherweise wegen der Diebstahlsge-
fährdung gesteigerten) Sorgfaltsanforderungen
erfüllt oder ob er diese in qualifiziert schuldhaf-
ter Weise verletzt hat, kommt es auf eine Abwä-
gung der den einzelnen Kriterien zuzuordnen-
den Sachverhaltselementen im Einzelfall an.

Der BGH hat diese Grundsätze in weiteren Ent-
scheidungen vom 30.09.2010 (I ZR 39/09 -
TranspR 2010, 437) sowie vom 13.12.2012 (I
ZR 236/11 - TranspR 2013, 286), die sich eben-
falls mit Diebstählen von Ladung von unbe-
wacht abgestellten Lkw zu befassen hatten,
zur Anwendung gebracht und hierbei aufge-
zeigt, dass die Abwägung der Besonderheiten
des Einzelfalls zu ganz unterschiedlichen Er-
gebnissen führen kann. So hat der BGH im
Urteil vom 13.12.2012 ein qualifiziertes Ver-
schulden ebenfalls verneint, in diesem Fall, ob-
wohl dem Frachtführer bekannt war, dass sich
unter seiner Ladung (Sammelgut) eine Palet-
te mit Tabakwaren befand, die als hoch dieb-
stahlsgefährdet und besonders wertvoll einzu-
stufen war. Allerdings war das Gewerbegebiet in
Deutschland, in dem das Fahrzeug über das Wo-
chenende unbewacht abgestellt war, nach dem
unstreitigen Vortrag in dem fraglichen Rechts-
streit zuvor nicht Gegenstand von Diebstählen
gewesen. Auch befand sich das Gut in einem
Kastenwagen, nicht in einem Planenauflieger.

In der Entscheidung vom 30.09.2010 hatte der
Frachtführer ebenfalls Kenntnis von der beson-
deren Diebstahlsgefährdung. Er hatte das Fahr-
zeug tagsüber und lediglich für eine Stunde un-
bewacht auf einem Autobahnparkplatz abge-

stellt, um das WC aufzusuchen und einen Kaf-
fee zu trinken. In der fraglichen Zeit kam es
zum Diebstahl. In diesem Fall bejahte der BGH
ein qualifiziertes Verschulden. Allerdings wies
der Fall die Besonderheit auf, dass die Absende-
rin der beklagten Frachtführerin in dem Trans-
portauftrag besondere Sicherheitsanforderun-
gen an die Beförderung aufgegeben hatte, die
eine lückenlose Überwachung des Fahrzeugs
vorsahen und gegen die der Frachtführer mit
dem unbewachten Abstellen im Ergebnis vor-
sätzlich verstoßen hatte.

Auch weitere Oberlandesgerichte haben sich
in den letzten Monaten in Urteilen mit ent-
sprechenden Fallkonstellationen (Verlustfälle
aus unbewacht abgestellten Lkw) befasst. Hier
sind beispielhaft das OLG Hamburg (Urt.  v.
26.06.2014 - 6 U 172/12 - TranspR 2014, 429 ),
das OLG Köln (Urt. v. 16.04.2015 - 3 U 108/14
- TranspR 2015, 288) sowie des OLG München
(Urt. v. 22.01.2015 - 23 U 1589/14 - RdTW 2015,
140) zu nennen, die jeweils auf die von Seiten
des BGH aufgestellten Kriterien Bezug nehmen,
dies allerdings mit sehr unterschiedlichen Er-
gebnissen (das OLG Köln sowie des OLG Mün-
chen bejahten jeweils einen qualifiziert schuld-
haften Pflichtverstoß, während das OLG Ham-
burg die Haftung des Beklagten Frachtführers
nach Art. 29 verneinte).

Misst man die Entscheidung des OLG Celle so-
wie die dort gegebene Begründung für die An-
nahme eines qualifizierten Verschuldens an der
aufgezeigten Rechtsprechung des BGH, so wird
deutlich, dass auch das OLG Celle sich bei seiner
Entscheidung an den von Seiten des BGH auf-
gestellten Kriterien orientiert. So gibt das Ober-
landesgericht mit der von ihm angenommenen
nebenvertraglichen Pflicht, „Gefahren für das
Transportgut möglichst zu vermeiden und je-
denfalls nicht selbst diesbezüglich Gefahrensi-
tuationen zu schaffen,“ im Ergebnis den durch
den BGH formulierten Grundsatz, dass „das ihm
(dem Frachtführer, Anm. des Verfassers) anver-
traute Transportgut während der Beförderung
vor Verlust durch Diebstahl oder Raub“ zu be-
wahren ist, nur mit anderen Worten wieder.

Und auch in der Entscheidung des OLG Celle
wird für die konkrete Ausgestaltung der Pflicht,
also für die Frage, welche konkreten Maßnah-
men zum Schutze des Gutes zu ergreifen sind,
auf die Kenntnis der Beklagten (bzw. ihres Fah-
rers) von Art und Wert des Gutes, und somit die
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Kenntnis von der Diebstahlsgefährdung, abge-
stellt.

So erscheint es auch jedenfalls auf den ersten
Blick folgerichtig, dass der BGH in seinem Ur-
teil vom 06.06.2007 ein qualifiziertes Verschul-
den und das Erfordernis besonderer Schutzvor-
kehrungen (mangels Kenntnis von der Gefähr-
dungslage) verneint, während das OLG Celle
in der vorliegenden Entscheidung aufgrund der
festgestellten Kenntnis der Beklagten die Über-
wachung und Kontrolle des Sendungsgutes auf
dem unbewachten Parkplatz fordert. Mit Blick
auf die unterschiedliche Ausgangssituation be-
treffend die Kenntnis von der Gefährdungsla-
ge stellt sodann auch die unterschiedliche Be-
handlung des schlafenden Fahrers nicht a prio-
ri einen Widerspruch dar. Während nach der
Auffassung des OLG Celle der schlafende Fah-
rer, der acht Stunden schläft, ohne regelmäßi-
ge Kontrollgänge und stichprobenartige Über-
prüfungen der Ware vorzunehmen, seine Pflicht
in qualifiziert schuldhafter Weise verletzt, misst
der BGH dem im Lkw schlafenden Fahrer in der
Entscheidung vom 06.06.2007 offensichtlich ein
gewisses Maß an Sicherungsfunktion bei (wie
das OLG Celle auch das OLG München und das
OLG Köln; anders das OLG Hamburg, welches
allerdings wie der BGH bereits die Kenntnis von
einer besonderen Gefahrenlage auf Seiten des
Frachtführers verneint hatte).

Ein Widerspruch scheint sich dagegen auf den
ersten Blick zwischen der Entscheidung des
OLG Celle und der BGH-Entscheidung vom
13.12.2012 zu ergeben. Der BGH hatte ein qua-
lifiziert schuldhaftes Handeln des Frachtführers
verneint, obwohl dieser Kenntnis davon hatte,
dass sich auf seinem Lkw eine Palette mit wert-
vollen Tabakwaren befand. Hier hatte der Fah-
rer noch nicht einmal im Lkw geschlafen. Viel-
mehr war das Fahrzeug (vollständig) unbewacht
für zwei Tage in einem Gewerbegebiet abge-
stellt worden. Der BGH hatte nicht wie das OLG
Celle regelmäßige Kontrollen des Sendungsgu-
tes während der unbewachten Abstellzeit gefor-
dert. Allerdings wies der BGH darauf hin, dass
der fragliche Abstellplatz bislang nicht Schau-
platz von Ladungsdiebstählen geworden war.
Zu dieser Frage enthält das Urteil des OLG Cel-
le für den dort entschiedenen Fall keine Anga-
ben. Auch handelte es sich bei dem Fahrzeug,
über das der BGH in dem fraglichen Rechtsstreit
zu entscheiden hatte, um einen verschlossenen

Kastenwagen, nicht um einen leicht zu öffnen-
den Planenauflieger.

Die Verwendung eines Kastenwagens hatte je-
doch auch das OLG Celle als solche Schutz-
maßnahme aufgeführt, die geeignet sein könn-
te, das Erfordernis der Überwachung und regel-
mäßigen Kontrolle bzw. den Vorwurf einer qua-
lifiziert schuldhaften Pflichtverletzung bei Un-
terlassung solcher Überwachungsmaßnahmen
entfallen zu lassen, so dass auch in Bezug
auf diese BGH-Entscheidung ein echter Wider-
spruch nicht verbleibt.

Soweit das OLG Celle in seiner Entscheidung
die von der Klägerin behauptete Anweisung zur
Überwachung und Sicherung des Lkw in der
Auftragsbestätigung thematisiert, jedoch für die
Frage der Pflichten und Pflichtverletzungen der
Beklagten dahinstehen lassen konnte, weil es
bereits wegen der Verletzung der nebenver-
traglichen Pflichten des Frachtführers zur unbe-
grenzten Haftung der Beklagten gelangte, kam
der BGH in seinem Urteil vom 30.09.2010, ge-
rade mit Blick auf die Vereinbarung von Sicher-
heitsstandards für den Transport zwischen Ab-
sender und Frachtführer wie die Vorgabe, Fahr-
zeuge zu keiner Zeit unbewacht abzustellen, zur
Annahme eines qualifiziert schuldhaften Pflicht-
verstoßes wegen vorsätzlicher Missachtung die-
ser Sicherheitsstandards durch die Beklagte.

Das Urteil des OLG Celle fügt sich daher zu-
nächst ohne erkennbare Widersprüche in die
entsprechende Rechtsprechung des BGH zu
dem fraglichen Themenkomplex ein. Die Recht-
sprechung der weiteren Oberlandesgerichte,
wie exemplarisch anhand der Entscheidungen
des OLG Hamburg sowie der Oberlandesge-
richte München und Köln aufgezeigt, thema-
tisiert bei der Ermittlung der Sorgfaltsanfor-
derungen im Ergebnis dieselben Kriterien und
greift auf dieselben Maßnahmen für die Er-
füllung der Sorgfaltsanforderungen zurück wie
der BGH. Die Gewichtung der einzelnen Krite-
rien und die Anforderungen an die Annahme
von Diebstahlsgefährdung jeweils unter Berück-
sichtigung der umgesetzten oder unterlassenen
Maßnahmen wird von den Oberlandesgerichten
dagegen durchaus uneinheitlich vorgenommen
bzw. definiert, so dass die Entscheidung des
OLG Celle sich in diese Vielseitigkeit einfügt, oh-
ne etwa einen vorbildhaften Sonderweg aufzu-
zeigen.
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Besonderheiten zeigt das Urteil des OLG Cel-
le jedoch bei der Erlangung der Kenntnis von
Art und Wert des Sendungsgutes durch die Be-
klagte. Wie ausgeführt, lässt das Oberlandesge-
richt die Kenntnis des Fahrers von der besonde-
ren Gefährdungslage für die Entstehung der ge-
steigerten Sorgfaltsanforderungen bei der Erfül-
lung der nebenvertraglichen Schutzpflicht aus-
reichen und rechnete diese Kenntnis auch voll-
umfänglich der Beklagten zu. Den Einwand der
Beklagten, sie habe mit Blick auf die späte
Kenntniserlangung nicht mehr über den Trans-
port hinsichtlich der Ladung und Beförderung
disponieren können, weist es zurück. Das Ober-
landesgericht führt aus, die Beklagte habe den
Transport ablehnen oder Weisungen einholen
können, dies offensichtlich unabhängig davon,
ob der Fahrer seine Geschäftsherrin auch tat-
sächlich über die besondere Gefahrenlage un-
terrichtet und Weisungen eingeholt hatte. So
führt das OLG Celle weiter aus, dass den Fahrer,
der „sehenden Auges einen Transport beson-
ders diebstahlsgefährdeter Ware übernimmt,
ohne dass hierfür die erforderlichen Disposi-
tionen getroffen wurden“, (selbst) dafür einzu-
stehen hat, die erforderlichen Schutzpflichten
zu erfüllen. Im Ergebnis forderte das Oberlan-
desgericht, dass der Fahrer selbst die Über-
wachungs- und Kontrollpflicht erfüllte. Dadurch
dass der Fahrer acht Stunden lang schlief, oh-
ne das Gut zu kontrollieren, sah das Oberlan-
desgericht die Pflicht als leichtfertigt und be-
wusst verletzt i.S.v. § 435 HGB an und rechnete
der Beklagten das entsprechende Verhalten zu,
mit der Folge, dass diese nach § 435 HGB für
den Schaden einzustehen hatte. Insofern ließ es
das Oberlandesgericht auch ausreichen, dass
der abholende Fahrer die erforderliche Kenntnis
erst im Zeitpunkt der Abholung erhielt und die-
se der Beklagten nicht bereits im Zeitpunkt des
Vertragsschlusses vor Beginn der Beförderung
mitgeteilt wurde.

Ob es für die gesteigerten Sorgfaltsanforderun-
gen an den Schutz des Gutes während der Be-
förderung und den sich hieran anknüpfenden
Vorwurf eines qualifizierten Verschuldens bei
der Verletzung der Schutzpflichten wegen des
Unterlassens der danach zu ergreifenden Maß-
nahmen auf die Kenntnis der Beklagten an-
kommt oder ob die Kenntnis des Fahrers aus-
reicht (oder ob die Kenntnis des Fahrers gege-
benenfalls der Kenntnis der Beklagten gleich-
zusetzen ist, im Sinne eines Wissensvertreters

gem. §  166 Abs.  1 BGB analog), hat der BGH
in den oben genannten Entscheidung nicht ab-
schließend entschieden bzw. thematisiert. In
seiner Entscheidung vom 06.06.2007 hat er
durchaus zwischen der Kenntnis der Beklagten
und der Kenntnis ihres Fahrers differenziert und
diese bei beiden gesondert untersucht, mit dem
Ergebnis, dass er weder bei dem Fahrer noch
bei der Beklagten eine entsprechende Kenntnis
von der besonderen Gefährdungslage feststel-
len konnte. So hat der BGH in seiner Entschei-
dung ausgeführt, dass es an einem besonders
schweren Pflichtverstoß sowohl der Beklagten
als auch ihres Fahrers fehle. Dies lässt mögli-
cherweise den Rückschluss zu, dass durchaus
die Kenntnis des Fahrers ausreichen könnte, um
sodann besondere Pflichten anzunehmen, bei
deren Verletzung durch den Fahrer eine Haf-
tung des beklagten Frachtführers wegen quali-
fizierten Verschuldens angenommen und nach
§ 428 HGB zugerechnet werden könnte.

Für die Kenntnis des Frachtführers von der Ge-
fahr eines ungewöhnlich hohen Schadens und
die Obliegenheit des Absenders, diesbezüglich
Hinweise an den Frachtführer zu erteilen bzw.
den Frachtführer wiederum über Art und Wert
des Sendungsgutes zu unterrichten, hatte der
BGH in seiner Entscheidung vom 13.06.2013
(I ZR 87/11 - TranspR 2012, 463) – allerdings
gänzlich ohne dies besonders zu problematisie-
ren – die Kenntnis des Abholfahrers der Kennt-
nis der Beklagten gleichgestellt, was tatsäch-
lich für eine Wissenszurechnung nach §  166
Abs. 1 BGB analog sprechen könnte. Allerdings
hat der BGH sodann ausgeführt, dass es für die
Erfüllung der Obliegenheiten auf Seiten des Ab-
senders nicht ausreichen soll, „erst“ den Ab-
holfahrer über Art und Wert des Sendungsgu-
tes zu informieren. Zwar müsse die fragliche
Kenntnis auf Seiten der Beklagten nicht bereits
im Zeitpunkt des Vertragsschlusses vorliegen.
Jedenfalls aber müsse der Hinweis so recht-
zeitig erteilt werden, dass die Beklagte über
den Transport noch disponieren, insbesondere
die Durchführung des Frachtvertrages ablehnen
oder aber Weisungen einholen könne. Dies sei
nicht gewährleistet, wenn erst der Abholfahrer
die Kenntnis erlange. Insofern habe der Trans-
port bereits begonnen, und Dispositionen sei-
en nicht mehr (in dem erforderlichen Umfang)
möglich. Der BGH differenziert daher letztlich
nicht danach, wer die Kenntnis erlangt hat, ob
also die Beklagte selbst (deren Geschäftsführer
oder der für den Abschluss des Frachtvertrages
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zuständige Disponent) die Kenntnis erlangt hat
oder aber der Abholfahrer, sondern vielmehr da-
nach, wann im Rahmen des Transportablaufes
die Kenntnis erlangt wurde.

Überträgt man die aus der fraglichen BGH-Ent-
scheidung abgeleiteten Grundsätze, die für das
Mitverschulden wegen Verletzung der Hinweis-
pflicht entwickelt worden sind, auf den vorlie-
genden Fall des OLG Celle, so spricht einiges
dafür, dass das Oberlandesgericht, welches die
Kenntniserlangung durch den Fahrer (und somit
die Kenntniserlangung „erst im Zeitpunkt der
Abholung“) und dessen danach unterlassenes
Handeln sowohl für die Entstehung der gestei-
gerten Sorgfaltsanforderungen als auch für die
Pflichtverletzung selbst und im Ergebnis für die
unbegrenzte Haftung der Beklagten ausreichen
ließ, sich in Widerspruch zu der fraglichen BGH-
Entscheidung gesetzt haben könnte, da es ge-
rade nicht auf die Dispositionsmöglichkeiten der
Beklagten abstellte, die durch die späte Infor-
mation möglicherwiese erschwert war.

Gegen einen solchen Widerspruch könnte je-
doch sprechen, dass der BGH in seiner Entschei-
dung dem fraglichen Umstand, dass es dem
Abholfahrer möglich gewesen wäre, bei seiner
Geschäftsherrin Weisungen einzuholen, sodann
bei der Begründung für die Ermittlung der ange-
messenen Mitverschuldensquote durchaus Be-
deutung beigemessen hat, dieser Umstand also
nicht ohne Belang war.

Da die Kenntnis des Frachtführers von der be-
sonderen Gefahrenlage Einfluss sowohl auf die
anzuwendende Sorgfalt bzw. diejenigen Siche-
rungsmaßnahmen hat, die der Frachtführer für
das von ihm übernommene Sendungsgut vor-
halten/treffen muss als auch auf die Annahme
eines möglichen Mitverschuldens des Absen-
ders hat (vorliegend vom OLG Celle nach sei-
ner Entscheidung konsequent verneint), kommt
es ganz entscheidend darauf an, ob die (spä-
te) Kenntnis des Abholfahrers ausreichen soll,
um sodann die gesteigerten Anforderungen an
die Sorgfalt für das übernommene Sendungsgut
auszulösen.

Das Urteil des OLG Celle ist nicht rechtskräftig.
Mit Interesse wird man daher auf die Entschei-
dung des BGH über das Rechtsmittel der Be-
klagten – anhängig unter dem Az. I ZR 12/15 –
schauen.

D. Auswirkungen für die Praxis

Welche Auswirkungen die hier besprochene
Entscheidung für die Praxis haben wird, kann
abschließend erst nach Vorliegen der Entschei-
dung des BGH über das von der Beklagten ein-
gelegte Rechtsmittel beurteilt werden.

Davon losgelöst ist die Entscheidung jedoch im
Kontext der Vielzahl weiterer OLG-Entscheidun-
gen sowie der oben aufgezeigten BGH-Recht-
sprechung zu sehen. Die durchaus unterschied-
liche Gewichtung der Kriterien für die Annahme
gesteigerter Sorgfaltsanforderungen auf Seiten
des Frachtführers bei den verschiedenen Ober-
landesgerichten fordert dem Rechtsanwender
eine möglichst umfassende Auswertung und
Aufklärung des Sachverhaltes ab, um auf die-
se Weise möglichst viele Indizien zusammenzu-
tragen, die sodann geeignet sind, den Vorwurf
des qualifizierten Verschuldens oder auch die
Verteidigung hiergegen zu stützen. Beispielhaft
sind die erwähnte Verwendung eines Kastenwa-
gens (oder Planenfahrzeugs), eines Sicherheits-
schlosses, einer Alarmanlage, die Gefährdungs-
lage verwendeter unbewachter Parkplätze oder
die Planung der Reise gänzlich ohne Fahrtun-
terbrechung sowie das Anfahren unbewachter
Parkplätze oder bewachter Betriebshöfe zu nen-
nen.

Darüber hinaus ist die vollständige Informati-
on des Frachtführers über Art und Wert der
Sendungsgüter sowie über dessen Diebstahls-
gefährdung dringend zu empfehlen. Die Kennt-
nis des Frachtführers ist insofern nicht ledig-
lich für die Steigerung der Sorgfaltsanforderun-
gen betreffend den Schutz des Transportgutes,
sondern zusätzlich für die Annahme eines Mit-
verschuldens oder dessen Abwehr von überra-
gender Bedeutung. Dabei sollte die Informati-
on idealerweise bereits bei Vertragsabschluss
erfolgen. Wurde dies versäumt, sollte die Infor-
mation so schnell wie möglich nachgeholt wer-
den, mindestens gegenüber dem Abholfahrer,
idealerweise durch Weisung an den beauftrag-
ten Frachtführer.

Darüber hinaus kann die vertragliche Vereinba-
rung bestimmter Sicherheitsanforderungen für
den Transport jede Diskussion darüber, welche
Schutzmaßnahmen der Frachtführer idealerwei-
se hätte ergreifen sollen bzw. welche Maßnah-
men er pflichtwidrig unterlassen hat, entbehr-
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lich machen. Das Abstellen des Fahrzeugs auf
einem bewachten Parkplatz (oder Betriebsge-
lände) stellt, wie aufgezeigt, dabei nur eine der
möglichen Maßnahmen dar.

Weiterhin klärungsbedürftig (auch durch den
BGH) dürfte die Frage nach den Mindestvorkeh-
rungen sein, die der Frachtführer in Bezug auf
das Sendungsgut zum Schutz vor Verlust durch
Raub oder Diebstahl zu erfüllen hat. Dass eine
entsprechende Verpflichtung dem Grunde nach
besteht, wird sowohl vom BGH als auch von
den Oberlandesgerichten angenommen. Wann
jedoch eine qualifiziert schuldhafte Verletzung
dieser Schutzpflicht selbst dann anzunehmen
ist, wenn keine Kenntnis von einer besonderen
Gefährdungslage besteht, wurde weder durch
das OLG Celle noch durch den BGH bislang fest-
gelegt.

Hierbei wird zu berücksichtigen sein, dass aktu-
elle Erhebungen den Schluss nahelegen, dass
fast jedes Sendungsgut tatsächlich während der
Beförderung gestohlen wird (ein Wert von mehr
als 10 Euro pro kg gilt danach auf dem entspre-
chenden Markt bereits als sehr gut abzusetzen,
vgl. OLG München, Urt.  v. 22.01.2015 - 23 U
1589/14 und OLG Hamburg, Urt. v. 26.06.2014
- 6 U 172/12) und dass Deutschland das Land
in Europa ist, in dem die größten Ladungs-
werte durch Ladungsdiebstahl verloren gehen
(Bundesamt für Güterkraftverkehr, Marktbeob-
achtung Güterverkehr, Diebstähle im Transport-
bereich, 2015), so dass sich für Transporte in
Deutschland eine omnipräsente Gefährdungsla-
ge zu ergeben scheint, letztlich unabhängig da-
von, was transportiert und wo es unbewacht ab-
gestellt wird.

3

Abgrenzung zwischen Fracht- und
Chartervertrag

Orientierungssätze zur Anmerkung:

1. Frachtrecht ist weder unmittelbar noch
analog einschlägig, wenn kein Frachtver-
trag, sondern ein Chartervertrag abge-
schlossen worden ist.

2. Bei der Abgrenzung von Fracht- und Char-
tervertrag sind stets die Umstände des Ein-
zelfalls maßgeblich.

3. Wesentliche Abgrenzungskriterien sind
Disposition, Einsatz sowie Nutzen bezüglich
Fahrzeug und Fahrpersonal.

Anmerkung zu OLG Nürnberg, Urteil vom
 14.04.2015, 3 U 1573/14
von Prof. Dr. Andreas Gran, RA und FA für
Transport- und Speditionsrecht, Arnecke Sibeth,
Frankfurt am Main

A. Problemstellung

Wegen der Schadensträchtigkeit der Güterbe-
förderung ist die Frage, ob das im HGB und
im internationalen Abkommen CMR erfasste
Frachtrecht einschlägig ist, von erheblicher Be-
deutung. Ist es einschlägig, so umfassen die
§§ 425 ff. HGB und Art. 25 ff. CMR diverse spe-
zielle Haftungsfolgen, einschließlich der dem
Fracht- und Speditionsrecht immanenten Haf-
tungsbegrenzungen.

Grundlage ist das Vorliegen eines Frachtvertra-
ges gemäß § 407 HGB. Dabei verpflichtet sich
der Frachtführer zur Beförderung und dessen
Auftraggeber zur Zahlung der Vergütung. Ergibt
die Auslegung der entsprechenden Willenser-
klärungen jedoch nicht, dass ein Frachtvertrag
in diesem Sinne abgeschlossen wurde, so schei-
det die Anwendung der entsprechenden Haf-
tungsnormen grundsätzlich aus. Ob Erklärun-
gen der Vertragsparteien auf einen Frachtver-
trag oder einen anderen Vertragstypus, hier der
sog. Chartervertrag, gerichtet sind, kann pro-
blematisch sein.

Dabei muss erforderlichenfalls gerichtlich ent-
schieden werden, ob sich die Erklärungen auf
Transport oder auf Überlassung des Transport-
mittels samt Personal beziehen. Ergibt die Aus-
legung, dass der Vertrag die Überlassung als
charakteristische Leistung aufweist, so liegt ein
Chartervertrag vor, auf den Frachtrecht nicht
anzuwenden ist. Vielmehr gelten u.a. mietrecht-
liche Aspekte. Die frachtrechtlichen Pflichten
und Haftungsrisiken sind dabei für das überlas-
sende Unternehmen nicht maßgeblich.
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B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Bei dieser Gerichtsentscheidung war über ei-
nen etwaigen Schadensersatzanspruch anläss-
lich des Diebstahls von Gütern aus einem Lkw
der Beklagten, welcher der Rechtsvorgängerin
der Klägerin nebst Fahrer überlassen worden
war, zu befinden. Als Anspruchsgrundlage war
klägerseits auf Art. 17 Abs. 1, 23 und 29 CMR
Bezug genommen worden.

Der erstinstanzlichen Entscheidung, wonach
kein Frachtvertrag, sondern ein Chartervertrag
vorlag, hat sich das OLG Nürnberg angeschlos-
sen. Nach dessen Auffassung hatte die Beru-
fung keinen Erfolg, weil nach dem Ergebnis
der Beweisaufnahme feststand, dass Disposi-
tion, Einsatz sowie Nutzen übertragen worden
waren.

Dieser Chartervertag, der auch als Lohnfuhrver-
trag bezeichnet wird, umfasst die Überlassung
eines „bemannten“ Fahrzeuges zur beliebigen
Ladung und Fahrt, nicht aber Haftungsrisiken
während der einzelnen Fahrten. Wesentlich war
die Beweisaufnahme, denn dabei hatte sich er-
geben, dass u.a. dieser Lkw dauerhaft verfügbar
gemacht worden war und dabei dem Fahrperso-
nal dort Weisungen erteilt wurden. Die vertrag-
lichen Pflichten der Beklagten waren also auf
die Überlassung von Lkw und Fahrer begrenzt.
Deshalb ergab sich keine Verantwortung für den
Diebstahl.

Zeugenvernehmungen von Disponenten und
Fahrer waren erstinstanzlich durchgeführt wor-
den und auf die vom Fahrer geäußerte Einschät-
zung, wem gegenüber er als Mitarbeiter der
Beklagten während der Überlassung weisungs-
gebunden sei und ob aus rechtlicher Sicht ein
Frachtvertrag vorlag, kam es nicht an. Seine
Aussage war im Rahmen der freien Beweiswür-
digung kritisch unter Beachtung der teils wi-
dersprüchlichen Zeugenangaben gewertet wor-
den. Weder die Abrechnung auf Kilometerba-
sis noch der eingedeckte Versicherungsschutz
oder die Berichtspflicht des Fahrers gegenüber
der Beklagten sprachen für einen Frachtvertrag.
Eine analoge Anwendung frachtrechtlicher Haf-
tungsnormen wurde ebenso abgelehnt wie die
Anwendung von §§ 280, 831 BGB.

C. Kontext der Entscheidung

Sofern ein Transportunternehmen Transportge-
rät und -personal anbietet, hat es die Wahl, dies
in eigener Verantwortung durch einen Fracht-
vertrag zu gestalten oder sich auf die Über-
lassung an den Auftraggeber in dessen eige-
nen Verantwortungsbereich zu beschränken.
Das ist eine betriebswirtschaftliche Entschei-
dung mit juristischer Tragweite. Entscheidet
sich das Unternehmen für die erste Variante,
bestehen frachtrechtliche Haftungsrisiken. An-
dernfalls erstrecken sich die Risiken auf die
Überlassung, nicht aber auf die einzelnen Trans-
porte. Den Landfrachtverkehr betrifft die kon-
krete Entscheidung. Im Luftfrachtverkehr hat
die Abgrenzung ebenfalls Bedeutung, da hoch-
wertiges Fluggerät auch verchartert wird. Bei
anderen Verkehrsträgern kann die Abgrenzung
ebenfalls relevant sein.

D. Auswirkungen für die Praxis

Die Entscheidung, entweder einen Fracht- oder
einen Chartervertrag bzw. Lohnfuhrvertrag ab-
zuschließen, sollte praxisnah unter Beachtung
der Haftungsrisiken erfolgen. Wer diese ein-
schränken möchte, sollte das durch klare Ver-
tragsgestaltung bezüglich Disposition, Einsatz
und Nutzen und entsprechende organisatori-
sche Gestaltung kenntlich machen. Bei Fracht-
verträgen sollte das Fahrpersonal weisungsge-
bunden bleiben. Beim Chartervertrag sollte in
der Praxis darauf geachtet werden, dass dem
Fahrpersonal bekannt ist, wem gegenüber wäh-
rend der Überlassung Weisungsgebundenheit
besteht. Hier zeigt sich, dass arbeitsrechtliche
Vereinbarungen und Vorgaben mit den fracht-
oder charterrechtlichen Aspekten in Einklang
gebracht werden sollten. Vertriebs- und Perso-
nalabteilungen von Unternehmen, die entweder
Frachtverträge oder Charterverträge abschlie-
ßen, sollten sich insoweit jeweils abstimmen.

E. Weitere Themenschwerpunkte der Ent-
scheidung

Daneben ist die häufige Thematik des Forde-
rungsübergangs bei der Einbindung von Versi-
cherungen im Transportgewerbe erfasst, wobei
von Interesse ist, ob der Versicherungsschutz
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sich auch auf das Überlassen von Fahrzeugen
erstreckt.

4

Beschränkte Haftung des Lotsen in der
Binnenschifffahrt

Orientierungssätze zur Anmerkung:

1. Der Lotse in der Binnenschifffahrt haf-
tet gemäß §  21 Abs.  3 SeeLotG analog im
Verhältnis zum Eigner des gelotsten Schiffes
nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit.

2. Ein Lotse in der Binnenschifffahrt kann un-
geachtet dessen seine Haftung gemäß § 5i
BinSchG auf 100.000 SZR beschränken und
diese Haftungsbeschränkung im Wege der
Einrede geltend machen.

3. Beschränkt der Kläger seine Forderung
auf die Höchstsumme gemäß §  5i BinSchG
und weist der Beklagte keine weiteren For-
derungen nach, bedarf ein Zwischenurteil
über den Grund keines Vorbehaltes gemäß
§ 305a Abs. 2 ZPO.

Anmerkung zu Rheinschiffahrtsoberge-
richt Karlsruhe, Urteil vom  27.04.2015,
22 U 1/14 RhSch
von Markus Jaegers, RA und FA für Transport-
und Speditionsrecht, NJP Grotstollen, Duisburg

A. Problemstellung

Die Berechtigung zum Fahren eines großen
Wasserfahrzeugs ist bekanntlich auf bestimmte
Reviere und Fahrstrecken beschränkt, nicht nur
in der Seeschifffahrt, sondern auch in der Bin-
nenschifffahrt. Auf Strecken, für die der Stamm-
besatzung die Berechtigung fehlt, werden Lot-
sen eingesetzt. Das Schiffsführerpatent für den
Oberrhein, überdies ein streckenweise schwie-
riges Revier, besitzen denn auch bei weitem
nicht alle Rheinschiffer, so dass hier Bedarf an
Oberrheinlotsen besteht, die für ziemlich gerin-
ge Vergütung ihren Dienst versehen, wobei sie
zumeist die Schiffsführung übernehmen.

Da sie für ihre Fehler, obgleich beschränkt,
grundsätzlich einzustehen haben, sind sie we-
gen der hohen Werte, der ihnen anvertrauten
Schiffe, Ladung und des Verletzungsrisikos von
Passagieren bei einem Unfall einem beträcht-
lichen, vielleicht sogar ruinösen Haftungsrisiko
ausgesetzt. Wegen des Missverhältnisses zwi-
schen Lotsenvergütung und dem Schadensrisi-
ko, aber auch wegen der schwierigen Versicher-
barkeit des Lotsenrisikos ist nach herrschender
Rechtsprechung die Lotsenhaftung auch in der
Binnenschifffahrt unter analoger Anwendung
des Haftungsprivilegs der Seelotsen (§ 21 Abs. 3
SeeLotG) auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit
beschränkt (z.B. BGH, Urt. v. 20.02.1989 - II ZR
26/88 - NZV 1989, 427). Durch Inkrafttreten des
Straßburger Übereinkommens, der CLNI, umge-
setzt in das deutsche Recht mit dem Gesetz
zur Änderung der Haftungsbeschränkung in der
Binnenschifffahrt vom 25.08.1998 (GÄHB) mit
den §§  4 bis 5m BinSchG, wurde dem Lotsen
zusätzlich die Möglichkeit eingeräumt, u.a. sei-
ne Haftung für Sachschäden summenmäßig auf
100.000 SZR zu beschränken, bei einer Haf-
tungsdurchbrechung ab sogenannter bewuss-
ter Leichtfertigkeit (= qualifiziertes Verschul-
den), so dass sich die verschiedenen haftungs-
beschränkenden Systeme nicht harmonisch an-
einander fügen.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Das OLG Karlsruhe als Rheinschifffahrtsober-
gericht hatte sich mit dem Zusammenwirken
der die Lotsenhaftung beschränkenden Rege-
lungen nach §  21 Abs.  3 SeeLotG analog und
§ 5i BinSchG sowie der sich aus dem Haftungs-
beschränkungsrecht ergebenden prozessualen
Konstellation zu befassen.

Ein zum Zeitpunkt des der Entscheidung zu-
grunde liegenden Geschehens 79jähriger Ober-
rheinlotse übernahm am 17.04.2012 gegen ei-
ne Vergütung in Höhe von 250 Euro auftrags-
gemäß um 02:00 Uhr nachts das Steuerruder
eines von Basel nach Mannheim in Talfahrt be-
findlichen Fahrgastkabinenschiffes (im Weite-
ren kurz: FGKS). Wegen Nebels wurde das FGKS
ausschließlich in Radarfahrt geführt. Um 03:27
Uhr geriet das FGKS unter seiner Führung bei
Rhein-Kilometer 338,9 auf eine Buhne.
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Geraume Zeit vor dem Unfall kritisierte der
im Steuerhaus mitfahrende und die Fahrt auf
dem separaten Tresco-Navigationsgerät mit-
verfolgende Stammschiffsführer des FGKS, der
kein Streckenpatent besaß, heftig den Fahrkurs
des beklagten Lotsen als gefährlich nah am
rechtsrheinischen Ufer. Statt seinen Kurs zu prü-
fen und zu korrigieren, verfolgte der Beklagte
seinen fehlerhaften Kurs stur weiter und kam in-
folge dessen mit dem FGKS auf die Buhne, wo-
durch hoher Sachschaden am Schiff entstand,
den der Kaskoversicherer des FGKS nach Re-
gulierung in Höhe von insgesamt 493.620,46
Euro gegen den Beklagten aus übergegange-
nem Recht mit dem Vorwurf schweren Verschul-
dens regressierte. Der Beklagte wies den Vor-
wurf grober Fahrlässigkeit von sich, bestritt den
Schaden der Höhe nach und erhob vorsorg-
lich die Einrede der Haftungsbeschränkung auf
100.000 SZR gemäß § 5i BinSchG.

Die Vorinstanz, das Rheinschifffahrtsgericht
Kehl, hatte die Klage unter analoger Anwen-
dung von §  21 Abs.  3 SeeLotG insgesamt ab-
gewiesen. Zwar habe der Beklagte seine Pflich-
ten so schwerwiegend verletzt, dass objektiv
grobe Fahrlässigkeit vorliege, die Klägerin ha-
be jedoch nicht nachgewiesen, dass der Beklag-
te subjektiv in der Lage war, die objektiv ge-
botene Sorgfalt zu erkennen und zu erbringen.
Nach dem Unfall waren beim Beklagten näm-
lich kognitive Defizite festgestellt worden, wor-
aus das Schifffahrtsgericht auf entsprechende
Einschränkungen bereits zum Unfallzeitpunkt
schloss. Zur Schadenshöhe und zur Haftungs-
beschränkung gemäß § 5i BinSchG äußerte sich
das Rheinschifffahrtsgericht wegen der Klage-
abweisung nicht.

Mit der Berufung wandte sich die Klägerin gegen
die Bewertung des Verschuldens des Beklagten,
beschränkte ihre Klageforderung aber auf den
Gegenwert in Euro von 100.000 SZR zum Zeit-
punkt der Urteilserlasses, weswegen der Be-
klagte die Berufung für unzulässig hielt, einer-
seits weil der Klageantrag auf eine erst in der
Zukunft bestimmbare Forderung gerichtet sei,
andererseits weil die Klägerin ihre Forderung
beim Haftungsfonds im Rahmen eines schiff-
fahrtsrechtlichen Verteilungsverfahrens anmel-
den müsse. Mit der Beschränkung der Klagefor-
derung habe die Klägerin zudem zu erkennen
gegeben, dass sie das Verschulden des Beklag-
ten selbst unterhalb des qualifizierten Verschul-

dens ansetze, das sich von der groben Fahrläs-
sigkeit nicht wesentlich abhebe. Grobe Fahrläs-
sigkeit habe indes auch objektiv nicht vorgele-
gen.

Die Berufung der Klägerin hatte vorläufigen Er-
folg. Das Rheinschifffahrtsobergericht Karlsruhe
hat der Klägerin den Anspruch mit Zwischenur-
teil dem Grunde nach zugesprochen, allerdings
die Revision im Hinblick auf die „nach wie vor
deutliche Diskrepanz zwischen dem Haftungs-
risiko und den Lotsgebühren und der gleich-
falls unverändert festzustellenden Unmöglich-
keit, dieses Risiko zu vernünftigen Prämien zu
versichern … zur Fortbildung des Rechts“ zuge-
lassen.

Die Einwendungen des Beklagten griffen nach
Auffassung des RheinSchOG Karlsruhe nicht
durch. Der Leistungsantrag sei ausreichend
bestimmt, da die Berechnung der konkreten
Forderungssumme aus allgemein zugänglichen
Quellen möglich sei. Die Klägerin sei auch
nicht darauf beschränkt, ihre Forderungen in ei-
nem schifffahrtsrechtlichen Verteilungsverfah-
ren anzumelden, zumal kein Fonds eingerich-
tet sei. Werde die summenmäßige Haftungsbe-
schränkung im Wege der Einrede geltend ge-
macht, so habe das Prozessgericht zur Bestim-
mung der Höhe des eingeklagten Anspruchs
ein fiktives Verteilungsverfahren durchzufüh-
ren, in dem das Gericht nach Ermittlung der
Haftungssumme gemäß den § 5d Abs. 3 Satz 2
BinSchG, § 23 SVertO alle vom Beklagten darge-
legten und bewiesenen, zur selben Anspruchs-
klasse gehörenden Ansprüche Dritter zu berück-
sichtigen habe. Begründet der Schuldner die
Einrede der Haftungsbeschränkung mit weite-
ren Forderungen, die in der Summe die Haf-
tungsbeschränkung überschritten, könnte der
Schuldner auch unter Vorbehalt der binnen-
schifffahrtsrechtlich beschränkten Haftung in
voller Höhe verurteilt werden (§  305a Abs.  2
ZPO). Voraussetzung hierfür sei allerdings, dass
andere vom Schuldner behauptete Ansprüche
streitig und nicht ohne weiteres, insbesonde-
re nicht ohne Beweisaufnahme, feststellbar wä-
ren (§  305a Abs.  1 Satz 1 a.E. ZPO). Ansprü-
che Dritter seien im vorliegenden Fall indes
nicht dargelegt worden, so dass weder ein fik-
tives Verteilungsverfahren noch ein Vorbehalt
gemäß § 305a Abs. 2 ZPO erforderlich sei. Auf
ein schifffahrtsrechtliches Verteilungsverfahren
könnte die Klägerin selbst bei Vortrag weiterer
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mutmaßlicher Ansprüche nicht verwiesen wer-
den.

Entgegen dem Beklagten sah das RheinSchOG
Karlsruhe auch keinen Widerspruch in der Be-
schränkung der Berufung auf den Haftungs-
höchstbetrag gemäß §  5i BinSchG. Zwar mö-
ge dem Beklagten zuzugestehen sein, dass die
Beschränkung der Berufung auf den Haftungs-
höchstbetrag gemäß § 5i BinSchG im Hinblick
auf das Lotsenprivileg (§  21 Abs.  3 SeeLotG
analog), das den Lotsen bis zur groben Fahr-
lässigkeit schützt, und der Durchbrechung der
Summenhaftungsbeschränkung bei qualifizier-
tem Verschulden auf den ersten Blick verwirren
mag. Zum einen stehe dem Kläger aber die Be-
schränkung seiner Forderung auch im Falle qua-
lifizierten Verschuldens frei, zum anderen set-
ze der Haftungsmaßstab des qualifizierten Ver-
schuldens ein noch schwerer wiegendes Fehl-
verhalten als die grobe Fahrlässigkeit voraus.

Der Beklagte, der zum Unfallzeitpunkt verant-
wortlicher Schiffsführer gewesen sei, weil dem
Stammschiffsführer das Streckenpatent fehlte
und er das Ruder führte (§ 14 RheinLotsO), ha-
be sich grob fahrlässig verhalten. Der Kollisions-
kurs sei ausweislich der Tresco-Dateien bereits
49 Sekunden vor der Havarie klar angelegt und
trotz Hinweises des Stammschiffsführers vom
Beklagten nicht korrigiert worden. Auf die hier-
für erforderliche, auch subjektiv unentschuldba-
re Pflichtverletzung, die das gewöhnliche Maß
an Fahrlässigkeit überschreite, könne vom äu-
ßeren Geschehensablauf auf die inneren Vor-
gänge geschlossen werden. Von einer gesund-
heitlichen Beeinträchtigung, die ein fahrlässi-
ges Verhalten in subjektiver Hinsicht ausschlie-
ße, sei mangels entsprechenden Parteivortrags,
aber auch aufgrund einer dem Beklagten nur
vier Wochen vor dem Unfall ärztlich attestierten
Berufstauglichkeit entgegen dem Vordergericht
nicht auszugehen.

Damit stehe die Haftung des Beklagten dem
Grunde nach fest. Die Bestimmung der Höhe
bleibe dem Höheverfahren vorbehalten.

C. Kontext der Entscheidung

Das RhSchOG Karlsruhe hat vorbildlich darge-
legt, wie mit der Einrede der beschränkten Haf-
tung nach den §§ 4 ff. BinSchG umzugehen ist,
wenn kein Haftungsfonds eingerichtet und kein

schifffahrtsrechtliches Verteilungsverfahren er-
öffnet ist.

Zutreffend führt das Gericht zunächst aus, dass
die Haftungsbeschränkung im Wege der Ein-
rede geltend gemacht werden kann, die Be-
schränkung der Klageforderung auf einen sich
hieraus zum Tag des Urteils ergebenden Betrag
in Euro aber gleichfalls zulässig ist. Eine derar-
tige Gestaltung des Klageantrags ist z.B. im Be-
reich des Straßengütertransports wegen Art. 23
Abs. 7 CMR völlig unumstritten. Für den Bereich
der Binnenschifffahrt, wo mit § 5l Satz 3 BinSchG
eine insofern gleichartige Regelung greift, kann
nichts anderes gelten.

Auf ein schifffahrtsrechtliches Verteilungsver-
fahren kann der Kläger nur verwiesen werden,
wenn ein Haftungsfonds gemäß §  5d Abs.  2
BinSchG errichtet ist. Das schließt freilich die
Einrede der beschränkten Haftung nicht aus.
Dem kann das Gericht entweder durch Be-
rücksichtigung aller anderen dargelegten und
bewiesenen Ansprüche, die der Haftungsbe-
schränkung unterliegen, oder durch Vorbehalts-
urteil gemäß § 305a Abs. 2 ZPO Rechnung tra-
gen. Geht das Gericht den ersten Weg, muss
es die fiktiv angemeldeten Ansprüche verteilen
und dem Kläger den sich solchermaßen erge-
benen Anteil zusprechen. Wegen der Einbezie-
hung von Ansprüchen Dritter empfiehlt sich da-
her das Vorbehaltsurteil gemäß § 305a Abs. 2
ZPO, was aber ebenfalls voraussetzt, dass an-
dere, der Haftungsbeschränkung unterliegen-
de Ansprüche bestehen und die Summe aller
dieser Ansprüche den Höchstbetrag übersteigt.
Da der Beklagte vorliegend keine konkurrie-
renden Ansprüche dargelegt, geschweige denn
bewiesen hat, war weder ein fiktives Vertei-
lungsverfahren der Entscheidung zugrunde zu
legen noch ein Vorbehalt auszusprechen. Mit
der Beschränkung der Berufung auf den Haf-
tungshöchstbetrag, was der Klägerin vorliegend
selbstverständlich freigestanden hat, wurde le-
diglich das Prozessrisiko für den Fall, dass qua-
lifiziertes Verschulden nicht nachgewiesen wer-
den könnte, vermieden. Zwar erscheint dieses
Risiko kalkulierbar, überträgt man die von der
Rechtsprechung im Falle von Ladungsschäden
entwickelten Grundsätze auf das Verhalten des
Lotsen, allein, die Klägerin wird sich auch wegen
der wirtschaftlich schwierigen Lage des – nicht
versicherten – Lotsen und der ohnehin schwieri-
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gen Realisierbarkeit ihrer Forderung beschränkt
haben.

Das RheinSchOG Karlsruhe kommt bei Anwen-
dung der bislang gängigen Rechtsgrundsätze
völlig zutreffend zur grundsätzlichen Haftung
des beklagten Lotsen. Mit der Zulassung der
Revision bringt das RheinSchOG Karlsruhe aber
seine grundsätzliche Unzufriedenheit mit der
Haftungssituation von Lotsen deutlich zum Aus-
druck, allerdings ohne eine Lösung anzubieten.

Die zivilrechtliche Haftung des Lotsen gegen-
über dem Schiffseigner bzw. seinem Vertrags-
partner ist speziell nur durch seine Erwähnung
in § 5i BinSchG geregelt. Im Übrigen gelten die
allgemeinen Vorschriften. Da jedoch ebenso wie
in der Seeschifffahrt die bei der Lotsentätig-
keit in der Binnenschifffahrt in Betracht kom-
menden Schadenswerte die Leistungsfähigkeit
des einzelnen Lotsen bei weitem übersteigen
und auch eine Haftpflichtversicherung, wenn
überhaupt, jedenfalls zu wirtschaftlich tragba-
ren Prämien nicht erhältlich ist, hat der BGH in
seiner Grundsatzentscheidung vom 22.02.1989
(II ZR 26/88) das Lotsenprivileg des an sich nur
für den Bereich der Seelotsen geltenden § 21
Abs. 3 SeeLotG analog auf die Binnenschifffahrt
erstreckt. Wegen des Lotsenprivilegs sei dann
auch kein Bedarf für die Anwendung arbeits-
rechtlicher Haftungsprivilegien.

Obgleich im vorliegenden, vom RheinSchOG
Karlsruhe entschiedenen Fall dem Lotsen nach
durch sein schweres Verschulden bedingtem
Wegfall des Lotsenprivilegs noch die Haftungs-
beschränkung gemäß § 5i BinSchG zugute kam,
erscheint dem Gericht offenbar die Situation
auch angesichts der geringen Lotsenvergütung
von hier lediglich 250 Euro nicht passend.

In der Tat ist die Haftungssituation von Lotsen
in der Binnenschifffahrt unbefriedigend und zu
überdenken (vgl. auch Zschoche, VersR 2014,
1029). Ein Lotse versieht seinen höchst verant-
wortungsvollen Dienst ohne eine der Haftungs-
situation angemessene Gegenleistung. Auch
die (Nicht-)Versicherbarkeit dieses Berufsrisikos
ist ein echtes Ärgernis.

Zu erwägen ist, ob an der haftungsrechtli-
chen Unterscheidung zwischen Lotsen und an-
deren Besatzungsmitgliedern festzuhalten ist.
Berücksichtigt man den Umstand, dass ein Lot-
se, jedenfalls in der Binnenschifffahrt, zumeist

das Ruder übernimmt und oftmals auch in die
Liste der Besatzungsmitglieder aufgenommen
wird, kann von einer starken Einbindung in
den Schiffsbetrieb ausgegangen werden, ähn-
lich angestellten Besatzungsmitgliedern. Der
Lotse erbringt seine Leistung zudem höchstper-
sönlich und ohne eigene Betriebsmittel, wäh-
rend der Betriebsinhaber, der Schiffseigner,
über die Lotsenleistung wie eine Arbeitsleistung
verfügt, was ebenfalls auf eine Arbeitnehmern
ähnliche Schutzbedürftigkeit schließen lässt, so
dass in Anlehnung an eine jüngere Tendenz
in der Rechtsprechung (vgl. LArbG Frankfurt,
Urt. v. 02.04.2013 - 13 Sa 857/12; BSG, Urt. v.
24.06.2003 - B 2 U 39/02; OLG Düsseldorf,
Urt. v. 01.03.2011 - I-1 U 94/10; Otto/Schwarte,
Arbeitnehmerhaftung, Rn.  133; Pallasch, RdA
2013, 338; Preis in: ErfKomm, 15.  Aufl. 2015,
§ 619a BGB Rn. 19) Lotsen, jedenfalls solche, die
als Einzelunternehmer tätig sind, als arbeitneh-
merähnliche Selbstständige betrachtet werden
und das gleiche Haftungsprivileg wie Arbeitneh-
mer genießen könnten. Folgte man dem, kä-
me eine Haftungserleichterung auch im Falle
grober Fahrlässigkeit bei deutlichem Missver-
hältnis zwischen Verdienst und Höhe des Scha-
dens in Betracht, wenn die Existenz des Ar-
beitnehmers bei voller Inanspruchnahme be-
droht wäre (z.B. BAG, Urt.  v. 12.09.1989 - 8
AZR 276/88; BAG, Urt.  v. 23.01.1997 - 8 AZR
893/95). Noch bei gröbster Fahrlässigkeit, das
umfasste dann auch das qualifizierte Verschul-
den unterhalb des Vorsatzes, wäre eine Haf-
tungserleichterung nicht ausgeschlossen (BAG,
Urt.  v. 28.10.2010 - 8 AZR 418/09), wobei ei-
ne starre Haftungsgrenze grundsätzlich nicht
angenommen werden könnte, so dass die La-
ge unter Abwägung der Besonderheiten des
Einzelfalles zu bestimmen wäre (BAG, Urt.  v.
15.11.2012 - 8 AZR 705/11), wodurch Einzel-
fallgerechtigkeit gewährleistet werden könnte.
Schließlich wäre die Versicherbarkeit des ein-
getretenen Schadens zu berücksichtigen (vgl.
z.B. Küttner/Griese, Personalbuch 2015, Arbeit-
nehmerhaftung, Rn. 18), so dass der Regressan-
spruch gegen den Lotsen nur insoweit auf den
Versicherer überginge, als der schadensverur-
sachende Lotse keinen Freihaltungsanspruch
gegen den Schiffseigner analog der Grundsätze
des innerbetrieblichen Schadensausgleichs hät-
te.

Allein, durch die uneingeschränkte Anwendung
der Grundsätze der Arbeitnehmerhaftung wür-
de ein Lotse besser gestellt als ein Arbeitneh-
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mer, da einem Arbeitnehmer die Möglichkeit der
summenmäßigen Haftungsbeschränkung nach
den §§ 4 ff. BinSchG nicht zusteht. In der Praxis
dürfte dies allerdings selten zum Tragen kom-
men, da ein Arbeitnehmerregress nach heute
geltenden Grundsätzen für eine der Lotsentätig-
keit vergleichbare Beschäftigung ohne Vorsatz
kaum die Summengrenze erreichen wird.

D. Auswirkungen für die Praxis

Die Entscheidung des RheinSchOG Karlsruhe
macht die Möglichkeit des Lotsen zur Haftungs-
beschränkung nach § 5i BinSchG deutlich, ver-
ändert aber trotz dortigem Unbehagen nichts
an der derzeit herrschenden Auffassung zur
Lotsenhaftung. Dies bleibt dem BGH, bei dem
das Revisionsverfahren inzwischen anhängig
ist (Az.: VI ZR 322/15), vorbehalten. Das dem
BGH zur Verfügung stehende rechtliche Instru-
mentarium ist allerdings dasselbe wie das des
RheinSchOG Karlsruhe.

5

Sorgfaltspflichten des Frachtführers zur
Vermeidung von Diebstählen während
der Nachtruhe

Orientierungssätze zur Anmerkung:

1. Der Frachtführer ist nur dann verpflichtet,
einen Koffer-LKW zu verwenden oder eine
Zwei-Fahrer-Besatzung einzusetzen, wenn
dies der Auftraggeber explizit verlangt.

2. Es reicht aus, wenn der Frachtführer für
die Nachtruhe einen Parkplatz wählt, wel-
cher regelmäßig auch von anderen LKW-Fah-
rern frequentiert wird.

3. Nimmt der Absender eine Wertdeklarati-
on vor, darf sich der Frachtführer auf diese
Wertangabe verlassen.

4. Die Transportdurchführung endet mit Ab-
lieferung der Ware am bestimmungsgemä-
ßen Ort (hier: Zolllager).

5. Das zu einem späteren Zeitpunkt erfolgte
Inverkehrbringen der Ware aus einem Zollla-
ger heraus steht in keinem Zusammenhang
mit dem vorangegangenen Transport.

Anmerkung zu LG Stuttgart, Urteil vom
 15.12.2014, 37 O 4/14 KfH
von Carsten Vyvers, RA und FA für Transport-
und Speditionsrecht

A. Problemstellung

Die Haftung des Frachtführers im internationa-
len Straßentransport bestimmt sich nach den
Regeln der CMR. Die Grundhaftung beträgt 8,33
SZR pro Kilogramm, hinzu kommen die aus
Anlass der Beförderung entstandenen Fracht-
kosten, Zölle und sonstigen Kosten. Die Frage,
wann der Frachtführer sich nicht mehr auf die
Grundhaftung berufen kann und dem Anspruch-
steller gegenüber unbegrenzt haftet, war eben-
so Thema der vorliegenden Entscheidung wie
die Frage, wann genau Zölle aus Anlass der Be-
förderung entstanden sind.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Ein Frachtführer sollte Ware mit einem Ge-
samtgewicht von 1.437,50 kg von Deutschland
nach Italien befördern. Neben einer genauen
Bezeichnung des Gutes („Rauchtabak“) hatte
der Absender auch eine Wertdeklaration i.S.d.
Art. 23 Abs. 6, 24 CMR in Höhe von 22.441,37
Euro vorgenommen und überdies noch den Hin-
weis „Achtung! Verbrauchssteuerpflichtige Wa-
re (diebstahlgefährdetes Gut)“ verwendet.

Während der Nachtruhe auf einem LKW-Park-
platz wurde Ware im Wert von 16.662,91 Eu-
ro und einem Gewicht von 707 kg entwendet.
Der in der Fahrerkabine schlafende Fahrer be-
merkte den Diebstahl erst am nächsten Tag. Die
italienischen Behörden setzten Tabaksteuer in
Höhe von 56.067,20 Euro gegen den Absender
fest. Die Transportversicherung des Absenders
entschädigte diesen und erhob Klage auf Scha-
densersatz in Höhe von 72.730,11 Euro (Waren-
wert plus Abgaben).

Das LG Stuttgart hat die Klage zum weitaus
überwiegenden Teil abgewiesen. Der Frachtfüh-
rer wurde lediglich zu Schadensersatz auf Basis
der CMR Grundhaftung von 8,33 SZR x 707 kg
verurteilt. Die festgesetzten Abgaben brauchte
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er nicht zu erstatten, da diese nicht anlässlich
der Beförderung entstanden waren.

C. Kontext der Entscheidung

Das LG Stuttgart schließt sich der bereits
beschriebenen Tendenz der Rechtsprechung,
nicht mehr vorschnell eine Haftungsdurchbre-
chung zu bejahen, an (beispielhaft hierzu be-
reits OLG Hamburg, Urt.  v. 26.06.2014 - 6
U 172/12, m. Anm.  Vyvers, jurisPR-TranspR
3/2015 Anm. 2).

Diebstähle während der Nachtruhezeit sind –
gerade wenn sie im Ausland erfolgen – immer
wieder Anlass zu Streit über die Frage, ob dem
Frachtführer ein Organisationsverschulden vor-
geworfen werden kann. Hätte er durch eine al-
ternative Routenplanung einen anderen Park-
platz anfahren können, wäre nicht der Einsatz
eines Koffer-LKWs geboten gewesen oder hätte
man gar durch den Einsatz eines zweiten Fah-
rers eine nahezu unterbrechungsfreie Trans-
portdurchführung ermöglichen können? Diese
Argumente tauchen von Anspruchstellerseite
immer wieder auf, wobei man hier aus der
ex-post-Sicht selbstverständlich immer besser
weiß, wie man den Schaden theoretisch hätte
verhindern können. Die ex-post-Sichtweise ist
jedoch, wie die Gerichte zuletzt erfreulich deut-
lich festgestellt haben, nicht das entscheidende
Kriterium (ausführlich und instruktiv hierzu bei-
spielsweise OLG Hamburg, Urt. v. 26.06.2014 -
6 U 172/12).

Wenn man dem Frachtführer eine leichtfertige
oder gar vorsätzliche Schadensverursachung
vorwerfen möchte, ist entscheidend vielmehr
die ex-ante-Betrachtungsweise des Frachtfüh-
rers. Waren die von ihm getroffenen Maß-
nahmen auf Basis der damals ihm zur Ver-
fügung stehenden Informationen nachvollzieh-
bar? Wenn man diese Frage mit „ja“ beant-
wortet, bleibt nachträglich kein Raum, ihm eine
leichtfertige Schadensverursachung vorzuwer-
fen. Er darf sich dann zu Recht auf die gesetzlich
vorgesehenen Haftungsbegrenzungen berufen.

Zu berücksichtigen ist dabei, dass die weitaus
überwiegende Zahl der LKW immer noch mit
Planen ausgestattet ist; diese sind leichter als
ein Koffer-LKW und können damit mehr Ware
transportieren; die Beladung ist überdies ein-
facher (weil auch von der Seite möglich). Der

Einsatz eines Planen-LKW ist daher der übliche
Standard, welchen der Absender zu erwarten
hat. Soll von diesem Standard abgewichen wer-
den, muss er den Frachtführer hierauf ausdrück-
lich hinweisen und vermutlich auch einen Auf-
preis zahlen. Dieses wirtschaftliche Argument
ist auch bei der Frage „Ein- oder Zwei-Fahrer-
Besatzung“ zu berücksichtigen. Üblicher Stan-
dard ist die Ein-Fahrer-Besatzung, die Kosten
für den Einsatz eines weiteren Fahrers verteu-
ern den Transport deutlich und sind in den
zumeist niedrigen Frachtraten nicht enthalten.
Auch dies muss der Absender daher geson-
dert beauftragen. Vom Frachtführer zu erwar-
ten, dass er ohne konkrete Verpflichtung hier-
zu über den Standard hinausgehende Leistun-
gen erbringt, ist fernliegend. Eine Argumenta-
tion, welche solch eine – wirtschaftlich unver-
nünftige? – Handlungsweise des Frachtführers
erwartet, verkennt, dass der Absender selbst
im Rahmen der Auftragsvergabe die Transport-
durchführung maßgeblich beeinflussen kann.

Welchen Parkplatz der Fahrer konkret ansteu-
ern wird, ist nicht nur eine rein wirtschaftliche
Frage (wenngleich es auch hier Preisunterschie-
de geben mag und die Vorgabe konkreter Park-
plätze die Transportdurchführung beeinflussen
kann), sondern überdies eine, welche von der
konkreten Transportabwicklung im Einzelfall ab-
hängt und nur teilweise vorab geplant werden
kann. Je nachdem, wie lange der Fahrer beim
Absender auf die Beladung warten musste und
wie schnell er andere, neuralgische Punkte ent-
lang der Route meistern konnte (ggf. weitere
Ladestellen, aktuell wohl auch wieder Warte-
zeiten an den Grenzübergängen und Einflüsse
durch die aktuelle Verkehrslage), mag es mehr
als einen geeigneten Parkplatz geben, welcher
für die jeweilige Nachtruhe konkret in Betracht
kommt. Dem Fahrer dann die Auswahl zu über-
lassen, erscheint daher nur angemessen. Die-
ser hat schließlich auch ein starkes Eigeninter-
esse daran, nicht Opfer eines Raubüberfalles zu
werden. Man darf daher, wie es auch das Land-
gericht in der vorliegenden Entscheidung getan
hat, davon ausgehen, dass die Auswahl nicht
leichtsinnig erfolgt und bekannte und bewährte
Rastplätze aufgesucht werden.

Beeinflusst wird der Frachtführer in diesem Zu-
sammenhang mit Sicherheit auch durch die
ihm bekannten Warenwerte. Da die Vornah-
me einer Wertdeklaration das Interesse des Ab-
senders an der Ablieferung der Ware wider-
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spiegeln soll, bestand auch keine Pflicht des
Frachtführers, über die mögliche Entstehung
weiterer Abgaben nachzudenken. Die Formulie-
rung „Achtung! Verbrauchsteuerpflichtige Ware
(diebstahlgefährdetes Gut)“, welche offenbar in
unmittelbarem Zusammenhang mit dem ange-
gebenen Warenwert erfolgte, konnte auch da-
hingehend interpretiert werden, dass mögliche
Abgaben im angegebenen Wert bereits enthal-
ten waren.

Der Fahrer hat auf Grundlage der ihm zur Ver-
fügung stehenden Informationen und seiner Er-
fahrungen den Parkplatz ausgewählt und eine
ihm mögliche Sicherungsmaßnahme getroffen,
indem er in der Fahrzeugkabine geschlafen hat.
Anhaltspunkte für eine leichtfertige oder gar
vorsätzliche Schadensverursachung lagen da-
mit nicht vor und wurden vom Landgericht so-
mit auch korrekterweise verneint.

Auch mit Blick auf den zweiten Themenschwer-
punkt der Entscheidung, die mögliche Erstat-
tungsfähigkeit der festgesetzten Abgaben, ist
dem Landgericht zu folgen. Ausschlaggebend
für die Frage der Erstattungspflicht durch den
Frachtführer ist gerade nicht, ob die Abgaben
anlässlich des Schadensfalls entstanden sind –
im Falle eines Warenverlustes durch Diebstahl
wären dann wohl in den meisten Fällen spä-
ter festgesetzte Abgaben wegen des unkontrol-
lierten Inverkehrbringens der abhanden gekom-
menen Ware zu erstatten –, sondern vielmehr,
ob solche Abgaben auch bei ordnungsgemä-
ßer Transportdurchführung entstanden wären.
Ist die letztere Frage mit „Nein“ zu beantworten,
scheidet eine Erstattungspflicht des Frachtfüh-
rers aus. Im konkreten Fall sollte die Ware nicht
durch den Frachtführer verzollt werden; sie soll-
te vielmehr in ein Zolllager verbracht werden
und erst zu einem späteren Zeitpunkt verzollt
und in den freien Verkehr gebracht werden. Da
der Frachtführer jedoch weder für den Betrieb
des Zolllagers noch die spätere Distribution der
Ware verantwortlich war, endete seine Verant-
wortlichkeit mit der (geplanten) Ablieferung der
Ware am Zolllager. Abgaben wären hierbei bei
normalem Transportverlauf nicht entstanden,
der für die Anwendung des Art. 23 Abs. 4 CMR
notwendige Sachzusammenhang zur Abgaben-
festsetzung bestand nicht. Das Landgericht hat
den Anspruch auf Zahlung der Abgaben damit
zu Recht zurückgewiesen.

D. Auswirkungen für die Praxis

Wird eine Wertdeklaration im Frachtbrief vor-
genommen, soll und muss sich der Frachtfüh-
rer auf die in diesem Zusammenhang getätigten
Angaben verlassen können. Der Absender kennt
sein Gut am besten und sollte daher auch in der
Lage sein, den Wert der Ware und damit auch
sein Interesse an der Lieferung (am Zielort!)
korrekt zu kalkulieren. Dies gilt insbesondere
dann, wenn aus Sicht des Absenders selbst noch
mögliche Verbrauchssteuern etc. zu berücksich-
tigen sind. Eine Pflicht des Frachtführers, sich
selbstständig über die Höhe etwaiger weiterer,
nach Beendigung des Transportes noch anfal-
lender Abgaben zu informieren, besteht hinge-
gen nicht (vgl. hierzu auch den Rechtsgedanken
des Art. 11 CMR).
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1

Frachtführerhaftung bei
ungeklärtem Verbleib des
Transportgutes und verschiedenen
möglichen Schadensursachen im
Multimodalfrachtvertrag unter
Einschaltung eines Unterfrachtführers

Leitsätze:

1. Die durch das Entladen des Gutes durch
den Unterfrachtführer gemäß §  419 Abs.  3
Satz 5 HGB bewirkte Beendigung der Be-
förderung im Unterfrachtverhältnis hat auf
den Hauptfrachtvertrag grundsätzlich kei-
nen Einfluss.

2. Die Bestimmung des § 452a HGB ist nicht
anwendbar, wenn ein Schaden auf meh-
reren Ursachen beruht, die auf mehreren
Teilstrecken eines Multimodaltransports ge-
setzt worden sind, und jede dieser Ursachen
den Schaden allein verursacht hätte.

3. Der für die Bejahung einer Mitverur-
sachung des Schadens durch den Absen-
der erforderliche Zurechnungszusammen-
hang fehlt, wenn die von diesem zuerst ge-
setzte Ursache für den eingetretenen Scha-
den von völlig untergeordneter Bedeutung
gewesen ist, weil das nachfolgende Verhal-
ten des Frachtführers dem zum Schaden-
seintritt führenden Geschehen eine völlig
neue Wendung gegeben hat (im Anschluss
an BGH, Urt. v. 05.10.2010 - VI ZR 286/09 -
NJW 2011, 292 Rn. 20).

4. Der Absender ist gehalten, dem Fracht-
führer zu dem Gut die im Zusammenhang
mit der Durchführung der Beförderung er-
forderlichen und nicht offenkundigen Anga-
ben insbesondere zu solchen Umständen zu
machen, die am Bestimmungsort zu Schwie-
rigkeiten für den Frachtführer führen kön-
nen.

5. Vorgerichtliche Kosten sind, soweit sie
schadensbedingt entstanden sind, nicht als
sonstige Kosten gemäß § 432 Satz 1 HGB er-
satzfähig und können nur ersetzt verlangt
werden, wenn sie entstanden sind, nachdem
und weil der Frachtführer mit von ihm zu
erbringenden Schadensersatzleistungen in
Verzug geraten ist (Fortführung von BGH,

Urt.  v. 29.07.2009 - I ZR 171/08 - TranspR
2009, 408 Rn. 15).

6. Die Verlustvermutung gemäß § 424 Abs. 1
HGB lässt das Recht des Absenders unbe-
rührt, anstelle der zunächst verlangten Ent-
schädigung für den Verlust des Gutes spä-
ter dessen Ablieferung und gegebenenfalls
Schadensersatz wegen Überschreitung der
Lieferfrist oder wegen Beschädigung des
Gutes zu verlangen.

Anmerkung zu BGH, Urteil vom  17.09.2015,
I ZR 212/13
von Dr. Karl-Heinz Thume, RA, Fries Rechtsan-
wälte Partnerschafts GmbB, Nürnberg

A. Problemstellung

Schon ganz allgemein ist im Frachtrecht pro-
blematisch, welche rechtlichen Auswirkungen
Handlungen und Unterlassungen des vom
Hauptfrachtführer eingesetzten Unterfrachtfüh-
rers auf den mit dem Absender abgeschlosse-
nen Hauptfrachtvertrag haben können. Beson-
ders brisant werden die dabei auftretenden Fra-
gen, wenn es sich um einen Multimodalfracht-
vertrag handelt.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Die Klägerin hatte den Beklagten im Mai 2012
zu festen Kosten mit dem Transport von 35 ge-
brauchten Pkws von Haar bei München nach
Misurata in Libyen beauftragt. Die Ladung war
vom Beklagten am 23. und 24.05.2012 über-
nommen und in sieben Containern per Bahn-
fracht nach Triest transportiert worden. Mit
dem anschließenden Seetransport hatte der
Beklagte die dem Rechtsstreit auf seiner Sei-
te beigetretene Streithelferin als Unterfracht-
führerin beauftragt. Die Ladung sollte in Tri-
est am 02.06.2012 eingeschifft werden und ei-
ne Woche später in Misurata eintreffen. Am
04.06.2012 teilte die Streithelferin dem Beklag-
ten mit, sie habe soeben erfahren, dass auf-
grund der Einfuhrbestimmungen in Libyen ge-
brauchte Pkws bei ihrer Einfuhr nicht älter als
vier Jahre sein dürften; sie bitte daher um Mit-
teilung des genauen Alters der zu befördern-
den Fahrzeuge. Soweit diese älter als vier Jah-
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re seien, müsste sie die Buchung ablehnen. In
dem nachfolgenden umfangreichen E-Mail-Ver-
kehr zwischen der Streithelferin und dem Be-
klagten bestand dieser auf einer Auslieferung
des Transportgutes am Bestimmungsort, wäh-
rend die Streithelferin weiterhin geltend mach-
te, dass dies bei Pkws, die älter als vier Jahre sei-
en, gegen die Einfuhrbestimmungen in Libyen
verstoße. Am 12.06.2012 wurden die Container
bei einem planmäßigen Zwischenstopp im süd-
italienischen Hafen Gioia Tauro aus dem Schiff
entladen. In der Folgezeit bat die Streithelferin
weiterhin um Angaben zum Alter der Pkws. Der
Beklagte äußerte hierauf, dass er über keine
entsprechende Information verfüge. Eine solche
Information sei auch nicht erforderlich, weil die
Einfuhrbestimmungen in Libyen der vertrags-
gemäßen Erfüllung nicht entgegenstünden. Der
Verbleib des Transportgutes ist unklar; es ist je-
denfalls weder in Misurata angekommen noch
an die Klägerin zurückgeliefert worden.

Mit der Klage hat die Klägerin den Beklagten
auf Rückzahlung der an ihn geleisteten Fracht-
pauschale in Höhe von 29.000 Euro und der
entrichteten Zölle in Höhe von 856,80 Euro so-
wie auf Ersatz vorgerichtlicher Kosten in Hö-
he von 1.157 Euro in Anspruch genommen.
Außerdem hat sie die Feststellung begehrt,
dass der Beklagte verpflichtet ist, sie von al-
len Zahlungsansprüchen und Schadensersatz-
forderungen freizustellen, die die Streithelferin
aus dem streitgegenständlichen Transportauf-
trag ihr gegenüber geltend macht. Ferner hat
sie beantragt festzustellen, dass der Beklag-
te ihr alle durch transportbedingte Beschädi-
gung und/oder transportbedingten Verlust und/
oder transportbedingt verspätete Ablieferung
entstandenen und künftig entstehenden Schä-
den an den von ihm zum Transport übernomme-
nen Pkws zu ersetzen hat. Das Landgericht hat
den Klageanträgen im Wesentlichen stattgege-
ben und nur das Freistellungsbegehren der Klä-
gerin auf bestimmte Leistungen beschränkt.

Während die Klägerin die teilweise Abweisung
ihrer Klage durch das Landgericht hinnahm, hat-
te der Beklagte Berufung eingelegt und wei-
terhin die Abweisung der Klage begehrt. Fer-
ner hatte er nun widerklagend beantragt, die
Klägerin zu verurteilen, ihn von allen Ansprü-
chen freizustellen, die der Streithelferin aus
dem Unterfrachtvertrag wegen der fehlenden
Importfähigkeit der in den sieben Containern
geladenen Fahrzeuge zustünden. Das Beru-

fungsgericht hat entschieden, auf den multi-
modalen Frachtvertrag sei allgemeines (Land-
)Frachtrecht und nicht Seefrachtrecht anzuwen-
den. Der Transport in Richtung auf den Bestim-
mungsort und somit auch die Seestrecke habe
damit geendet, dass die Streithelferin die Con-
tainer am 12.06.2012 in Gioia Tauro vom Schiff
genommen und sich geweigert habe, diese in
den Zielhafen Misurata zu bringen. Zu diesem
Zeitpunkt sei das Transportgut noch vorhan-
den gewesen. Das weitere Schicksal des Trans-
portgutes sei nicht festzustellen, daher sei von
einem unbekannten Schadensort auszugehen.
Der Verlust des Transportgutes werde unwider-
legbar vermutet, weil dieses bis Ende Juli 2012
nicht am Bestimmungsort angekommen sei. Die
Klägerin müsse sich auch kein Mitverschulden
anrechnen lassen. Die vom Beklagten in der Be-
rufungsverhandlung pauschal aufgestellte Be-
hauptung, die Klägerin sei zeitnah über alle Pro-
bleme bei der Verschiffung informiert gewesen,
rechtfertige keine andere Beurteilung. Die dazu
erfolgte Benennung des Zeugen X. sei ersicht-
lich ins Blaue hinein erfolgt. Das Berufungsge-
richt hat deshalb die Berufung des Beklagten
zurückgewiesen und die Widerklage abgewie-
sen. Mit seiner dagegen eingelegten und vom
BGH zugelassenen Revision erstrebte der Be-
klagte weiterhin die Abweisung der Klage und
die Verurteilung der Klägerin entsprechend der
Widerklage.

Der BGH hat der Revision stattgegeben, das
Berufungsurteil aufgehoben und den Rechts-
streit an das Berufungsgericht zurückverwie-
sen, weil mit der vom Berufungsgericht gege-
benen Begründung eine Haftung des Beklag-
ten nach allgemeinem Frachtrecht nicht be-
jaht werden kann. Er hat zur Begründung um-
fangreiche Ausführungen zu der Bestimmung
des § 419 HGB gemacht und schließlich festge-
stellt, dass sich entgegen der Auffassung des
Berufungsgerichts bei dem hier vorliegenden
Multimodaltransportvertrag die Haftung des Be-
klagten gem. § 452a HGB nach den Vorschrif-
ten des Seefrachtrechts bestimmt. Das Entla-
den des Transportgutes durch die Streithelferin
habe nämlich nicht zur Beendigung der Beför-
derung geführt, die der Beklagte der Klägerin
aufgrund des zwischen den Parteien geschlos-
senen Frachtvertrags schuldete. Die Seestre-
cke habe daher entgegen der Ansicht des Be-
rufungsgerichts nicht damit geendet, dass die
Streithelferin die Container am 12.06.2012 in
Gioia Tauro vom Schiff genommen hat. Insoweit
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komme es nicht darauf an, ob das in Gioia Tauro
aus dem Schiff ausgeladene Transportgut spä-
ter nach Triest oder nach Antwerpen verbracht
worden und innerhalb welchen Transportzeit-
raums und mit welchem Transportmittel dies
geschehen ist.

C. Kontext der Entscheidung

Der Entscheidung ist uneingeschränkt zuzu-
stimmen. Der umfangreichen Begründung un-
ter Heranziehung des § 419 HGB hätte es nicht
bedurft, weil in dem hier streitgegenständlichen
multimodalen Hauptfrachtvertrag der Parteien –
also dem Vertrag der Klägerin als Absender mit
dem Beklagten als Hauptfrachtführer – die Teil-
strecke der Seebeförderung bis Misurata ver-
einbart war. Allein dieses Vertragsverhältnis ist
hier entscheidend. Eine vorzeitige Beendigung
dieses Vertrages hätte also nur eintreten kön-
nen, wenn dies unter Abänderung des ursprüng-
lichen Beförderungsvertrags mit der Klägerin
vereinbart worden wäre. Das ist unstreitig nicht
geschehen. Wie wichtig die genau unterschei-
dende Betrachtung und Bewertung von Haupt-
und Unterfrachtvertrag im jeweiligen Einzelfall
ist, kann sehr gut exemplarisch den Urteilen
des BGH zu CMR vom 13.03.2014 (I ZR 36/13 -
TranspR 2014, 370) und vom 20.11.2008 (I ZR
70/06 - TranspR 2009, 26) entnommen werden.

Besonders auffällig und bedeutsam sind im hier
rezensierten Fall jedoch die umfangreichen Hin-
weise des BGH für die wiedereröffnete Beru-
fungsinstanz, die sich auf fast 2/3 des Entschei-
dungsumfangs erstrecken. Diese sog. „Segelan-
weisung“ ist teilweise überraschend und auch
bedenklich.

Überraschend gibt der BGH darin dem Beru-
fungsgericht zunächst auf, die Frage des anzu-
wendenden Haftungsregimes zu klären, obwohl
er in den Entscheidungsgründen zuvor festge-
stellt hatte, dass das Frachtgut auf der See-
strecke nach dem vorzeitigen Ausladen in Gioia
Tauro abhanden gekommen war. Weil §  452a
HGB nur beim nachweislichen Eintritt des Scha-
dens auf einer bestimmten Teilstrecke anwend-
bar ist, sei zu beachten, dass der Schaden dort
eingetreten ist, wo seine Ursache gesetzt wor-
den ist. Wenn der eingetretene Schaden auf
mehreren Ursachen beruhe, die auf mehreren
Teilstrecken gesetzt worden sind, sei die Be-
stimmung nicht anwendbar, wenn jede dieser

Ursachen den eingetretenen Schaden allein ver-
ursacht hätte, weil der Schaden dann weder ins-
gesamt noch teilweise einer bestimmten Teil-
strecke zugeordnet werden könne. Letzteres
könnte – so der BGH wörtlich – vorliegend der
Fall gewesen sein, wenn die Ladung – wie die
Klägerin in der mündlichen Revisionsverhand-
lung geltend gemacht hat – noch nicht auf das
Schiff verladen war, als die Streithelferin dem
Beklagten am 04.06.2012 mitteilte, eine Ablie-
ferung des Transportgutes am Bestimmungsort
sei wegen der Einfuhrbestimmungen in Libyen
nicht möglich, falls die Fahrzeuge älter als vier
Jahre seien. Der eingetretene Schaden könne
dann darauf beruhen, dass der Beklagte bereits
zu einem Zeitpunkt, zu dem sich das Transport-
gut noch nicht auf der Seestrecke befand, wie
auch während des anschließenden Transports
auf der Seestrecke gegenüber der Streithelferin
auf einer Beförderung des Transportgutes zum
Bestimmungsort bestanden und keine Weisun-
gen der Klägerin eingeholt hat, obwohl er Kennt-
nis von einem möglichen Ablieferungshindernis
hatte.

Der allgemeine Anfang dieses Hinweises ist
dem Grunde nach zwar richtig, in diesem kon-
kreten Fall ist die Anweisung jedoch leider irre-
führend, weil die fehlende Weisungseinholung
allein hier den Schaden nicht verursacht haben
kann, sondern allenfalls eine schadensgeneigte
Unterlassung war, die ggf. zum Schaden beitra-
gen hätte können. Die eigentliche und primä-
re Schadensursache ist hier das Abhandenkom-
men des Gutes; es liegt also gerade keine Dop-
pelkausalität vor. Diese Schadensursache ist zu-
gleich des Schadensereignis, und das ist nach
dem Entladen des Gutes während der Seestre-
cke eingetreten; daher ist ohne Zweifel § 452a
HGB anzuwenden, also hat die Schadensregu-
lierung nach den bis zur Seerechtsreform von
2013 geltenden Vorschriften der §§ 606 ff. HGB
zu erfolgen, wobei insbesondere die Haftungs-
regelung des § 660 HGB zu beachten ist.

Ferner enthält die Entscheidung einen weiteren
Hinweis des BGH bezüglich der möglichen Mit-
verursachung des Schadens durch die Kläge-
rin, wenn das Gut in Libyen nicht anlande- und
importfähig gewesen sei, und die dann gebo-
tene Bewertung und Abwägung der beidersei-
tigen Verursachungsanteile, auf den hier aber
aus Platzgründen nicht näher einzugehen ist.
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D. Auswirkungen für die Praxis

Besonders praxisrelevant ist die Feststellung
des Senats, dass auch auf der Seestrecke die
Entladung des Gutes anlässlich einer Zwischen-
landung nicht zu einer Beendigung des See-
frachtvertrages führt.

Von Interesse ist auch die erneute und in der
Praxis immer wieder missachtete Anweisung,
dass eine Partei bei einem Beweisantritt ihrer
Darlegungslast bereits dann genügt, wenn sie
Tatsachen vorträgt, die in Verbindung mit ei-
nem Rechtssatz geeignet sind, das geltend ge-
machte Recht als in ihrer Person entstanden er-
scheinen zu lassen, wohingegen die Angabe nä-
herer Einzelheiten nicht erforderlich ist, soweit
diese für die Rechtsfolgen nicht von Bedeutung
sind.

Schließlich hat der BGH zu Recht darauf hin-
gewiesen, dass sich die Klägerin, obwohl sie
die vom Landgericht ausgesprochene Teilab-
weisung der Klage im Wege der Berufung
oder Anschlussberufung nicht angefochten hat-
te, auch im wiedereröffneten Berufungsverfah-
ren auf grobes Verschulden der Beklagten beru-
fen kann, weil die der teilweisen Abweisung der
Klage zugrunde liegende Erwägung des Landge-
richts, die Klägerin habe zu den Voraussetzun-
gen eines qualifizierten Verschuldens des Be-
klagten nichts vorgetragen, nicht in Rechtskraft
erwachsen war.

2

Umfang und Intensität der sekundären
Darlegungs- und Beweislast bei der
Aufhebung von Haftungsbeschränkungen
nach Art. 29 CMR

Leitsätze:

1. Liegt aufgrund des Parteivorbringens und
der sonstigen festgestellten Tatsachen ein
leichtfertiges oder vorsätzliches Verhalten
des Frachtführers oder seiner Leute na-
he, obliegt dem Frachtführer im Rahmen
seiner sekundären Darlegungslast eine Re-
cherchepflicht zu den Umständen des kon-
kreten Schadensverlaufes und den konkre-
ten Schadensursachen (Anschluss an BGH,
TranspR 2011, 218; BGH, TranspR 2012, 107;
BGH, NJW 2012, 3774; Abgrenzung zu OLG

Köln, TranspR 2015, 106). Auf die abstrak-
te Möglichkeit eines Verpackungsmangels
i.S.d. Art. 17 Abs. 2 Nr. 4 lit. b CMR kommt
es in diesem Falle nicht mehr an.

2. Trifft den Frachtführer nach Art. 29 Abs. 1
CMR ein qualifiziertes Verschulden, kann
der Geschädigte nach den nationalen Be-
stimmungen - bei Anwendbarkeit deutschen
Rechts also gemäß Art. 5 Abs. 1 Satz 1 der
Rom-I-VO - Schadensersatz gemäß §§  249
ff BGB einschließlich einkalkulierter Trans-
portkosten und des entgangenen Gewinns
verlangen. Der Schadensersatzanspruch ist
nicht auf die Berechnung nach Art. 23 CMR
beschränkt (Anschluss an BGHZ 187, 141).

Anmerkung zu OLG Bamberg, Urteil vom
 29.07.2015, 3 U 29/15
von Dr. Andreas Müller, RA und FA für Trans-
port- und Speditionsrecht, SVM Rechtsanwälte,
Köln

A. Problemstellung

Bei einem Straßengütertransport, der dem
CMR-Übereinkommen unterfällt, ist der Fracht-
führer unter anderem von der Haftung befreit,
wenn der Schaden durch ein Verschulden des
Verfügungsberechtigten oder durch Umstän-
de verursacht worden ist, die der Frachtfüh-
rer nicht vermeiden und deren Folgen er nicht
abwenden konnte. Die Haftungsbefreiung wird
nach Art. 29 CMR aufgehoben, wenn der Fracht-
führer den Schaden vorsätzlich oder durch ein
ihm zur Last fallendes Verschulden verursacht
hat. Ob Letzteres der Fall ist, klärt sich prozes-
sual nach den Grundsätzen der Darlegungs- und
Beweislast.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Die Klägerin, ein Speditionsunternehmen, be-
auftragte die Beklagte 33 mit Schrumpffolie ein-
geschweißte Paletten mit Fertigputz- und Farb-
eimern von Deutschland nach Italien zu trans-
portieren. Am Sitz der Beklagten wurde die
durch einen Planenauflieger abgeholte Sendung
auf ein Thermofahrzeug umgeladen. Bei An-
kunft in Italien wurde zum einen ein Transport-
schaden, zum anderen ein Verlust von sechs Eu-
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ro-Paletten festgestellt. Die Annahme der Ware
wurde verweigert.

Ein Sachverständiger stellte fest, dass die Sen-
dung während des Transports mit einer anderen
Verpackungsfolie versehen wurde, die, wie auch
die Ausgangsfolie, für den Transport zu schwach
dimensioniert war. Ebenso stellte der Sachver-
ständige fest, dass die Stapelung von einzelnen
Eimern auf den jeweiligen Paletten keine ausrei-
chende Stabilität für den Transport gewährleis-
tet hätte. Sie waren auch nicht in Längsrichtung,
sondern in Querrichtung verladen worden.

Nach Durchführung einer Beweisaufnahme mit
Zeugenvernehmung hat das LG Coburg erst-
instanzlich der Klage auf Ersatz des gesam-
ten Schadens vollumfänglich stattgegeben und
der Beklagten verwehrt, sich auf Haftungsaus-
schlüsse nach Art. 17 CMR zu berufen, da nach
dem Ergebnis der Beweisaufnahme während
des Transports eine Umverpackung erfolgt war.
Die Beklagte verfolgte mit der Berufung die Kla-
geabweisung weiter mit dem Argument, dass
nicht nur die Verpackungsfolie, sondern auch ei-
ne falsche Stapelung der einzelnen Eimer auf
den jeweiligen Paletten ein Mangel der Verpa-
ckung i.S.d. Art. 17 Abs. 4 lit. b CMR sei und des-
halb ein Haftungsausschluss zu ihren Gunsten
anzunehmen ist.

Das OLG Bamberg hat das erstinstanzliche Er-
gebnis bestätigt, jedoch mit anderer Begrün-
dung und in Abgrenzung zur Rechtsprechung
des OLG Köln (Urt. v. 20.03.2012 - 3 U 3/11 -
TranspR 2015, 106).

Das OLG Bamberg ließ die Frage, ob ein Haf-
tungsausschluss nach Art. 17 CMR gegeben ist,
dahinstehen; es ist der Auffassung, die Beklag-
te habe den Schaden aufgrund eines qualifizier-
ten Verschuldens i.S.d. Art. 29 CMR verursacht,
so dass sie sich nicht auf die Haftungsbefreiung
nach Art. 17 CMR berufen könne. Das OLG Bam-
berg sah ausreichende Anhaltspunkte für eine
leichtfertige Schadenverursachung als gegeben
an, weil der Verlust von sechs Paletten, die teil-
weise Querverladung sowie die Umverpackung
mit neuer, wesentlich dünnerer Stretchfolie den
begründeten Verdacht nahelege, dass entwe-
der ein vorsätzliches Handeln des LKW-Fahrers
oder dritter Personen und in diesem Fall zumin-
dest ein leichtfertiges Handeln des LKW-Fahrers
gegeben ist.

C. Kontext der Entscheidung

Vertretbar, aber nicht überzeugend. So kann
man das Ergebnis des Berufungsurteils zusam-
menfassen. Das damit einhergehende Verdikt,
nicht eine Sternstunde des Transportrechts zu
besprechen, soll keine Urteilsschelte sein. Ein
Urteil zu rezensieren, das – wie hier – die un-
terschiedlichsten Beweise oder deren Fehlen
in zwei Instanzen zu berücksichtigen und zu
würdigen hat, ohne sich dem Vorwurf der Bes-
serwisserei auszusetzen, ist ein schmaler Grat.
Erschwerend kommt hinzu, dass dem kundi-
gen Leser des Urteils bis zum Schluss verbor-
gen bleibt, wo, wie, wann und auf welche Wei-
se Beschädigungen bzw. der Verlust der Eimer
mit Farben und Edelputz eingetreten sind. Dies
sind die Schwierigkeiten, denen Richter und Pro-
zessbevollmächtigte der Parteien in der Praxis
sich gegenübersehen und die zu einem guten
Stück erklären, weshalb die transportrechtliche
Rechtsprechung zur Haftung nach Art. 29 CMR
bzw. bei nationalen Sachverhalten nach § 435
HGB so unterschiedlich ausfällt.

Liest man den ersten Leitsatz des Urteils, könn-
te man annehmen, das OLG Bamberg vertiefe
die Rechtsprechung des ersten BGH-Senats und
grenze sich zu OLG-Renegaten aus Köln ab. Dies
weckt die Neugier des juristischen Lesers, ent-
täuscht sie aber gleichermaßen, da das Urteil
die BGH-Rechtsprechung nur unterstützend zi-
tiert. Dagegen hätte das OLG Bamberg der Ent-
scheidung des OLG Köln, die einer allzu schnel-
len Annahme einer unbegrenzten Haftung we-
gen Leichtfertigkeit eine Abfuhr erteilt und eine
genaue Subsumtion der Tatbestandsmerkmale
einfordert, ein genaueres Augenmerk schenken
sollen.

Zunächst fällt auf, dass das OLG Bamberg die
Frage, ob das CMR-Übereinkommen anwendbar
ist und die Sendungen mit dem Ersttransport
nach Art. 17 Abs. 1 CMR übernommen wurden,
zwei ganze Absätze widmet. Solchen Selbstver-
ständlichkeiten – zumal im Berufungsurteil –
mehr als zwei Zeilen zu widmen, ist entweder
ein Zeichen von Unsicherheit im Umgang mit
der Materie oder der unbedachten Verwendung
von Textbausteinen, denen sich Gerichte (lei-
der) allzu oft bedienen.

Das OLG Bamberg spricht der Klägerin den
Schadenersatz in voller Höhe zu, was ein qua-
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lifiziertes Verschulden nach Art.  29 CMR vor-
aussetzt. Damit kommt das Berufungsgericht
um die Beantwortung der Frage herum, ob die
Klägerin wegen mangelhafter Verpackung nicht
nach Art. 17 Abs. 2 CMR bei Geltendmachung
ihrer Ansprüche ausgeschlossen ist, weil sie –
unstreitig – selbst eine zu dünne Verpackungs-
folie für die zum Transport aufgegebene Sen-
dung verwendete. Diese Folie wurde im Verlauf
des Transportes gegen eine ebenso dünne oder
noch dünnere Folie ausgetauscht. Glück gehabt,
kann sich die Klägerin sagen. Es konnte nicht
festgestellt werden, ob ihre Folie oder die später
angebrachte, ebenso dünne oder noch dünnere
Folie (mit-)schadensursächlich war. Man kann
das Gefühl gewinnen, dass das OLG Bamberg
dieser Aufklärung aus dem Weg gehen wollte,
indem es den Weg über das qualifizierte Ver-
schulden wählte.

Die Rechtsprechung des BGH, die übrigens auch
das OLG Köln (Urt.  v. 20.03.2012 - 3 U 3/11
- TranspR 2015, 106, 107) zugrunde legt, ver-
langt für ein qualifiziertes Verschulden genü-
gende Anhaltspunkte bzw. eine gewisse Wahr-
scheinlichkeit (BGH, Urt.  v. 12.01.2012 - I ZR
214/10 - TranspR 2012, 107). Ob der Klage-
vortrag ein qualifiziertes Verschulden der Be-
klagten mit gewisser Wahrscheinlichkeit nahe-
legt oder sich Anhaltspunkte für ein derarti-
ges Verschulden aus dem unstreitigen Sach-
verhalt ergeben, lässt das Berufungsurteil of-
fen. Das Oberlandesgericht führt lediglich aus,
dass der Verlust von sechs Paletten, die teilwei-
se Querverladung der Sendung sowie die Um-
verpackung mit dünnerer Stretchfolie den „be-
gründeten Verdacht nahe legen“, dass entwe-
der ein „vorsätzliches Handeln des LKW-Fah-
rers“ oder dritter Personen und in diesem Falle
zumindest ein „leichtfertiges Handeln des LKW-
Fahrers“ gegeben ist. Hier ersetzt das OLG Bam-
berg salopp die Subsumtion durch eine Schluss-
folgerung. Das Tatbestandsmerkmal der Leicht-
fertigkeit wird mehr oder minder unterstellt, oh-
ne dass diese objektiven und subjektiven Tat-
bestandsmerkmale im Einzelnen tatbestandlich
herausgearbeitet werden. BGH-Zitate ersetzen
keine eigene Urteilsbegründung.

Die Lektüre der mehrfach im Urteil zitierten
BGH-Rechtsprechung hätte bei den Berufungs-
richtern zu der Erkenntnis führen müssen, dass
Leichtfertigkeit i.S.d. Art. 29 CMR i.V.m. § 435
HGB einen besonders schweren Pflichtenver-
stoß des Fahrers oder Dritter voraussetzt. Worin

dieser vorliegend bestehen soll und worin sogar
vorsätzliches Handeln liegen soll, lassen die Ur-
teilsgründe offen. Aussagen zur subjektiven Sei-
te, dass Fahrer oder Dritte (welche Dritte bleibt
ohnehin unklar) den Schaden billigend in Kauf
nahmen oder erkennen konnten, es werde ein
Schaden mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit
entstehen, enthält das Urteil nicht. Hier liegt
der juristische Mangel des Berufungsurteils. Das
Ergebnis mag stimmen, die Begründung nicht;
vertretbar, aber eben nicht überzeugend.

D. Auswirkungen für die Praxis

Die Entscheidung des OLG Bamberg ruft in Er-
innerung, rechtlich und tatsächlich komplizier-
te Sachverhalte sauber und nach Problemstel-
lungen getrennt aufzubereiten und sorgfältig
anhand der einschlägigen Rechtsnormen sau-
ber zu subsumieren, anstatt der Versuchung
zu unterliegen, durch Wiedergabe von Recht-
sprechungszitaten die eigene Argumentation zu
substituieren.

3

Anrechnung einer Reisepreisminderung
gemäß § 651d BGB auf
Ausgleichsleistungen gemäß
Fluggastrechteverordnung

Orientierungssatz zur Anmerkung:

Minderung aufgrund großer Verspätung ei-
nes Fluges kann als weitergehender Scha-
densersatz gemäß Art. 12 VO (EG) 261/2004
angesehen werden. Luftfahrtunternehmen
können eine vom Reiseveranstalter bereits
gezahlte Reisepreisminderung auf den nach
der Verordnung (EG) 261/2004 geschuldeten
Ausgleichsanspruch anrechnen.

Anmerkung zu LG Berlin, Urteil vom  20.01.2015,
55 S 2/14
von Prof. Dr. Wolf Müller-Rostin, RA

A. Problemstellung

Die VO (EG) 261/2004 (sog. Fluggastrechtever-
ordnung) gewährt dem Fluggast im Falle der
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Nichtbeförderung, der Annullierung oder gro-
ßen Verspätung seines Fluges unter gewissen
Voraussetzungen u.a. finanzielle Ausgleichsleis-
tungen, die ihm vom ausführenden Luftfahrt-
unternehmen zu gewähren sind. Daneben ist
denkbar, dass zusätzliche Ansprüche des Flug-
gastes nach nationalem Recht, nach suprana-
tionalem Recht oder nach internationalem Ein-
heitsrecht bestehen. Diese Ansprüche können
sich einerseits gegen das ausführende Luft-
fahrtunternehmen richten, wenn z.B. im Fal-
le einer Flugverspätung neben den Ausgleichs-
leistungen gemäß der Verordnung noch Scha-
densersatzleistungen nach Art.  19 MontrÜbk
erbracht werden oder andererseits gegen ei-
nen Dritten, wenn vertragliches und ausfüh-
rendes Luftfahrtunternehmen nicht personen-
identisch sind oder wenn Ansprüche sowohl ge-
gen einen Pauschalreiseveranstalter als auch
gegen das ausführende Luftfahrtunternehmen
erhoben werden. Eine mögliche Anrechnung
gewährter Leistungen regelt Art.  12 VO (EG)
261/2004:

„Diese Verordnung gilt unbeschadet eines wei-
ter gehenden Schadensersatzanspruches des
Fluggastes. Die nach dieser Verordnung ge-
währte Ausgleichsleistung kann auf einen
solchen Schadensersatzanspruch angerechnet
werden.“

Die Entscheidung des LG Berlin befasst sich mit
der Möglichkeit der Anrechnung von bereits zu-
vor gewährten Schadensersatzleistungen nach
dem Pauschalreiserecht auf nach der Verord-
nung geschuldete Ausgleichsleistungen.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Die Kläger hatten bei einem Reiseveranstal-
ter eine Pauschalreise nach Kuba einschließlich
Hin- und Rückflug gebucht. Der Rückflug nach
Deutschland hatte sich um etwa 22 Stunden
verspätet. Der Reiseveranstalter gewährte den
Klägern gemäß § 651d BGB eine Minderung ih-
res Reisepreises in Höhe von je 121,50 Euro.

Gegenüber dem Luftfahrtunternehmen, das den
verspäteten Flug ausgeführt hatte, verlangten
die Kläger vor dem Amtsgericht, gestützt auf
Art.  7 VO (EG) 261/2004, eine Ausgleichsleis-
tung in Höhe von jeweils 600 Euro wegen der
verspäteten Ankunft in Deutschland. Das be-
klagte Luftfahrtunternehmen erkannte die For-

derung in Höhe von jeweils 478,50 Euro (600 Eu-
ro minus 121,50 Euro) an. Diesen Abzug der Rei-
sepreisminderung von der Ausgleichsleistung
billigte das AG Charlottenburg unter Hinweis auf
Art.  12 VO (EG) 261/2004 und wies die Kla-
ge hinsichtlich der streitigen Restforderung ab.
Hiergegen richtete sich die Berufung der Kläger.

Das Berufungsgericht hat die Kläger ebenfalls
abgewiesen. Das LG Berlin qualifizierte den An-
spruch auf Rückzahlung eines Teils des Reise-
preises wegen großer Verspätung als einen wei-
tergehenden Schadensersatzanspruch gemäß
Art.  12 VO (EG) 261/2004. Dabei stützte es
sich auf die Rechtsprechung des BGH (Urt.  v.
30.09.2014 - X ZR 126/13 - NJW 2015, 553,
dazu Steppler/Bressler, jurisPR-TranspR 1/2015
Anm.  3), der seinerseits der Rechtsprechung
des EuGH gefolgt war (EuGH, Urt. v. 13.10.2001
- EuGHE 2011, I-9488 = NJW 2011, 3776). Nach
dieser Rechtsprechung ist der Begriff des „wei-
ter gehenden Schadensersatzes“ in Art. 12 VO
(EG) 261/2004 dahin auszulegen, dass er es
dem nationalen Gericht ermöglicht, unter den
Voraussetzungen des Montrealer Übereinkom-
mens oder des nationalen Rechts Ersatz für den
wegen Nichterfüllung des Luftbeförderungsver-
trags entstandenen Schaden, einschließlich des
immateriellen Schadens, zu gewähren. Für die
Qualifikation eines Anspruchs als weitergehen-
der Schadensersatzanspruch i.S.v. Art.  12 VO
(EG) 261/2004 ist mithin entscheidend, ob dem
Fluggast mit dem Anspruch eine Kompensati-
on für die durch die Nicht- oder Schlechter-
füllung der Verpflichtung zur Luftbeförderung,
etwa durch eine große Verspätung, erlittenen
Nachteile gewährt wird. Hierbei braucht es sich
nicht nur um einen Vermögensschaden, son-
dern kann sich auch um einen immateriel-
len Schaden handeln, also insbesondere auch
um die dem Fluggast durch die Nichtbeförde-
rung, Annullierung oder große Verspätung ver-
ursachten Unannehmlichkeiten (BGH, Urt.  v.
30.09.2014 - X ZR 126/13). Mit der den Klägern
gewährten Minderung ihres Reisepreises sollte
ein Ausgleich für die von ihnen erlittenen Un-
annehmlichkeiten aufgrund der großen Verspä-
tung ihres Fluges geschaffen werden.

Das Landgericht befasste sich eingehend mit
der Frage, ob entgegen dem Wortlaut von
Art.  12 VO (EG) 261/2004 auch eine Anrech-
nung von Schadensersatzleistungen auf Aus-
gleichsleistungen oder ob lediglich in umge-
kehrter Folge, aber dem Wortlaut von Art.  12
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VO (EG) 261/2004 folgend, eine Anrechnung
von Ausgleichsleistungen auf Schadensersatz-
leistungen statthaft sei (Letzteres bejahen z.B.
LG Darmstadt, Urt. v. 06.04.2011 - 7 S 122/10
- RRa 2011, 290; AG Rüsselsheim, RRa 2010,
290; AG Rüsselsheim, Urt. v. 24.02.2011 - 3 C
734/10 (32) - RRa 2011, 94; AG Frankfurt, Urt. v.
17.01.2014 - 30 C 2462/13 (68) - RRa 2014,
254, und AG Frankfurt, Urt. v. 04.12.2013 - 31
C 2243/13 (17) - RRa 2014, 183; Schmid/De-
gott/Hopperdietzel, Fluggastrechte, Kommen-
tar, S. 212, unter Bezug auf den Wortlaut von
Art. 12 VO (EG) 261/2004).

Der letztgenannten Meinung folgte das LG Ber-
lin nicht. Würde man der wörtlichen Anwendung
der Verordnung den Vorzug geben, so liefe der
Zweck von Art. 12 VO (EG) 261/2004, nämlich
die kumulative Geltendmachung von Ansprü-
chen auszuschließen, die auf der Verspätung
des Fluges beruhen, ins Leere. Der Anspruch-
steller würde überkompensiert werden, und es
sei vom Zufall abhängig, ob eine Anrechnung er-
folge – nämlich dann, wenn zunächst eine Aus-
gleichsleistung erbracht worden ist – oder nicht,
nämlich dann, wenn die Ausgleichsleistung der
Schadensersatzleistung nachfolge. Demzufolge
hat das LG Berlin die Minderung des Flugpreises
auf die begehrte Ausgleichsleistung angerech-
net und die Kläger als in voller Höhe entschädigt
angesehen.

C. Kontext der Entscheidung

Art.  12 Abs.  1 Satz 2 VO (EG) 261/2004 re-
gelt seinem Wortlaut nach nur eine Anrech-
nung von Ausgleichsleistungen nach der Ver-
ordnung auf weitergehende Schadensersatz-
ansprüche. Fraglich könnte sein, ob der Be-
griff „Schadensersatzansprüche“ eng auszule-
gen ist und tatsächlich nur nach deutschem
Recht unter diesen Begriff fallende Ansprüche
erfassen soll oder ob eine weite Auslegung
geboten ist und damit auch andere Ansprü-
che, die wie die Minderung eine Kompensati-
on im Falle einer Flugunregelmäßigkeit bezwe-
cken, umfassen soll. Das Landgericht folgt der
weiten Auslegung. Diese Sicht erscheint des-
halb angemessen, weil die Verordnung in der
englischen und französischen Sprachfassung
die sehr weitreichenden Begriffe „further com-
pensation“ bzw. „indemnisation complemen-
taire“ verwendet, womit alle Formen der Ent-
schädigung und des Ausgleichs erfasst sind.

Diese weitreichenden Begriffe werden selbst
dort unterschiedslos verwandt, wo die deut-
sche Sprachfassung von „Schadensersatz“, von
„Ausgleichszahlung“ oder „Ausgleichsleistung“
spricht. Zudem kann dem Verordnungstext kein
Ausschluss der Anrechnung auf reisevertragli-
che Minderungsansprüche entnommen werden.
Auch aus dem Begriff „weiter gehend“ deutet
sich eine gewisse Parallelität, wenn nicht gar
Identität, der den verschiedenen Ansprüchen
zugrunde liegenden Mängel, nämlich die Ver-
spätung des Fluges, an.

Mit der Bejahung einer Anrechnungsmöglichkeit
auch im umgekehrten Sinne, also von Minde-
rungsleistungen auf Ausgleichsansprüche, folgt
das LG Berlin der h.M. in der Literatur (z.B.
Hausmann, Europäische Fluggastrechte (Diss.),
S.  488; Bollweg, RRa 2009, 10, 13; Leffers,
RRa 2008, 258, 260; a.M. Schmid/Degott/Hop-
perdietzel, Fluggastrechte, Kommentar, S. 212,
unter Bezug auf den Wortlaut von Art.  12
VO), der sich auch vereinzelt die Rechtspre-
chung (AG Rüsselsheim, Urt.  v. 10.08.2011 -
3 C 237/11 (36) - RRa 2011, 244; ebenso AG
Köln, Urt. v. 18.08.2006 - 121 C 502/05 - RRa
2007, 44, allerdings ohne auf die Problema-
tik einzugehen; a.M. z.B. LG Darmstadt, Urt. v.
06.04.2011 - 7 S 122/10; AG Rüsselsheim, RRa
2010, 290; AG Rüsselsheim, Urt. v. 24.02.2011
- 3 C 734/10 (32) - RRa 2011, 94; AG Frank-
furt, Urt.  v. 17.01.2014 - 30 C 2462/13 (68)
und AG Frankfurt, Urt.  v. 04.12.2013 - 31 C
2243/13 (17)) angeschlossen hat. Würde man
der wortgetreuen Anwendung des Textes der
Verordnung folgen, so hinge der Umfang der An-
sprüche von der Reihenfolge ihrer Geltendma-
chung ab. Werden zuerst reisevertragliche An-
sprüche geltend gemacht, so könnte der Flug-
gast nachfolgend vollumfängliche Ausgleichs-
leistungen vom Luftfahrtunternehmen verlan-
gen. Bei umgekehrter Reihenfolge würden die
nach der Verordnung gewährten Ausgleichsan-
sprüche hingegen den reisevertraglichen An-
sprüchen gegenübergestellt und insoweit an-
gerechnet. Der letztendlich zu gewährende An-
spruch hinge von Zufälligkeiten ab, was mit dem
Grundsatz der Rechtsklarheit, des angemesse-
nen Interessenausgleichs und der Vermeidung
einer Überkompensation nicht zu vereinbaren
ist.

Nicht vom LG Berlin angesprochen wurde die
Problematik, ob auch solche Ansprüche ange-
rechnet werden können, die ein Fluggast ge-
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genüber einem Dritten, vorliegend gegenüber
dem Reiseveranstalter, erheben kann. Grund-
sätzlich regelt die Verordnung die Rechtsbezie-
hungen zwischen dem ausführenden Luftfahrt-
unternehmen und dem Fluggast. Und immer-
hin bestimmt Art. 3 Abs. 6 VO (EG) 261/2004,
dass die Verordnung die aufgrund der Richtlinie
90/314/EWG (Pauschalreise-Richtlinie) beste-
henden Rechte unberührt lässt. Daraus könn-
te man den Schluss ziehen, dass Ansprüche,
die ein Fluggast gegenüber einem Dritten aus
einem anderen Rechtsgrund hat, unberück-
sichtigt bleiben müssen (so wohl Schmid/De-
gott/Hopperdietzel, Fluggastrechte, Kommen-
tar, S. 202 und 205). Dem ist allerdings entge-
genzuhalten, dass in der VO (EG) 261/2004 die
Begriffe „Reiseunternehmen“ und „Pauschalrei-
se“ legaldefiniert werden (Art.  2 lit.  d und e
der VO) und dass Art. 3 Abs. 6, Satz 1 VO (EG)
261/2004 erneut den Begriff „Pauschalreise“
anführt. Zudem gestattet Art. 13 Satz 2 VO (EG)
261/2004 dem Luftfahrtunternehmen den Re-
gress beim Reiseunternehmen. Außerdem be-
stimmt Art. 3 Abs. 5 VO (EG) 261/2004, dass ein
ausführendes Luftfahrtunternehmen, das in kei-
ner Beziehung mit dem Fluggast steht, mit Wir-
kung für und gegen den Reiseveranstalter han-
delt. Dies rechtfertigt den Schluss, dass Art. 12
VO (EG) 261/2004 keinesfalls Ansprüche gegen-
über Reiseveranstaltern von vorneherein aus-
nehmen wolle (Staudinger, RRa 2015, 62, 63).

D. Auswirkungen für die Praxis

Es dürfte angesichts der Entscheidung des BGH
(Urt. v. 30.09.2014 - X ZR 126/13) und nunmehr
auch des LG Berlin als gefestigte Meinung anzu-
sehen sein, dass Minderungsansprüche als wei-
tergehender Schadensersatz i.S.v. Art.  12 VO
(EG) 261/2004 anzusehen sind. Ebenso dürfte
es als gefestigte Meinung anzusehen sein, dass
eine Anrechnung des Anspruches auf Rückzah-
lung eines Teils des Reisepreises wegen Min-
derung nach §  651d BGB auf Ausgleichsleis-
tungen nach der Verordnung – entgegen de-
ren Wortlaut – auch statthaft ist. Dass Schuld-
ner des Ausgleichsanspruches das ausführende
Luftfahrtunternehmen und Schuldner des Min-
derungsanspruches der Reiseveranstalter ist,
steht einer Anrechnung des einen auf den an-
deren Anspruch nicht entgegen, da das ausfüh-
rende Luftfahrtunternehmen durchaus auch für
den Reiseveranstalter handeln kann.

4

Arbeitszeitnachweise bei angeblicher
Privatnutzung eines Wohnmobil/
Pferdetransporters

Orientierungssatz zur Anmerkung:

Bei Nutzung eines Pferdetransporters für
sechs Pferde mit Wohnwagenteil und ei-
ner zulässigen Gesamtmasse von 26 Ton-
nen sind die Sozialvorschriften VO (EG)
Nr. 561/2006, VO (EWG) Nr. 3821/85 und § 4
FPersG anzuwenden.

Anmerkung zu VG München, Urteil vom
 04.08.2015, M 16 K 14.4886
von Dr. Bernd Andresen, RA, Düsseldorf

A. Problemstellung

Bei Fahrzeugen zur Güterbeförderung von mehr
als 3,5 t zulässiger Gesamtmasse sind Arbeits-
zeitnachweise durch die VO (EG) NR. 561/2006
und die VO (EWG) Nr. 3821/85 vorgeschrieben.

Ein Pferdehof hatte ein als Wohnmobil zuge-
lassenes Fahrzeug, das aber auch sechs Pfer-
de befördern konnte. Auf Anforderung der Ar-
beitsschutzbehörde wurden keine Arbeitszeit-
nachweise übersandt, weil der Halter der Mei-
nung war, es sei ein Wohnmobil und würde
nur privat genutzt. Bei der rechtlichen Ein-
ordnung eines Fahrzeugs kommt es allerdings
nicht auf die Angabe im Fahrzeugschein und
die generelle Zweckbestimmung, sondern auf
den tatsächlichen Einsatz an (Winkler in: And-
resen/Winkler, Fahrpersonalgesetz und Sozial-
vorschriften für Kraftfahrer, 4. Aufl. 2011, Art. 3
VO (EG) Nr.  561/2006 Rn.18). Ein Wohnmobil
wird nicht zur Güterbeförderung eingesetzt, ist
aber als zur Güterbeförderung bestimmt anzu-
sehen, wenn der wesentliche Teil des Fahrzeugs
dazu bestimmt ist, Pferde zu befördern und der
Wohnmobilteil nur dazu dient, dem Fahrer oder
einer Begleitung bei einer längeren Fahrt auch
eine Ruhens- und Übernachtungsmöglichkeit zu
schaffen. Deshalb sind auch Arbeitszeitnach-
weise vom Fahrer zu führen. Wenn jetzt die zu-
ständige Überwachungsbehörde sie anfordert,
sind die Arbeitszeitnachweise zu übersenden.
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Kommt der Halter des Fahrzeugs dieser Ver-
pflichtung nicht nach, kann er durch eine Ord-
nungsverfügung dazu angehalten werden.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Das VG München hatte über eine Anfechtungs-
klage der Geschäftsführerin eines Unterneh-
mens als Halter zu entscheiden, die sich gegen
die Anordnung richtete, die Arbeitszeitnachwei-
se eines Fahrzeugs vorzulegen.

Die zuständige Arbeitsschutzbehörde – das Ge-
werbeaufsichtsamt bei der Bezirksregierung
Oberbayern – forderte von der Halterin eines als
Wohnmobil zugelassenen Transportfahrzeugs
mit einer zulässigen Gesamtmasse von 26 Ton-
nen Arbeitszeitnachweise an. Das Fahrzeug hat-
te sechs Pferdeboxen und einen einem Wohn-
mobil vergleichbar ausgebauten Aufbau. Die
Halterin betreibt einen Pferdehof in der Rechts-
form einer GmbH und Co. KG.

Die Gewerbeaufsicht verlangte von der Halte-
rin die Vorlage von Arbeitszeitnachweisen, um
die Einhaltung der Sozialvorschriften im Stra-
ßenverkehr zu überprüfen. Gefordert wurde die
Übermittlung von Daten von den Fahrerkar-
ten und vom Massenspeicher des Kontrollge-
räts oder die Übersendung der Schaublätter
des Kontrollgeräts, falls das Fahrzeug noch mit
einem mechanischen Kontrollgerät ausgerüs-
tet sei. Weiterhin sollten die Personalien des
für den Fahrzeugeinsatz Verantwortlichen und
des Verkehrsleiters mitgeteilt werden. Begrün-
det wurde der Bescheid damit, dass gemäß
§  4 Abs.  3 Sätze 3 bis 7 Fahrpersonalgesetz
(FPersG) die gesetzliche Verpflichtung bestehe,
die auf den Fahrerkarten und dem Massenspei-
cher gespeicherten Daten regelmäßig zu kopie-
ren, die gespeicherten Daten zu sichern und auf
Verlangen der zuständigen Behörde zu übermit-
teln. Deshalb sei die Anordnung keine unver-
hältnismäßige Belastung.

Anfechtungen gegen einen solchen Bescheid
haben nach § 5 Abs. 3 FPersG keine aufschie-
bende Wirkung. Einen Antrag auf Wiederher-
stellung der aufschiebenden Wirkung hatte das
Gericht rechtskräftig abgelehnt.

Das VG München hat die Klage gegen den Be-
scheid als unbegründet abgewiesen. Die Vor-
aussetzungen für die Verpflichtung der Klägerin

zur Vorlage der Arbeitszeitnachweise und Ertei-
lung der Auskünfte lägen vor.

Die Klägerin ist der Auffassung, dass sie das
Fahrzeug nur privat nutze. Die Tochter der
Geschäftsführerin würde damit zu Turnieren
fahren. Fahrer sei ein Mitarbeiter des Pferde-
hofs. Sie sieht in der Regelung der VO (EG)
Nr. 561/2006 und der VO (EWG) Nr. 3821/85 ei-
nen Verstoß gegen ihre Grundrechte aus Art. 14
Abs. 1 und Art. 2 Abs. 1 GG.

Das sieht das Gericht anders. Das Fahrzeug
diene der Güterbeförderung im Straßenverkehr,
nämlich dem Pferdetransport. Für das Vorliegen
eines Gütertransports sei es unschädlich, wenn
das Fahrzeug zugleich mit einem Wohnwagen-
teil ausgestattet sei. Im Hinblick auf die Ver-
kehrssicherheit sei allein das Gefahrenpotential
durch den Gütertransport entscheidend.

Der Ausnahmetatbestand des Art.  3 VO (EG)
Nr. 561/2006, wonach die Verordnung nicht gilt
bei Fahrten für private Zwecke mit einem Fahr-
zeug bis 7,5 Tonnen zulässiger Gesamtmasse,
liege nicht vor. Selbst wenn das Fahrzeug nur
für private Zwecke genutzt würde, setze die
Ausnahmeregelung voraus, dass die zulässige
Gesamtmasse von 7,5 Tonnen nicht überschrit-
ten werde. Da der Pferdetransporter eine zuläs-
sige Gesamtmasse von 26 Tonnen habe, gebe
es keine Befreiung von den Sozialvorschriften.

Abschließend prüft das Gericht noch, ob die VO
(EG) Nr. 561/2006 gegen höherrangiges Recht
verstößt, sieht jedoch den Eingriff in die unter-
nehmerische Freiheit durch die legitimen Zwe-
cke einer Harmonisierung von Sozialvorschrif-
ten im Straßenverkehr und der Verbesserung
der Verkehrssicherheit als gerechtfertigt an.

Die Benennung eines Verkehrsleiters hält das
Gericht für nachvollziehbar, da alles dafür spre-
che, dass die Klägerin den Beruf eines Güter-
kraftverkehrsunternehmers ausübe. Die zu be-
fördernden Pferde würden nicht dem Pferdehof
gehören, der Fahrer sei Mitarbeiter der Kläge-
rin. Rechtsgrundlage für die Bestellung eines
Verkehrsleiters sei Art. 4 Abs. 1 und 2 VO (EG)
Nr. 1071/2009.

Deshalb sei die Klage gegen den Bescheid ins-
gesamt abzuweisen.
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C. Kontext der Entscheidung

Transportunternehmer und Halter von Fahrzeu-
gen zur Güterbeförderung mit mehr als 2,8 Ton-
nen zulässiger Gesamtmasse sind verpflichtet,
die Sozialvorschriften und das Fahrpersonalge-
setz zu beachten. Sie haben Kontroll- und Do-
kumentationspflichten, um für die Einhaltung
der Lenk- und Ruhezeiten zu sorgen. Aufforde-
rungen der zuständigen Arbeitsschutzbehörde,
Auskünfte zu erteilen und Arbeitszeitnachweise
vorzulegen, sind zu befolgen (Andresen, juris-
PR-TranspR 1/2015 Anm. 5). Das Urteil des VG
München entspricht der Rechtslage und ist zu-
treffend begründet.

Der Schwerpunkt der Entscheidung des VG
München liegt darin, dass es bei der Einord-
nung eines Fahrzeugs nicht auf die Eintragung
im Fahrzeugschein, sondern auf die tatsächliche
Nutzung ankommt. Da mit dem Fahrzeug der
Klägerin Pferde befördert werden, wird es zur
Güterbeförderung eingesetzt. Das Gericht ge-
langt zwar zu der Auffassung, dass gewerblicher
Transport von Pferden durch die GmbH und Co.
KG vorliege, aber selbst bei einer rein privaten
Nutzung wären Arbeitszeitnachweise zu führen
und vorzulegen. In der Vorgängerverordnung
VO (EWG) Nr.  3820/85 waren noch alle Fahr-
ten für private Zwecke von den Sozialvorschrif-
ten ausgenommen, das wurde jedoch 2006 in
Art. 3 VO (EG) Nr. 561/2006 geändert. Jetzt sind
nur noch Fahrten für private Zwecke mit Fahr-
zeugen bis 7,5 Tonnen zulässiger Gesamtmas-
se ausgenommen. Hier liegt der Grund nicht in
der Harmonisierung, sondern im Zweck, die Ver-
kehrssicherheit zu verbessern. Fahrzeuge die-
ser Größenordnung sollen nicht von übermüde-
ten Fahrern im Straßenverkehr gelenkt werden.
Diese Fahrer, auch wenn es sich um Privatperso-
nen handelt, sollen gezwungen werden, Fahrt-
unterbrechungen und Ruhezeiten sowie die zu-
lässigen Lenkzeiten wie beruflich tätige Fahrer
einzuhalten. Zur Überprüfung sind deshalb auch
Arbeitszeitnachweise zu führen und auf Anfor-
derung der Überwachungsbehörde vorzulegen.

Ein Verstoß gegen Grundrechte liegt nicht vor.
Es gibt für den zur Herausgabe der Arbeitszeit-
nachweise Verpflichteten auch kein Verweige-
rungsrecht. In § 4 Abs. 4 FPersG besteht nur ein
Auskunftsverweigerungsrecht für den zur Aus-
kunft Verpflichteten, die Auskunft auf solche
Fragen zu verweigern, deren Beantwortung ihn
selbst oder einen nahen Angehörigen der Ge-

fahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines Ver-
fahrens wegen einer Ordnungswidrigkeit aus-
setzen würde. Das bezieht sich aber ausschließ-
lich auf Auskünfte, nicht jedoch auf die Vorlage
der geforderten Unterlagen. Das Recht, die Ein-
sichtnahme in geschäftliche Unterlagen zu ver-
weigern, lässt sich aus dem Grundgesetz nicht
herleiten (Winkler in: Andresen/Winkler, Fahr-
personalgesetz und Sozialvorschriften für Kraft-
fahrer, §  4 FPersG Rn. 37, unter Bezugnahme
auf BVerfG v. 07.09.1984 - 2 BvR 159/84).

D. Auswirkungen für die Praxis

Da das Führen von Arbeitszeitnachweisen mit
einigem Aufwand verbunden ist, besonders,
wenn ein Mitarbeiter nicht ständig fährt, wird
immer wieder versucht, der Verpflichtung zum
Führen von Arbeitszeitnachweisen zu entgehen.
Ausnahmen von der Verpflichtung findet man in
Art. 3 VO (EG) Nr. 561/2006 sowie in § 18 FPersV
für Fahrzeuge mit einer Gesamtmasse von mehr
als 3,5 Tonnen und in § 1 FPersV für Fahrzeu-
ge mit einer Gesamtmasse zwischen mehr als
2,8 bis 3,5 Tonnen. Diese Ausnahmen werden
restriktiv ausgelegt. Wenn es zu prüfen gilt, ob
eine Ausnahme vorliegt, sind immer die Begrün-
dungen für die Verpflichtung, Sozialvorschriften
einzuhalten, mit zu prüfen. Die EU-Vorschriften
dienen der Harmonisierung der Sozialvorschrif-
ten in Europa, der Verkehrssicherheit und dem
Arbeitsschutz. Die Ausnahmen erfassen die Fäl-
le, die entweder keine wirtschaftliche Bedeu-
tung haben oder bei denen nur eine geringe
Gefahr für die Verkehrssicherheit ausgeht. Wird
wenig gefahren, sondern werden im Wesentli-
chen andere Arbeiten vorgenommen, so kann
z.B. das „Handwerkerprivileg“ zum Tragen kom-
men (§ 1 Abs. 2 Nr. 3 FPersV für Fahrzeuge bis
3,5 Tonnen zulässiger Gesamtmasse).

Da nach § 5 Abs. 3 FPersG Rechtsbehelfe gegen
die Verfügung keine aufschiebende Wirkung ha-
ben, sollten vorhandene Arbeitszeitnachweise
und die Auskünfte gegeben werden. Dann be-
steht die Möglichkeit, wenn wegen fehlender
weiterer Arbeitszeitnachweise oder unvollstän-
diger Auskünfte ein Bußgeldbescheid ergeht,
dagegen Widerspruch einzulegen und ein ge-
richtliches Verfahren vor den ordentlichen Ge-
richten zur Klärung durchzuführen.
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E. Weitere Themenschwerpunkte der Ent-
scheidung

Die Klägerin wurde auch aufgefordert, die Per-
sonalien des Verkehrsleiters anzugeben. Ein
Verkehrsleiter ist zu bestellen, wenn gewerbli-
cher Güterkraftverkehr mit Fahrzeugen mit ei-
ner zulässigen Gesamtmasse von mehr als 3,5
Tonnen betrieben wird. Das ergibt sich aus
Art.  4 VO (EG) Nr.  1071/2009. Das Gericht
nimmt an, dass nicht nur eigene Pferde, son-
dern auch Pferde von Personen, die die Pfer-
de im Pferdehof unterstellen, befördert werden.
Dann werden gewerbliche Transporte für Drit-
te durchgeführt. Erforderlich ist dann eine Ge-
meinschaftslizenz nach Art.  4 Abs.  2 der VO
(EG) Nr.  1072/2009 oder eine Erlaubnis nach
§  3 GüKG. Dafür ist der Nachweis der Sach-
kunde durch Bestellung eines Verkehrsleiters
erforderlich. Das kann der Geschäftsführer der
GmbH sein, aber auch ein externer Verkehrslei-
ter, der die in der VO (EG) Nr. 1071/2009 gefor-
derten Voraussetzungen erbringt. Weitere Vor-
aussetzungen sind die finanzielle Leistungsfä-
higkeit des Unternehmens und die persönliche
Zuverlässigkeit des Geschäftsführers und des
Verkehrsleiters.

5

Rechtswegzuständigkeit für die
Zahlungsklage eines Paketzustellers/
Kurierfahrers

Leitsatz:

Grundsätzlich übt ein Frachtführer i.S.d.
§§ 407 ff. HGB ein selbstständiges Gewerbe
aus. Jedoch ist ein solches Rechtsverhältnis
dann als Arbeitsverhältnis anzusehen, wenn
die Tätigkeit des Transporteurs durch den
Auftraggeber stärker eingeschränkt wird,
als es auf Grund der gesetzlichen Regelun-
gen geboten ist.

Anmerkung zu LArbG Rostock, Beschluss vom
 13.07.2015, 3 Ta 6/15
von Christian Darge, RA und Notar, FA für Ar-
beitsrecht und FA für Insolvenzrecht, Ahlers & Vo-
gel, Bremen

A. Problemstellung

Die DHL und andere Paketdienstleister setzen
für die Zustellung der Pakete regelmäßig Su-
bunternehmer ein, die ihrerseits Subunterneh-
mer mit der Zustellung beauftragen. Bei diesen
Subunternehmern handelt es sich häufig um
Einzelunternehmer, die ausschließlich für einen
Auftraggeber tätig sind. In diesen Fällen stellt
sich die Frage, ob der Einzelunternehmer ein
selbstständiges Gewerbe als Frachtführer aus-
übt und dementsprechend auch als solcher für
Beschädigung oder Verlust haftet oder aber als
weitgehend haftungsfreier Arbeitnehmer anzu-
sehen ist.

Das LArbG Rostock hatte sich im Rahmen einer
Entscheidung über die Rechtswegzuständigkeit
mit dieser Frage zu befassen.

B. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Die Parteien stritten im Beschwerdeverfahren
im Zusammenhang mit Zahlungsansprüchen
über die Rechtswegzuständigkeit zu den Gerich-
ten für Arbeitssachen.

Der Kläger war seit dem 01.03.2006 als Paket-
zusteller/Kurierfahrer für die Beklagte im Rah-
men eines selbstständigen Gewerbes tätig. Seit
dieser Zeit stellte er mit Hilfe seines eigenen
Kleintransporters termingebundene Sendungen
an die Auftraggeberin der Beklagten, in diesem
Fall der DHL, zu bzw. holte diese bei den Kun-
den ab. Der Kläger war ausschließlich für die
Beklagte tätig. Ein schriftlicher Vertrag bestand
zwischen den Parteien nicht.

Der Kläger musste sich jeden Morgen gegen
05:00 Uhr im Depot der DHL einfinden, um
die zuzustellenden Waren zu übernehmen. Je-
de Sendung war mit einem Barcode versehen,
den der Kläger mittels Scanner erfassen muss-
te. Seitens der DHL wurden zeitliche Zustell-
optionen vorgegeben. Für die Zeit nach 12:00
Uhr hatte der Kläger vorrangig die Aufgabe, die
von den Kunden aufgegebenen Sendungen ab-
zuholen. Die Informationen wurden ihm wäh-
rend der Tour auf elektronischem Wege auf sein
Empfangsgerät vermittelt. Werktäglich war er
mindestens bis 17:00 Uhr im Einsatz. Sämtli-
ches Arbeitsmaterial wurde durch die DHL ge-
stellt. Das Transportfahrzeug des Klägers war
als ein Fahrzeug der DHL lackiert und beschrif-
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tet. Dem Kläger war es durch die Beklagte for-
mal freigestellt, seine vertraglichen Verpflich-
tungen durch eigene Mitarbeiter zu erfüllen, oh-
ne dass allerdings ein solcher Fall in der Ver-
gangenheit vorgekommen wäre. Die Beklagte
erwartete vom Kläger, dass er im Verhinde-
rungsfalle (z.B. bei Krankheit) der Beklagten
sein Fahrzeug zur Verfügung stellt, damit die-
se durch eigene Mitarbeiter die Touren fahren
konnte. Ferner war dem Kläger ein fester Zu-
stellbezirk zugewiesen. Darüber hinaus hatte
die DHL in sogenannten Handouts Tätigkeitshin-
weise an die Fahrer herausgegeben, in denen
u.a. das Zustellprozedere oder das Verhalten im
Umgang mit den Kunden der DHL detailliert be-
schrieben wird. Die Beklagte musste sich diese
Tätigkeitshinweise an die Fahrer im Rahmen ih-
rer Verpflichtungen gegenüber der DHL zurech-
nen lassen.

Der Kläger vertrat die Auffassung, dass er als Ar-
beitnehmer anzusehen sei. Demgegenüber ver-
trat die Beklagte die Ansicht, dass eine über
das übliche Frachtführergeschäft hinausgehen-
de Weisungsgebundenheit nicht vorgelegen ha-
be.

Nachdem das Arbeitsgericht eine Rechtswegzu-
ständigkeit unter Hinweis darauf, dass es an ei-
nem schlüssigen Tatsachenvortrag des Klägers
zur Darlegung der notwendigen Arbeitnehmer-
eigenschaft fehle, verneint hatte, hat das LArbG
Rostock dem Kläger Recht gegeben.

Zwar werde gemäß § 407 Abs. 1 i.V.m. Abs. 2
HGB auch der gewerbsmäßig tätige Frachtfüh-
rer durch den Frachtvertrag gegenüber dem Ab-
sender verpflichtet, das Gut zum Bestimmungs-
ort zu befördern und dort an den Empfänger ab-
zuliefern. Danach setze der Frachtvertrag ein
Gewerbe und damit auch eine selbstständige
Tätigkeit des Frachtführers nach dem Willen
des Gesetzgebers voraus. Der selbstständige
Frachtführer sei nach seinem Berufsbild zudem
in hohem Maße weisungsabhängig. Dies gel-
te insbesondere in Bezug auf die Arbeitszeit.
Die Beförderung von Gütern sei zumeist ab-
hängig von einzuhaltenden Lieferterminen. In-
soweit könne der Frachtführer nicht frei festle-
gen, wann er das Gut zum Empfänger beför-
dere. Er sei allenfalls darin frei, den angebo-
tenen Beförderungsauftrag anzunehmen oder
nicht anzunehmen, um ggf. einen lukrativeren

Fuhrauftrag zu realisieren (LArbG Mainz, Be-
schl. v. 05.03.2010 - 10 Ta 10/10 Rn. 16, 17).

Jedoch ergebe sich vorliegend aus der gebo-
tenen Gesamtschau der tatsächlichen Hand-
habung bzw. der tatsächlichen Vertragsgestal-
tung, dass der Umfang sowie die Art und Weise
der Vertragsdurchführung den Kläger in einem
noch stärkeren Maße an die Beklagte gebunden
habe, als dies ohnehin für einen Frachtführer-
vertrag nach den §§ 407 ff. HGB üblich und not-
wendig sei. Der Kläger sei auf der Grundlage
der vertraglichen Verpflichtung der Beklagten
gegenüber der DHL gehalten gewesen, die an-
fallenden Zustellungen bzw. Abholungen in ei-
nem von der Beklagten zugewiesenen Zustell-
bezirk zu realisieren und dabei die von der
DHL gestellten Betriebsablaufstrukturen zu nut-
zen. Allein daraus ergebe sich eine deutlich hö-
here Einschränkung des Klägers, als dies bei
Frachtführern nach den gesetzlichen Vorgaben
der §§ 407  ff. HGB der Fall sei. Dieses Ergeb-
nis würde noch dadurch verstärkt werden, dass
der Kläger bei Abwesenheitszeiten sein Fahr-
zeug der Beklagten zur Verfügung zu stellen ge-
habt habe, damit diese mit eigenen Fahrern ih-
re Verpflichtung gegenüber der DHL habe er-
füllen können. Die Möglichkeit, eigene Mitarbei-
ter einzusetzen, schließe die Annahme eines Ar-
beitsverhältnisses nicht aus. Dies stelle ledig-
lich eines von mehreren im Rahmen einer Ge-
samtwürdigung zu berücksichtigenden Anzei-
chen dar.

C. Kontext der Entscheidung

Mit dieser Entscheidung liegt das LArbG Rostock
auf der Linie des BAG. Bereits in seiner „Fracht-
führer“-Entscheidung vom 19.11.1997 (5 AZR
653/96) hat das BAG in einem ähnlich gelager-
ten Sachverhalt entschieden, dass ein Rechts-
verhältnis als ein Arbeitsverhältnis angesehen
werden könne, wenn die Tätigkeit des Trans-
porteurs stärker eingeschränkt würde, als es
aufgrund gesetzlicher Regelungen oder wegen
versicherungsrechtlicher Obliegenheiten gebo-
ten wäre. In Abgrenzung dazu hat der Fünfte
Senat eine Arbeitnehmereigenschaft verneint,
wenn der Frachtführer zwar nur für einen Auf-
traggeber fahre, ihm aber weder Dauer noch
Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit vor-
geschrieben seien und er nicht nur die theore-
tische Möglichkeit habe, auch Transporte für ei-
gene Kunden auf eigene Rechnung durchzufüh-
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ren. Ob er diese Möglichkeit tatsächlich nutze,
sei nicht entscheidend (BAG, Urt. v. 30.09.1998
- 5 AZR 563/97). Diese Rechtsprechung hat
das BAG mehrfach bestätigt (vgl. nur BAG,
Urt. v. 27.06.2001 - 5 AZR 561/99; BAG, Urt. v.
13.03.2008 - 2 AZR 1037/06). Sowohl der BGH
(vgl. Urt. v. 21.10.1998 - VIII ZB 54/97) als auch
das BSG (vgl. Urt. v. 11.03.2009 - B 12 KR 21/07
R) sind der Ansicht gefolgt. Vor diesem Hinter-
grund ist die Entscheidung des LArbG Rostock in
Ansehung des engen zeitlichen Korsetts im ent-
schiedenen Fall, welches eine Tätigkeit für an-
dere Auftraggeber faktisch nahezu ausschloss,
und des weiteren Umstandes, dass das Fahr-
zeug bei Abwesenheit zur Verfügung gestellt
werden musste und somit nicht für eigene Akti-
vitäten genutzt werden konnte, nur folgerichtig.

D. Auswirkungen für die Praxis

Auch wenn die Entscheidung des LArbG Ros-
tock somit aus arbeitsrechtlicher Sicht nichts
bahnbrechend Neues bringt, ruft sie in Erin-
nerung, dass bei frachtvertraglichen Haftungs-
ansprüchen stets auch geprüft werden muss,
ob einer Haftung des vermeintlichen Fracht-
führers ein bestehendes Arbeitsverhältnis zum
vermeintlichen Absender im Wege steht. So-
fern dem Frachtführer so wenig „Spielraum“ bei
seinen Beförderungsaufgaben überlassen wird,
dass er als abhängig Beschäftigter angesehen
werden muss, ist für eine frachtrechtliche Haf-
tung kein Raum mehr, sondern es wird nur nach
arbeitsrechtlichen Grundsätzen gehaftet. Etwai-
ge Schäden trägt dann meistens der Absender
als Arbeitgeber. Davon abgesehen treten die
allgemeinen arbeits- und sozialversicherungs-
rechtlichen Folgen ein. Hierfür müssten nicht
einmal die Frachtführer Rechte einfordern. Der-
artiges kann auch im Rahmen einer Betriebs-
prüfung auffallen.
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